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Haftungsumfang der Versicherungen für Gewerbe und Verwaltungen
A Feuerversicherung

B Einbruchdiebstahlversicherung einschl. Vandalismus

C Leitungswasserversicherung

D Sturmversicherung einschl. Hagel
I. Summarisch*) versichert sind einschl. fremden Eigentums in

den Büro-, Geschäfts- und Lagerräumen, Schaufenstern,
Schaukästen und Vitrinen (in der Feuerversicherung auch
außerhalb der Gebäude) auf dem Versicherungsgrundstück
1. – die technische und kaufmännische Betriebseinrichtung 

mit Zubehör einschl. Gebrauchsgegenstände der Be-
triebsangehörigen zum Neuwert - ohne Geld, Wert-
papiere, Kraftfahrzeuge, Automaten / Zeitschaltauto-
maten mit Geldeinwurf sowie deren Inhalt

– die gesamten Warenvorräte (jedoch ohne Inhalt von    
Automaten mit Geldeinwurf)

– Vorsorge zum Ausgleich einer etwaigen Unterversicherung
2. Schäden durch Betriebsunterbrechung (soweit beantragt)

Haftungspaket “Sicherheit”
Umfang des Versicherungsschutzes in Erweiterung der versicherten Gefahren
1. Aus der versicherten Gefahr sind die folgenden Haftungserweiterungen auf Erstes Risiko

mitversichert: Die Entschädigungsgrenze beträgt für die Haftungserweiterung 1.1 bis 
1.12 zusammen 20 % der Gesamtversicherungssumme, mindestens jedoch 50.000 DM

1.1 - Aufräumungs-, Abbruch-, Bewegungs- und Schutzkosten, Feuerlöschkosten.
1.2 - Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen (ohne Restwerte) (Klausel 2302).
1.3 - Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalles und der

Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung (Preisdifferenzversicherung: Klausel 1301).
1.4 - Sachverständigenkosten (Klausel 1302), soweit der entschädigungspflichtige Schaden 

50.000 DM in der Feuer- bzw. 20.000 DM in der Leitungswasser-, Sturm- und 
Einbruchdiebstahlversicherung übersteigt.
Der vereinbarte Anteil beträgt 80%.

1.5 - Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner typengebundene, 
für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen (Zeitwert).

1.6 - Akten, Pläne, Geschäftsbücher, Karteien, Zeichnungen, Magnetbänder, Magnetplatten und 
sonstige Datenträger.

1.7 - An der Außenseite des Gebäudes angebrachte Antennenanlagen, Markisen, Leuchtröhren
anlagen, Schilder und Transparente, Überdachungen, Schutz- und Trennwände, soweit der 
Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt.

1.8 - Kosten für die Dekontamination von Erdreich mit einem Selbstbehalt von 25 % (Klausel 3301).
1.9 - Raub innerhalb der Versicherungsräume und des allseits umfriedeten Grundstücks (Ver-

sicherungsort).
1.10 - Raub auf Transportwegen innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, unter der Voraus-

setzung, daß nicht mehrere Transporte gleichzeitig unterwegs sind.
1.11 - Aufwendungen bei Abhandenkommen von Schlüsseln zu Tresorräumen, Geldschränken, 

mehrwandigen Stahlschränken mit einem Mindestgewicht von 300 kg oder eingemauerten 
Stahlschränken mit mehrwandiger Tür.

1.12 - Gebäudebeschädigungen und Beschädigungen durch Einbruchdiebstahl an Schaukästen 
und Vitrinen außerhalb der Versicherungsräume auf dem Versicherungsgrundstück - aus
genommen Schaufenster-, Schaukästen- und Vitrinenverglasung sowie Kosten für Tür-
schloßänderungen durch Einbruchdiebstahl oder Raub.
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soweit diese Versiche-
rungen nach dem
Versicherungsschein
bestehen

Versicherungs-
summen
siehe
Versicherungs-
schein

*) Summarische Versicherung bedeutet, daß im Schadenfall Unterversicherung nur dann berücksichtigt wird, wenn der gesamte Wert von Einrichtung
und Ware am Schadentag höher ist, als die Versicherungssumme für Einrichtung, Ware und Vorsorge. Die summarische Versicherung ist jedoch nicht
zulässig bei der Stichtagsversicherung.

}
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2. Mitversichert sind im Rahmen der Gesamtversicherungssumme:
2.1 - Brandschäden an Räucher-, Trocknungs- und sonstigen ähnlichen Erhitzungsanlagen und 

deren Inhalt, wenn der Brand innerhalb der Anlage ausbricht (Klausel 3102).
2.2. - Sachen in Räumen unter Erdgleiche; Lagerhöhe mind. 12 cm über dem Fußboden (zur 

Leitungswasserversicherung).
2.3 - Schäden durch bestimmungswidrigen Wasseraustritt aus Sprinklern (Klausel 5101).
2.4 - Schäden durch bestimmungswidrigen Austritt von Wasser aus Aquarien.
2.5 - Sachen innerhalb der Bundesrepublik Deutschland (Klausel 3401; Außenversicherung). 

Dieser Versicherungsschutz gilt nicht in der Einbruchdiebstahlversicherung.

3. Zusätzlich sind auf Erstes Risiko versichert:
3.1 - Schäden an Schaufensterinhalt, ohne daß der Täter das Gebäude betritt

(zur Einbruchdiebstahl-Versicherung) je Fenster    5.000 DM
3.2 - Sachen in Schaukästen und Vitrinen außerhalb der Versicherungsräume auf

dem Versicherungsgrundstück (zur Einbruchdiebstahlversicherung) je Vitrine 1.000 DM
3.3 - Überspannungsschäden infolge Blitz 2.000 DM
3.4 - Bargeld, Urkunden (z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere), Brief- und Wertmarken

a) unter anderem Verschluß in Behältnissen, die eine erhöhte Sicherheit, und zwar
auch gegen die Wegnahme der Behältnisse selbst haben. 2.000 DM

b) in mehrwandigen Stahlschränken der Sicherheitsstufe B mit einem
Mindestgewicht von 300 kg 10.000 DM

c) in Wertschutzschränken der Sicherheitsstufe VdS-Grad I (Mindestmasse
1000 kg) 10.000 DM

d) in Wertschutzschränken der Sicherheitsstufe VdS-Grad II (Mindestmasse
1000 kg) 10.000 DM

Haftungspaket “Top”
Umfang des Versicherungsschutzes in Erweiterung der versicherten Gefahren

Sofern das Haftungspaket “Top” beantragt ist, betragen die Entschädigungsgrenzen für die
Haftungserweiterungen der Ziffern 1.1 bis 1.12 zusammen 50 % der Gesamtversicherungs
summe, mindestens jedoch 100.000 DM.

3. Die Entschädigungsgrenzen der zusätzlichen Einschlüsse der Ziffer 3 betragen bei
3.1 - Schaufensterinhalt je Fenster 10.000 DM
3.2 - Schaukästen und Vitrinen je Vitrine 2.000 DM
3.3 - Blitzüberspannung 3.000 DM
3.4 - Bargeld, Urkunden (z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere), Brief- und Wertmarken

a) unter anderem Verschluß in Behältnissen, die eine erhöhte Sicherheit,
und zwar auch gegen die Wegnahme der Behältnisse selbst haben. 3.000 DM

b) in mehrwandigen Stahlschränken der Sicherheitsstufe B mit einem 
Mindestgewicht von 300 kg 20.000 DM

c) in Wertschutzschränken der Sicherheitsstufe VdS-Grad I (Mindestmasse
1000 kg) 40.000 DM

d) in Wertschutzschränken der Sicherheitsstufe VdS-Grad II (Mindestmasse
1000 kg) 100.000 DM

II. Außerdem sind mitversichert (soweit beantragt)
In der Einbruchdiebstahlversicherung (B)
Schäden durch Vandalismus, die dadurch entstehen, 
daß der Täter bei einem Einbruch versicherte 
Sachen vorsätzlich zerstört oder beschädigt.
In der Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser- 
und Sturmversicherung (A-D)
Bargeld gemäß Ziffer 3.4 a) (unter anderem
Verschluß) auch in der Wohnung des 
Versicherungsnehmers.
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Feuerversicherung

Allgemeine Bedingungen für die Feuerversicherung (AFB 87)

§   1 Versicherte Gefahren und Schäden
§   2 Versicherte Sachen
§   3 Versicherte Kosten
§   4 Versicherungsort
§   5 Versicherungswert
§   6 Gefahrumstände bei Vertragsabschluß und Gefahrerhöhung
§   7 Sicherheitsvorschriften
§   8 Prämie; Beginn und Ende der Haftung
§   9 Mehrfache Versicherung; Überversicherung
§ 10 Versicherung für fremde Rechnung
§ 11 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung
§ 12 Entschädigungsgrenzen
§ 13 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall
§ 14 Besondere Verwirkungsgründe
§ 15 Sachverständigenverfahren
§ 16 Zahlung der Entschädigung
§ 17 Repräsentanten
§ 18 Wiederherbeigeschaffte Sachen
§ 19 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall
§ 20 Schriftliche Form; Zurückweisung von Kündigungen
§ 21 Agentenvollmacht
§ 22 Gerichtsstand
§ 23 Schlußbestimmung

§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden
1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch
a) Brand,
b) Blitzschlag,
c) Explosion,
d) Anprall oder Absturz eines bemannten Flugkörpers, seiner Teile oder seiner Ladung,
e) Löschen, Niederreißen oder Ausräumen infolge eines dieser Ereignisse

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.
2. Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstanden ist oder ihn
verlassen hat und das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag.
3. Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen.
4. Explosion ist eine auf dem Ausdehnungbestreben von Gasen oder Dämpfen beruhende,
plötzlich verlaufende Kraftäußerung. Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung
usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen Umfang zerrissen wird, daß ein
plötzlicher Ausgleich des Druckunterschiedes innerhalb und außerhalb des Behälters statt-
findet. Wird im Inneren eines Behälters eine Explosion durch chemische Umsetzung her-
vorgerufen, so ist ein dadurch an dem Behälter entstehender Schaden auch dann zu erset-
zen, wenn seine Wandung nicht zerrissen ist. Schäden durch Unterdruck sind nicht versi-
chert.

6

A

1.



5. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf
a) Brandschäden, die an versicherten Sachen dadurch entstehen, daß sie einem Nutzfeuer

oder der Wärme zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden; dies
gilt auch für Sachen, in denen oder durch die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt
oder weitergeleitet wird;

b) Sengschäden, außer wenn diese dadurch verursacht wurden, daß sich eine versicherte
Gefahr gemäß Nr. 1 verwirklicht hat;

c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die im Verbrennungsraum auftre-
tenden Explosionen, sowie Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen Schaltern
durch den in ihnen auftretenden Gasdruck entstehen;

d) Schäden, die durch die Wirkung des elektrischen Stromes an elektrischen Einrichtungen
mit oder ohne Feuererscheinung entstehen (z. B. durch Überstrom, Überspannung, Iso-
lationsfehler, wie Kurz-, Windungs-, Körper- oder Erdschluß, unzureichende Kontakt-
gabe, Versagen von Meß-, Regel- oder Sicherheitseinrichtungen);

e) Blitzschäden an elektrischen Einrichtungen, es sei denn, daß der Blitz unmittelbar auf
diese Sachen übergegangen ist.

6. Folgeschäden sind durch Nr. 5 a und 5 c nicht ausgeschlossen.
Durch Nr. 5 d und 5 e sind Folgeschäden nicht ausgeschlossen, soweit sie Folgeschäden
von Brand- oder Explosionsschäden sind.
Die Ausschlüsse gemäß Nr. 5 a bis 5 d gelten nicht für Schäden, die dadurch verursacht
wurden, daß sich an anderen Sachen eine versicherte Gefahr gemäß Nr. 1 verwirklicht hat.
7. Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen außerdem
nicht auf Schäden an versicherten Sachen und nicht auf versicherte Kosten, die durch
Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen, Erdbeben oder Kernenergie*) verursacht wer-
den.

§ 2 Versicherte Sachen
1. Versichert sind die in dem Versicherungsvertrag bezeichneten
a) Gebäude und sonstigen Grundstücksbestandteile;
b) bewegliche Sachen.
2. Gebäude sind mit ihren Bestandteilen, aber ohne Zubehör versichert, soweit nicht etwas
anderes vereinbart ist.
3. Bewegliche Sachen sind nur versichert, soweit der Versicherungsnehmer
a) Eigentümer ist;
b) sie unter Eigentumsvorbehalt erworben hat;
c) sie sicherungshalber übereignet hat und soweit für sie gemäß § 71 Abs. 1 Satz 2 VVG

dem Erwerber ein Entschädigungsanspruch nicht zusteht.
4. Über Nr. 3 hinaus ist fremdes Eigentum versichert, soweit es seiner Art nach zu den ver-
sicherten Sachen gehört und dem Versicherungsnehmer zur Bearbeitung, Benutzung oder
Verwahrung oder zum Verkauf in Obhut gegeben wurde und soweit nicht der Versicherungs-
nehmer nachweislich, insbesondere mit dem Eigentümer, vereinbart hat, daß die fremden
Sachen durch den Versicherungsnehmer nicht versichert zu werden brauchen.
5. Die Versicherung gemäß Nr. 3 b, Nr. 3 c und Nr. 4 gilt für Rechnung des Eigentümers und
des Versicherungsnehmers. In den Fällen der Nr. 4 ist jedoch für die Höhe des Ver-
sicherungswertes, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, nur das Interesse des Eigen-
tümers maßgebend.
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6. Ist Versicherung der Betriebseinrichtung vereinbart, so fallen hierunter nicht
a) Bargeld;
b) Urkunden, wie z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere;
c) Akten, Pläne, Geschäftsbücher, Karteien, Zeichnungen, Lochkarten, Magnetbänder,

Magnetplatten und sonstige Datenträger;
d) Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner typengebun-

dene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen;
e) zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger und Zugmaschinen;
f) Automaten mit Geldeinwurf (einschließlich Geldwechsler) samt Inhalt sowie Geldaus-

gabeautomaten, soweit nicht der Einschluß besonders vereinbart ist.
7. Ist Versicherung von Gebrauchsgegenständen der Betriebsangehörigen vereinbart, so
sind nur Sachen versichert, die sich üblicherweise oder auf Verlangen des Arbeitgebers
innerhalb des Versicherungsortes befinden. Bargeld, Wertpapiere und Kraftfahrzeuge sind
nicht versichert.
Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem anderen Versiche-
rungsvertrag beansprucht werden kann. Ist danach die Entschädigung oder eine Abschlags-
zahlung gemäß § 16 Nr. 1 nur deshalb noch nicht fällig, weil ohne Verschulden des Ver-
sicherungsnehmers oder des versicherten Betriebsangehörigen die Entschädigungspflicht
aus dem anderen Versicherungsvertrag ganz oder teilweise noch nicht geklärt ist, so wird
der Versicherer unter Vorbehalt der Rückforderung mit Zinsen 1 Prozent unter dem jeweili-
gen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank (siehe Seite 79), mindestens jedoch 4
Prozent und höchstens 6 Prozent pro Jahr, eine vorläufige Zahlung leisten.

§ 3 Versicherte Kosten
1. Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer zur Abwendung oder
Minderung des Schadens (§ 13 Nr. 1 c und 1 d) für geboten halten durfte, hat der Versicherer
zu ersetzen. Der Einsatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte
Sachen betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter Position;
dies gilt jedoch nicht, soweit Maßnahmen auf Weisung des Versicherers erfolgt sind. Besteht
Unterversicherung, so sind die Aufwendungen ohne Rücksicht auf Weisungen des Versi-
cherers nur in demselben Verhältnis zu ersetzen wie der Schaden.
Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehren oder anderer im öffentlichen Interesse zur
Hilfeleistung Verpflichteter werden nicht ersetzt.
2. Für die Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens gilt § 66 VVG.
3. Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch die infolge eines Versicherungs-
falles notwenigen Aufwendungen
a) für das Aufräumen der Schadenstätte einschließlich des Abbruchs stehengebliebener

Teile, für das Abfahren von Schutt und sonstigen Resten zum nächsten Ablagerungs-
platz und für das Ablagern oder Vernichten (Aufräumungs- und Abbruchkosten);

b) die der Versicherungsnehmer zu Brandbekämpfung für geboten halten durfte (Feuer-
löschkosten) einschließlich Kosten im Sinn von Nr. 1, die nach jener Bestimmung nicht
zu ersetzen sind;
freiwillige Zuwendungen des Versicherungsnehmers an Personen, die sich bei der
Brandbekämpfung eingesetzt haben, sind nur zu ersetzen, wenn der Versicherer vorher
zugestimmt hatte;

c) die dadurch entstehen, daß zum Zweck der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung
von Sachen, die durch vorliegenden Vertrag versichert sind, andere Sachen bewegt,
verändert oder geschützt werden müssen (Bewegungs- und Schutzkosten);
Bewegungs- und Schutzkosten sind insbesondere Aufwendungen für De- oder Remon-
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tage von Maschinen, für Durchbruch, Abriß oder Wiederaufbau von Gebäudeteilen oder
für das Erweitern von Öffnungen;

d) für die Wiederherstellung von Akten, Plänen, Geschäftsbüchern, Karteien, Zeichnun-
gen, Lochkarten, Magnetbändern, Magnetplatten und sonstigen Datenträgern ein-
schließlich des Neuwertes (§ 5 Nr. 2 a) der Datenträger;
soweit die Wiederherstellung nicht notwendig ist oder nicht innerhalb von zwei Jahren
seit Eintritt des Versicherungsfalles sichergestellt wird, leistet der Versicherer Entschä-
digung nur in Höhe des gemäß § 5 Nr. 5 berechneten Wertes des Materials.

§ 4 Versicherungsort
1. Versicherungsschutz für bewegliche Sachen besteht nur innerhalb des Versicherungs-
ortes.
Diese Beschränkung gilt nicht für Sachen, die infolge eines eingetretenen oder unmittelbar
bevorstehenden Versicherungsfalles aus dem Versicherungsort entfernt und in zeitlichem
und örtlichem Zusammenhang mit diesem Vorgang beschädigt oder zerstört werden oder
abhanden kommen. Unberührt bleibt jedoch § 14 Nr. 1.
2. Versicherungsort sind die in dem Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude oder
Räume von Gebäuden oder die als Versicherungsort bezeichneten Grundstücke.
Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen sind in deren Wohnräumen nicht versi-
chert.
3. Nur in verschlossenen Räumen oder Behältnissen der im Versicherungsvertrag bezeich-
neten Art sind versichert
a) Bargeld;
b) Urkunden, z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere;
c) Briefmarken;
d) Münzen und Medaillen;
e) unbearbeitete Edelmetalle sowie Sachen aus Edelmetall, ausgenommen Sachen, die

dem Raumschmuck dienen;
f) Schmucksachen, Perlen und Edelsteine;
g) Sachen, für die dies besonders vereinbart ist.
Dies gilt, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, bei Versicherung von Juwelier-, Uhrma-
cher- und Bijouteriegeschäften nicht für Schmucksachen und Sachen aus Edelmetallen.
4. Registrierkassen, Rückgeldgeber und Automaten mit Geldeinwurf (einschließlich Geld-
wechsler) gelten nicht als Behältnisse im Sinn von Nr. 3.
Jedoch ist im Rahmen einer für Bargeld in Behältnissen gemäß Nr. 3 vereinbarten Ver-
sicherungssumme Bargeld auch in Registrierkassen versichert. Die Entschädigung ist auf
50 DM je Registrierkasse und außerdem auf 500 DM je Versicherungsfall begrenzt, soweit
nicht andere Beträge vereinbart sind.
5. Bis zu der vereinbarten besonderen Versicherungssumme oder einer vereinbarten Ent-
schädigungsgrenze ist Bargeld während der Geschäftszeit oder während vereinbarter son-
stiger Zeiträume auch ohne Verschluß gemäß Nr. 3 versichert.

§ 5 Versicherungswert

1. Versicherungswert von Gebäuden ist

a) der Neuwert;

Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert einschließlich Architektengebühren sowie son-
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stiger Konstruktions- und Planungskosten;

b) der Zeitwert, falls er weniger als 40 Prozent, bei landwirtschaftlichen Gebäuden weniger
als 50 Prozent, des Neuwertes beträgt oder falls Versicherung nur zum Zeitwert verein-
bart ist;

der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert des Gebäudes durch einen Abzug entspre-
chend seinem insbesondere durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand;

c) der gemeine Wert, falls das Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst dauernd ent-
wertet oder falls Versicherung nur zum gemeinen Wert vereinbart ist; eine dauernde
Entwertung liegt insbesondere vor, wenn das Gebäude für seinen Zweck allgemein oder
im Betrieb des Versicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist;

gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis für das
Gebäude oder für das Altmaterial.

2. Versicherungswert der technischen und kaufmännischen Betriebseinrichtung und der
Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen ist

a) der Neuwert

Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neu-
wertigem Zustand wiederzubeschaffen oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der
niedrigere Betrag;

b) der Zeitwert, falls er weniger als 40 Prozent des Neuwertes beträgt oder falls Versiche-
rung nur zum Zeitwert vereinbart ist:

der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert der Sache durch einen Abzug entsprechend 
ihrem insbesondere durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand;

c) der gemeine Wert, soweit die Sache für ihren Zweck allgemein oder im Betrieb des Ver-
sicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist;

gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis für die
Sache oder für das Altmaterial.

3. Versicherungswert

a) von Waren, die der Versicherungsnehmer herstellt, auch soweit sie noch nicht fertigge-
stellt sind,

b) von Waren, mit denen der Versicherungsnehmer handelt,

c) von Rohstoffen und

d) von Naturerzeugnissen

ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte wiederzubeschaffen
oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der niedrigere Betrag.

Der Versicherungswert ist begrenzt durch den erzielbaren Verkaufspreis, bei nicht fertigge-
stellten eigenen Erzeugnissen durch den erzielbaren Verkaufspreis der fertigen Erzeug-
nisse. § 55 VVG (Bereicherungsverbot) bleibt unberührt.

4. Versicherungswert von Wertpapieren ist

a) bei Wertpapieren mit amtlichem Kurs der mittlere Einheitskurs am Tag der jeweils letz-
ten Notierung aller amtlichen Börsen der Bundesrepublik Deutschland;

b) bei Sparbüchern der Betrag des Guthabens;

c) bei sonstigen Wertpapieren der Marktpreis.

5. Versicherungswert von Grundstücksbestandteilen, die nicht Gebäude sind, ist, soweit
nicht etwas anderes vereinbart wurde, entweder der Zeitwert gemäß Nr 2 b oder unter den
dort genannten Voraussetzungen der gemeine Wert gemäß Nr. 2 c.

Dies gilt auch für Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner
für typengebundene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrich-
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tungen sowie für alle sonstigen, in Nr. 2 bis Nr. 4 nicht genannten beweglichen Sachen.

§ 6 Gefahrumstände bei Vertragsabschluß und Gefahrerhöhung

1. Bei Abschluß des Vertrages hat der Versicherungsnehmer alle ihm bekannten Umstände,
die für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Bei schuld-
hafter Verletzung dieser Obliegenheit kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 16 bis 21
VVG vom Vertrag zurücktreten und leistungsfrei sein oder den Versicherungsvertrag nach §
22 VVG anfechten.

2. Nach Antragstellung darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Versicherers
keine Gefahrerhöhung vornehmen oder gestatten.

Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, die ihm bekannt wird, dem Versicherer
unverzüglich anzuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie ohne seinen Willen eintritt.

Im übrigen gelten die §§ 23 bis 30 VVG. Danach kann der Versicherer zur Kündigung
berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

3. Für vorschriftsmäßige Anlagen des Zivilschutzes und für Zivilschutzübungen gelten Nr. 2
und §§ 23 bis 30 VVG nicht.

4. Die Aufnahme oder Veränderung eines Betriebes, gleich welcher Art und welchen Um-
fangs, ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

Ist mit der Aufnahme oder Veränderung des Betriebes eine Gefahrerhöhung verbunden, so
gelten §§ 23 bis 30 VVG.

Der Versicherer hat von dem Tag der Aufnahme oder Veränderung des Betriebes an
Anspruch auf die aus einem etwa erforderlichen höheren Prämiensatz errechnete Prämie.
Dies gilt nicht, soweit der Versicherer in einem Versicherungsfall wegen Gefahrerhöhung lei-
stungsfrei geworden ist.

5. Gefahrerhöhende Umstände werden durch Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder
durch sonstige gefahrmindernde Umstände ausgeglichen, insbesondere soweit diese mit
dem Versicherer vereinbart wurden.

§ 7 Sicherheitsvorschiften

1. Der Versicherungsnehmer hat

a) alle gesetzlichen, behördlichen oder in dem Versicherungsvertrag vereinbarten Sicher-
heitsvorschriften zu beachten;

b) über Wertpapiere und sonstige Urkunden, über Sammlungen und über sonstige Sachen,
für die dies besonders vereinbart ist, Verzeichnisse zu führen und diese so aufzubewah-
ren, daß sie im Versicherungsfall voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den versicherten
Sachen zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen können;

Abs. 1 gilt nicht für Wertpapiere und sonstige Urkunden sowie für Sammlungen, wenn
der Wert dieser Sachen insgesamt 5.000 DM nicht übersteigt; Abs. 1 gilt ferner nicht für
Briefmarken;

Abs. 1 und Abs. 2 gelten nicht für Banken und Sparkassen.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten gemäß Nr. 1 a, so ist der Ver-
sicherer nach Maßgabe des § 6 Abs. 1 und Abs. 2 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch
leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach Zugang wirksam.
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr-
lässigkeit beruht.

Führt die Verletzung zu einer Gefahrerhöhung, so gelten die §§ 23 bis 30 VVG. Danach
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kann der Versicherer zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

3. Verletzt der Versicherungsnehmer die Bestimmung der Nr. 1b, so kann er Entschädigung
für Sachen der dort genannten Art nur verlangen, soweit er das Vorhandensein, die Beschaf-
fenheit und den Versicherungswert der Sachen auch ohne das Verzeichnis nachweisen kann.

§ 8 Prämie; Beginn und Ende der Haftung

1. Der Versicherungsnehmer hat die erste Prämie (Beitrag) bei Aushändigung des Ver-
sicherungscheines oder im Fall des Vertragsabschlusses gemäß §§ 5 oder 5 a VVG nach
Ablauf der Widerspruchsfrist zu zahlen, Folgeprämien – soweit nichts anderes vereinbart
wurde – am Ersten des Monats, in dem ein neues Versicherungsjahr beginnt.

Die Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung der ersten Prämie oder der ersten Rate der ersten
Prämie ergeben sich aus § 38 VVG in Verbindung mit Nr. 3; im übrigen gilt § 39 VVG.

Der Versicherer ist bei Verzug berechtigt, Ersatz des Verzugsschadens nach § 286 BGB
sowie Verzugszinsen nach § 288 BGB oder § 352 HGB zu fordern. Rückständige Folge-
prämien dürfen nur innerhalb eines Jahres seit Ablauf der nach § 39 VVG für sie gesetzten
Zahlungsfrist eingezogen werden.

2. Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten
Zahlungsterminen als gestundet.

Die gestundeten Raten des laufenden Versicherungsjahres werden sofort fällig, wenn der
Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder soweit eine
Entschädigung fällig wird.

3. Die Haftung des Versicherers beginnt mit dem vereinbarten Zeitpunkt und zwar auch
dann, wenn zur Prämienzahlung erst später aufgefordert, die Prämie aber unverzüglich
gezahlt wird. Ist dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung bekannt, daß ein Versiche-
rungsfall bereits eingetreten ist, so entfällt hierfür die Haftung.

4. Die Haftung endet mit dem vereinbarten Zeitpunkt. Versicherungsverträge von minde-
stens einjähriger Dauer verlängern sich jedoch von Jahr zu Jahr, wenn sie nicht spätestens
drei Monate vor Ablauf schriftlich gekündigt werden. Ein Versicherungsverhältnis, das für
eine Dauer von mehr als fünf Jahren eingegangen ist, kann zum Ende des fünften oder je-
des darauffolgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt wer-
den.

5. Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Vertragszeit oder wird es nach Beginn
rückwirkend aufgehoben oder ist es von Anfang an nichtig, so gebührt dem Versicherer
Prämie oder Geschäftsgebühr gemäß dem Versicherungsvertragsgesetz (z. B. §§ 40, 68).

Kündigt nach Eintritt eines Versicherungsfalles (§ 19 Nr. 2) der Versicherungsnehmer, so
gebührt dem Versicherer die Prämie für das laufende Versicherungsjahr. Kündigt der Ver-
sicherer, so hat er die Prämie für das laufende Versicherungjahr nach dem Verhältnis der
noch nicht abgelaufenen zu der gesamten Zeit des Versicherungjahres zurückzuzahlen.

§ 9 Mehrfache Versicherung; Überversicherung

1. Nimmt der Versicherungsnehmer für versicherte Sachen eine weitere Versicherung gegen
eine der versicherten Gefahren, so hat er den anderen Versicherer und die Versicherungs-
summe dem Versicherer unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Dies gilt nicht für Allgefahren-
versicherungen.

Verletzt der Versicherungsnehmer die Obliegenheit gemäß Abs. 1, so ist der Versicherer
nach Maßgabe des § 6 Abs. 1 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine
Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach Zugang wirksam. Die Leistungsfreiheit
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tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht
oder wenn der Versicherer vor dem Versicherungsfall Kenntnis von der anderen Versiche-
rung erlangt hat.

2. Ist ein Selbstbehalt vereinbart und besteht mehrfache Versicherung, so kann abweichend
von § 59 Abs. 1 VVG als Entschädigung aus mehreren Verträgen nicht mehr als der Scha-
den abzüglich des Selbstbehaltes verlangt werden.

3. Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungsverträ-
gen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus vorliegen-
dem Vertrag in der Weise, daß die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht
höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus denen Prämie er-
rechnet wurde, nur in dem vorliegenden Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

4. Wird wegen Überversicherung oder Doppelversicherung die Versicherungssumme ver-
mindert, so ist von diesem Zeitpunkt an für die Höhe der Prämie der Betrag maßgebend,
den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem
neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

5. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der versicherten Sachen erheblich, so
kann sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versicherer nach Maßgabe des § 51
VVG die Herabsetzung der Versicherungssumme und der Prämie verlangen.

6. Im Falle einer Doppelversicherung gelten §§ 59 und 60 VVG.

§ 10 Versicherung für fremde Rechnung

1. Soweit die Versicherung für fremde Rechnung genommen ist, kann der Versicherungs-
nehmer, auch wenn er nicht im Besitz des Versicherungsscheins ist, über die Rechte des
Versicherten ohne dessen Zustimmung im eigenen Namen verfügen, insbesondere die
Zahlung der Entschädigung verlangen und die Rechte des Versicherten übertragen. Der
Versicherer kann jedoch vor Zahlung der Entschädigung den Nachweis verlangen, daß der
Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat.

2. Der Versicherte kann über seine Rechte nicht verfügen, selbst wenn er im Besitz des
Versicherungsscheins ist. Er kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des
Versicherungsnehmers verlangen.

3. Soweit Kenntnis oder Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung
ist, kommt auch Kenntnis oder Verhalten des Versicherten in Betracht. Im übrigen gilt § 79
VVG.

§ 11 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung

1. Ersetzt werden

a) bei zerstörten oder infolge eines Versicherungsfalles abhanden gekommenen Sachen
der Versicherungswert (§ 5) unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles;

b) bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des Eintritts des
Versicherungsfalles zuzüglich einer durch den Versicherungsfall etwa entstandenen und
durch die Reparatur nicht auszugleichenden Wertminderung, höchstens jedoch der
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles; die Reparaturkosten
werden gekürzt, soweit durch die Reparatur der Versicherungswert der Sache gegenü-
ber dem Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles erhöht wird.

Restwerte werden angerechnet.
Behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen bleiben unberücksichtigt.

2. Für Kosten gemäß § 3 Nr. 3 oder für Betriebsunterbrechungsschäden leistet der Versi-
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cherer Entschädigung nur, soweit dies besonders vereinbart ist.

3. Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt
des Versicherungsfalles (Unterversicherung), so wird nur der Teil des gemäß Nr. 1 ermittel-
ten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag verhält wie die Versicherungssumme
zu dem Versicherungswert.

Ist die Entschädigung für einen Teil der in einer Position versicherten Sachen auf bestimm-
te Beträge begrenzt (§ 12 Abs. 1 Nr. 2), so werden bei Ermittlungen des Versicherungs-
wertes der davon betroffen Sachen höchstens diese Beträge berücksichtigt. Ergibt sich aus
dem so ermittelten Versicherungswert eine Unterversicherung, so wird der Gesamtbetrag
des Schadens entsprechend gekürzt; danach ist § 12 Abs. 1 Nr. 2 anzuwenden.

Ob Unterversicherung vorliegt, ist für jede vereinbarte Gruppe (Position) gesondert festzu-
stellen.

4. Bei der Versicherung auf Erstes Risiko (Erste Gefahr) gelten § 56 VVG und die Bestim-
mungen über Unterversicherung (Nr. 3) nicht. Versicherung auf Erstes Risiko besteht

a) für Kosten gemäß § 3 Nr. 3;

b) soweit dies zu sonstigen Versicherungssummen besonders vereinbart ist.

5. Ist der Neuwert (§ 5 Nr. 1 a und Nr. 2 a) der Versicherungswert, so erwirbt der Versiche-
rungsnehmer auf den Teil der Entschädigung, der den Zeitwertschaden (Abs. 2) übersteigt,
einen Anspruch nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des
Versicherungsfalles sichergestellt hat, daß er die Entschädigung verwenden wird, um

a) Gebäude in gleicher Art und Zweckbestimmung an der bisherigen Stelle wiederherzu-
stellen; ist dies an der bisherigen Stelle rechtlich nicht möglich oder wirtschaftlich nicht
zu vertreten, so genügt es, wenn das Gebäude an anderer Stelle innerhalb der Bundes-
republik Deutschland wiederhergestellt wird.

b) bewegliche Sachen oder Grundstücksbestandteile, die zerstört worden oder abhanden
gekommen sind, in gleicher Art und Güte und in neuwertigem Zustand wiederzubeschaf-
fen; nach vorheriger Zustimmung des Versicherers genügt Wiederbeschaffung ge-
brauchter Sachen; anstelle von Kraft- oder Arbeitsmaschinen können Kraft- oder Ar-
beitsmaschinen beliebiger Art beschafft werden, wenn deren Betriebszweck derselbe ist;

c) bewegliche Sachen oder Grundstücksbestandteile, die beschädigt worden sind, wieder-
herzustellen.

Der Zeitwertschaden wird bei zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen gemäß § 5
Nr. 1 b, Nr. 2 b und Nr. 5 festgestellt. Bei beschädigten Sachen werden die Kosten einer Re-
paratur um den Betrag gekürzt, um den durch die Reparatur der Zeitwert der Sache gegenü-
ber dem Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles erhöht würde.

6. Für Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner für typen-
gebundene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen (§ 5
Nr. 5 Abs. 2) erwirbt der Versicherungsnehmer auf den Teil der Entschädigung, der den ge-
meinen Wert (§ 5 Nr. 2 c) übersteigt, einen Anspruch nur, soweit für die Verwendung der
Entschädigung die Voraussetzungen gemäß Nr. 5 b oder 5 c erfüllt sind und die Wieder-
herstellung notwendig ist.

§ 12 Entschädigungsgrenzen

Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungsfall höchstens

1. bis zu der je Position vereinbarten Versicherungsumme;

2. bis zu den Entschädigungsgrenzen, die in § 4 Nr. 4 Abs. 2 Satz 2 vorgesehen oder zusätz-
lich vereinbart sind.

Maßgebend ist der niedrigere Betrag.
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§ 13 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall

1. Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt eines Versicherungsfalles

a) den Schaden dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, das Abhandenkommen
versicherter Sachen auch der zuständigen Polizeidienststelle; gegenüber dem Versi-
cherer gilt diese Anzeige noch als unverzüglich, wenn sie innerhalb von drei Tagen ab-
gesandt wird;
bei Schäden über 10.000 DM sollte die Anzeige dem Versicherer gegenüber fernmünd-
lich, fernschriftlich oder telegrafisch erfolgen;

b) der Polizeidienststelle unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen
einzureichen;

c) den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern und dabei die Weisungen
des Versicherers zu befolgen; er hat, soweit die Umstände es gestatten, solche Wei-
sungen einzuholen;

d) für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpapiere oder sonstige aufgebotsfähige
Urkunden unverzüglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten und etwaige sonstige Rech-
te zu wahren, insbesondere abhanden gekommene Sparbücher und andere sperrfähige
Urkunden unverzüglich sperren zu lassen;

e) dem Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des Zumutbaren jede Untersuchung
über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Entschä-
digungspflicht zu gestatten, jede hierzu dienliche Auskunft – auf Verlangen schriftlich –
zu erteilen und die erforderlichen Belege beizubringen, bei Gebäudeschäden auf Verlan-
gen insbesondere einen beglaubigten Grundbuchauszug;

f) Veränderungen der Schadenstelle möglichst zu vermeiden, solange der Versicherer
nicht zugestimmt hat;

g) dem Versicherer auf dessen Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist von minde-
stens zwei Wochen ein von ihm unterschriebenes Verzeichnis aller abhanden gekom-
menen, zerstörten oder beschädigten Sachen vorzulegen; soweit nicht Versicherung auf
Erstes Risiko vereinbart ist, kann der Versicherer auch ein Verzeichnis aller unmittelbar
vor Eintritt des Versicherungsfalles vorhandenen Sachen verlangen; in den Verzeich-
nissen ist der Versicherungswert der Sachen unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-
falles anzugeben.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Obliegenheiten, so ist der
Versicherer nach Maßgabe des Versicherungsvertragsgesetzes (§ 6 Abs. 3, 62 Abs. 2 VVG)
von der Entschädigungspflicht frei. Dies gilt nicht, wenn nur die fernmündliche, fernschriftli-
che oder telegrafische Anzeige gemäß Nr. 1 a unterbleibt.
Sind abhanden gekommene Sachen der Polizeidienststelle nicht oder nicht rechtzeitig an-
gezeigt worden, so kann der Versicherer nur für diese Sachen von der Entschädigungs-
pflicht frei sein.
3. Hatte eine vorsätzliche Obliegenheitsverletzung Einfluß weder auf die Feststellung des
Versicherungsfalles noch auf die Feststellung oder den Umfang der Entschädigung, so ent-
fällt die Leistungsfreiheit gemäß Nr. 2, wenn die Verletzung nicht geeignet war, die Inte-
ressen des Versicherers ernsthaft zu beeinträchtigen, und wenn außerdem den Ver-
sicherungsnehmer kein erhebliches Verschulden trifft.

§ 14 Besondere Verwirkungsgründe
1. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbei, so
ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.
Ist die Herbeiführung des Schadens gemäß Abs. 1 durch ein rechtskräftiges Strafurteil wegen
vorsätzlicher Brandstiftung festgestellt, so gelten die Voraussetzungen von Abs. 1 als bewiesen.
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2. Versucht der Versicherungsnehmer, den Versicherer arglistig über Tatsachen zu täu-
schen, die für den Grund oder für die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, so ist
der Versicherer von der Entschädigungspflicht befreit.

Ist eine Täuschung gemäß Abs. 1 durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Betruges oder
Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen von Abs. 1 als bewiesen.

3. Wird der Entschädigungsanspruch nicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten gericht-
lich geltend gemacht, nachdem der Versicherer ihn unter Angabe der mit dem Ablauf der
Frist verbundenen Rechtsfolge schriftlich abgelehnt hat, so ist der Versicherer von der
Entschädigungspflicht frei. Durch ein Sachverständigenverfahren (§ 15) wird der Ablauf der
Frist für dessen Dauer gehemmt.

4. Die Bestimmung des § 12 Abs. 1 und 2 VVG bleibt unberührt.

§ 15 Sachverständigenverfahren

1. Versicherungsnehmer und Versicherer können nach Eintritt des Vesicherungsfalles ver-
einbaren, daß die Höhe des Schadens durch Sachverständige festgestellt wird. Das
Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf sonstige tatsächliche
Voraussetzungen des Entschädigungsanspruchs sowie der Höhe der Entschädigung aus-
gedehnt werden.

Der Versicherungsnehmer kann ein Sachverständigenverfahren auch durch einseitige Er-
klärung gegenüber dem Versicherer verlangen.

2. Für das Sachverständigenverfahren gilt:

a) Jede Partei benennt schriftlich einen Sachverständigen und kann dann die andere unter
Angabe des von ihr benannten Sachverständigen schriftlich auffordern, den zweiten
Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht binnen zwei
Wochen nach Empfang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei
durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Auf-
forderung ist auf diese Folge hinzuweisen.

b) Beide Sachverständige benennen schriftlich vor Beginn des Feststellungsverfahrens
einen dritten Sachverständigen als Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann
auf Antrag einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

c) Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen benennen, die Mitbewerber
des Versicherungsnehmers sind oder mit diesem in Geschäftsverbindung stehen, ferner
keine Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt sind oder mit
ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen.

Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch die Sachverständigen.

3. Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten

a) ein Verzeichnis der zerstörten, beschädigten und abhanden gekommenen Sachen so-
wie deren Versicherungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles; in den Fällen von
§ 11 Nr. 5 ist auch der Zeitwert, in den Fällen von § 11 Nr. 6 auch der gemeine Wert
anzugeben;

b) bei beschädigten Sachen die Beträge gemäß § 11 Nr. 1 b;

c) alle sonstigen gemäß § 11 Nr. 1 maßgebenden Tatsachen, insbesondere die Restwerte
der von dem Schaden betroffenen Sachen;

d) entstandene Kosten, die gemäß § 3 versichert sind.

4. Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig ihre Feststellungen. Wei-
chen die Feststellungen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem
Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die
Feststellung der Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung
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beiden Parteien gleichzeitig.

5. Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen
beide Parteien je zur Hälfte.

6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind verbindlich, wenn nicht
nachgewiesen wird, daß sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen.
Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer gemäß §§ 11, 12 die
Entschädigung.

7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers gemäß § 13 Nr. 1 nicht berührt.

§ 16 Zahlung der Entschädigung

1. Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und der Höhe nach festgestellt, so
hat die Auszahlung der Entschädigung binnen zwei Wochen zu erfolgen. Jedoch kann einen
Monat nach Anzeige des Schadens als Abschlagzahlung der Betrag beansprucht werden,
der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

2. Die Entschädigung ist seit Anzeige des Schadens mit 1 Prozent unter dem Basiszinssatz
der Europäischen Zentralbank (siehe Seite 79) zu verzinsen, mindestens jedoch mit 4
Prozent und höchstens mit 6 Prozent pro Jahr, soweit nicht aus anderen Gründen ein höhe-
rer Zins zu entrichten ist.

Die Verzinsung entfällt, soweit die Entschädigung innerhalb eines Monats seit Anzeige des
Schadens gezahlt wird.

Zinsen werden erst fällig, wenn die Entschädigung fällig ist.

3. Der Lauf der Fristen gemäß Nr. 1 und Nr. 2 Abs. 1 ist gehemmt, solange infolge Verschuldens
des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

4. Bei Schäden an Gebäuden, an der technischen oder kaufmännischen Betriebseinrichtung
oder an Gebrauchsgegenständen von Betriebsangehörigen ist für die Zahlung des über den
Zeitwertschaden hinausgehenden Teils der Entschädigung der Zeitpunkt maßgebend, in
dem der Versicherungsnehmer den Eintritt der Voraussetzungen von § 11 Nr. 5 dem
Versicherer nachgewiesen hat.

Abs. 1 gilt entsprechend für die in § 11 Nr. 6 genannten Sachen, soweit die Entschädigung
den gemeinen Wert übersteigt. Das gleiche gilt, soweit aufgrund einer sonstigen
Vereinbarung ein Teil der Entschädigung von Voraussetzungen abhängt, die erst nach dem
Versicherungsfall eintreten.

Zinsen für die Beträge gemäß Abs. 1 und Abs. 2 werden erst fällig, wenn die dort genann-
ten zusätzlichen Voraussetzungen der Entschädigung festgestellt sind.

5. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben,

a) solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;

b) wenn gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Repräsentanten aus Anlaß
des Versicherungsfalles ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren aus Gründen
eingeleitet worden ist, die auch für den Entschädigungsanspruch rechtserheblich sind,
bis zum rechtskräftigen Abschluß dieses Verfahrens.

6. Die gesetzlichen Vorschriften über die Sicherung des Realkredits bleiben unberührt.

§ 17 Repräsentanten

Im Rahmen von §§ 6, 7, 9, 13 und 14 Nr. 1 und Nr. 2 stehen Repräsentanten dem
Versicherungsnehmer gleich.
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§ 18 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungsneh-
mer dies dem Versicherer unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

2. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, bevor die volle bedingungsgemäße Entschädigung für diese Sache gezahlt worden
ist, so behält er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache innerhalb von zwei
Wochen dem Versicherer zur Verfügung stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewähr-
te Abschlagszahlung oder eine gemäß § 11 Nr. 5 oder Nr. 6 vorläufig auf den Zeitwert-
schaden oder auf den gemeinen Wert beschränkte Entschädigung zurückzuzahlen.

3. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres Versicherungswer-
tes gezahlt worden ist, so hat der Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzuzahlen
oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat
dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforde-
rung des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das Wahlrecht
auf den Versicherer über.

4. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, die bedingungs-
gemäß weniger als den Versicherungswert betragen hat, so kann der Versicherungsnehmer
die Sache behalten und muß sodann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er sich hier-
zu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versi-
cherers nicht bereit, so hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen mit dem
Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. Von dem Erlös abzüglich der Ver-
kaufskosten erhält der Versicherer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten bedin-
gungsgemäßen Entschädigung entspricht.

5. Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Versicherungsnehmer
die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu verschaffen.

Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraftlos erklärt worden, so hat der Ver-
sicherungsnehmer die gleichen Rechte und Pflichten, wie wenn er das Wertpapier zurücker-
langt hätte. Jedoch kann der Versicherungsnehmer die Entschädigung behalten, soweit ihm
durch Verzögerung fälliger Leistungen aus den Wertpapieren ein Zinsverlust entstanden ist.

6. Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu
stellen, so hat er dem Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte zu
übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sachen zustehen.

7. Sind wiederherbeigeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Versicherungs-
nehmer Entschädigung gemäß § 11 Nr. 1 b auch dann verlangen oder behalten, wenn die
Sachen gemäß Nr. 2 bis Nr. 4 bei ihm verbleiben.

§ 19 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall

1. Die Versicherungssummen vermindern sich nicht dadurch, daß eine Entschädigung gelei-
stet wird.

2. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann der Versicherer oder der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag kündigen.

Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie muß spätestens einen Monat nach Auszahlung
der Entschädigung zugehen. Der Zahlung steht es gleich, wenn die Entschädigung aus
Gründen abgelehnt wird, die den Eintritt des Versicherungsfalles unberührt lassen.

Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang wirksam. Der Versicherungsnehmer
kann bestimmen, daß seine Kündigung sofort oder zu einem anderen Zeitpunkt wirksam
wird, jedoch spätestens zum Schluß des laufenden Versicherungsjahres.
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§ 20 Schriftliche Form; Zurückweisung von Kündigungen

1. Anzeigen und Erklärungen bedürfen der Schriftform. Dies gilt nicht für die Anzeige eines
Schadens gemäß § 13 Nr. 1 a.

2. Ist eine Kündigung des Versicherungsnehmers unwirksam, ohne daß dies auf Vorsatz
oder grober Fahrlässigkeit beruht, so wird die Kündigung wirksam, falls der Versicherer sie
nicht unverzüglich zurückweist.

§ 21 Agentenvollmacht

Ein Agent des Versicherers ist nur dann bevollmächtigt, Anzeigen und Erklärungen des
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen, wenn er den Versicherungsvertrag vermittelt
hat oder laufend betreut.

§ 22 Gerichtsstand

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände nach
§§ 13, 17, 21, 29 ZPO und § 48 VVG.

§ 23 Schlußbestimmung

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt ist, gelten die
gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt insbesondere für die im Heft “FS 83.30 – Allgemein” auf-
geführten Gesetzesbestimmungen, die nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen
Inhalt des Versicherungsvertrages sind.
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Sonder- und Zusatzbedingungen (soweit vereinbart)

Zusatzbedingungen für die einfache Betriebunterbrechungs-Versicherung
(Klein-BU-Versicherung) – ZKBU 87
Für die einfache Betriebsunterbrechungs-Versicherung (Klein-BU-Versicherung) gelten je
nach der Vereinbarung über die versicherten Gefahren die dem Versicherungsvertrag zu-
grunde gelegten

- Allgemeine Bedingungen für die Feuerversicherung (AFB 87),

- Allgemeine Bedingungen für die Einbruchdiebstahl- und Raubversicherung (AERB 87),

- Allgemeine Bedingungen für Leitungswasserversicherung (AWB 87) oder

- Allgemeine Bedingungen für die Sturmversicherung (AStB 87),

soweit sich nicht aus den folgenden Bestimmungen etwas anderes ergibt.

§ 1 Gegenstand der Versicherung

1. Wird der im Versicherungsvertrag bezeichnete Betrieb des Versicherungsnehmers infol-
ge eines Sachschadens unterbrochen, der nach den vereinbarten Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen aus dem vorliegenden Vertrag dem Grunde nach entschädigungspflich-
tig ist, so ersetzt der Versicherer den dadurch in dem Betrieb des Versicherungsnehmers
entstehenden Unterbrechungsschaden (§ 2).

2. Über Nr. 1 hinaus wird ein Unterbrechungsschaden auch dann ersetzt, wenn der dem
Grunde nach entschädigungspflichtige Sachschaden Gebäude oder bewegliche Sachen be-
trifft, die dem versicherten Betrieb des Versicherungsnehmers dienen, jedoch nicht durch
den vorliegenden Vertrag versichert sind.

3. Unterbrechungsschäden infolge Sachschadens an Urkunden, Akten, Plänen, Geschäfts-
büchern, Karteien, Zeichnungen, Lochkarten, Magnetbändern, Magnetplatten oder sonsti-
gen Datenträgern sind nur versichert, wenn dies besonders vereinbart ist; eine Entschädi-
gungsgrenze kann vereinbart werden.

Der Versicherungsnehmer hat jedoch von den in Abs. 1 genannten Unterlagen und Daten-
trägern Duplikate anzufertigen und diese so aufzubewahren, daß sie im Fall eines Sach-
schadens voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den Originalen zerstört oder beschädigt wer-
den oder abhanden kommen können. Als Duplikate gelten auch Urbelege oder damit ver-
gleichbare Unterlagen, die ohne nennenswerte Zeitverzögerung und ohne große Kosten
eine Rekonstruktion ermöglichen.

Unterbrechungsschäden durch Verlust oder Änderung gespeicherter Informationen ohne
gleichzeitige Beschädigung des Datenträgermaterials werden nicht ersetzt.

4. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten gemäß Nr. 3 Abs. 2, so ist der
Versicherer nach Maßgabe von § 6 Abs. 1 und 2 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch
leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wir einen Monat nach Zugang wirksam.
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober
Fahrlässigkeit beruht.

§ 2 Unterbrechungsschaden; Haftzeit

1. Unterbrechungsschaden ist der entgehende Betriebsgewinn und der Aufwand an fortlau-
fenden Kosten in dem versicherten Betrieb.

2. Der Versicherer haftet nicht, soweit der Unterbrechungsschaden erheblich vergrößert wird

a) durch außergewöhnliche, während der Unterbrechung eingetretene Ereignisse;
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b) durch behördlich angeordnete Wiederaufbau- oder Betriebsbeschränkungen;

c) dadurch, daß dem Versicherungsnehmer zur Wiederherstellung oder Wiederbeschaf-
fung zerstörter, beschädigter oder abhanden gekommener Sachen nicht rechtzeitig
genügend Kapital zur Verfügung steht.

3. Der Versicherer haftet für den Unterbrechungsschaden, der innerhalb von 12 Monaten
seit Eintritt des Sachschadens entsteht (Haftzeit).

§ 3 Betriebsgewinn und Kosten

1. Versichert sind der Gewinn aus dem Umsatz der hergestellten Erzeugnisse und der
gehandelten Waren sowie der Gewinn aus Dienstleistungen und die Kosten des versicher-
ten Betriebes.

2. Nicht versichert sind

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie für bezogene Waren, soweit es
sich nicht um Aufwendungen zur Betriebserhaltung oder um Mindest- und Vorhalte-
gebühren für Energiefremdbezug handelt;

b) Umsatzsteuer, Verbrauchssteuern und Ausfuhrzölle;

c) Ausgangsfrachten, soweit keine fortlaufenden vertraglichen Zahlungsverpflichtungen
entgegenstehen, und Paketporti;

d) umsatzabhängige Versicherungsprämien;

e) umsatzabhängige Lizenzgebühren und umsatzabhängige Erfindervergütungen;

f) Gewinne und Kosten, die mit dem Fabrikations-, Handels- oder Gewerbetrieb nicht zu-
sammenhängen, beispielsweise aus Kapital-, Spekulations- oder Grundtücksge-
schäften.

§ 4 Versicherungssumme; Umfang der Entschädigung; Unterversicherung

1. Die in vorliegendem Vertrag für Betriebseinrichtung und Vorräte vereinbarte Sach-Ver-
sicherungssumme gilt auch als Versicherungssumme für die Betriebsunterbrechungs-Versi-
cherung.

Diese kann jedoch zur Vermeidung einer Unterversicherung (Nr. 4) erhöht werden,

a) soweit Betriebseinrichtung oder Vorräte, die dem versicherten Betrieb dienen, nicht
durch vorliegenden Vertrag versichert sind (§ 1 Nr. 2);

b) soweit Betriebseinrichtung oder Vorräte gegen dieselbe Gefahr auch durch andere Ver-
sicherungsverträge versichert sind, jedoch ohne Einschluß von Betriebsunterbrechungs-
schäden; solche anderweitigen Versicherungsverträge hat der Versicherungsnehmer
dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

2. Die Entschädigung darf nicht zu einer Bereicherung führen. Bei der Feststellung des
Unterbrechungsschadens sind alle Umtände zu berücksichtigen, die den Gang und das
Ergebnis des Betriebes während der Haftzeit günstig oder ungünstig beeinflußt haben wür-
den, wenn die Unterbrechung nicht eingetreten wären.

3. Zu ersetzen sind der Betriebsgewinn und die Kosten, die der Versicherungsnehmer infol-
ge der Betriebsunterbrechung während der Haftzeit nicht erwirtschaften konnte.

Kosten werden nur ersetzt, soweit ihr Weiteraufwand rechtlich notwendig oder wirtschaftlich
bergründet ist und soweit sie ohne die Unterbrechung erwirtschaftet worden wären.

4. Ist die Versicherungssumme für die Betriebsunterbrechungs-Versicherung niedriger als
der zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls für den vorliegenden Sach-Versicherungs-
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vertrag maßgebende Versicherungswert zuzüglich der Sachwerte gemäß Nr. 1 a) und 1 b),
so wird nur der Teil des gemäß den vorstehenden Bestimmungen berechneten Betrages
ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag verhält wie die Versicherungssumme zu dem Ver-
sicherungswert.

§ 5 Sachverständigenverfahren

Kommt es zu einem Sachverständigenverfahren, so bleibt den Sachverständigen die Art der
Schadenermittlung überlassen. Sie haben den Gang der Schadenermittlung darzulegen und
die Schadenhöhe zu begründen.

§ 6 Zahlung der Entschädigung

Abweichend von den Allgemeinen Versicherungsbedingungen gilt:

1. Wenn es nach Ablauf eines Monats seit Beginn der Unterbrechung und nach Ablauf jedes
weiteren Monats möglich ist, den Betrag festzustellen, den der Versicherer für die verflos-
sene Zeit der Unterbrechung mindestens zu vergüten hat, kann der Versicherungsnehmer
verlangen, daß ihm dieser Betrag in Anrechnung auf die Gesamtleistung gezahlt wird.

2. Die Entschädigung ist mit 1 Prozent unter dem Basiszinssatz der Europäischen Zentral-
bank (siehe Seite 79) zu verzinsen, mindestens jedoch mit 4 Prozent und höchstens mit 6
Prozent pro Jahr, soweit nicht aus anderen Gründen ein höherer Zins zu entrichten ist. Die
Verzinsung beginnt mit dem Zeitpunkt, von dem ab ein versicherter Unterbrechungsschaden
nicht mehr entsteht. Zinsen werden erst fällig, wenn die Entschädigung fällig ist.

§ 7 Kündigung

Überschreitet während der Vertragsdauer der Gesamtbetrag der Versicherungssummen für
die Betriebsunterbrechungs-Versicherung (§ 4 Nr. 1) in dem vorliegenden Vertrag und in
sonstigen Klein-BU-Versicherungen den Betrag von 5.000.000 DM, so können
Versicherungsnehmer und Versicherer jederzeit unter Einhaltung einer Frist von drei
Monaten den vorliegenden Betriebsunterbrechungs-Versicherungsvertrag kündigen.

Preisdifferenz-Versicherung (Klausel 1301)
1. Abweichend von den dem Vertrag zugrundeliegenden Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen sind Erhöhungen des Schadenaufwands durch Mehrkosten infolge Preis-
steigerungen mitversichert.

2. Ersetzt werden bis zu der hierfür vereinbarten Versicherungssumme die tatsächlich ent-
standenen Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungs-
falles und der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung.

3. Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung nicht
unverzüglich veranlaßt, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch
bei unverzüglicher Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung entstanden wären.

4. Mehrkosten infolge von außergewöhnlichen Ereignissen, behördlichen Wiederaufbau-
oder Betriebsbeschränkungen oder Kapitalmangel werden nicht ersetzt.

5. Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die Mehrkosten nur im Verhältnis des
Zeitwerts zum Neuwert ersetzt; dies gilt nicht bei beschädigten Sachen. Ist nach einer ver-
traglichen Wiederherstellungsvereinbarung nur der Zeitwertschaden zu erstatten, so werden
die Mehrkosten nicht ersetzt.

6. Besteht Unterversicherung für eine vom Schaden betroffene Position, für welche die
Mehrkosten durch Preissteigerungen nach Nr. 1 versichert sind, so wird der nach Nr. 2 bis
Nr. 5 ermittelte Betrag nur anteilig ersetzt.
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Sachverständigenkosten (Klausel 1302)
Übersteigt der entschädigungspflichtige Schaden den vereinbarten Betrag, so ersetzt der
Versicherer bis zu der hierfür vereinbarten Versicherungssumme von den nach den dem
Vertrag zugrundeliegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen durch den Versiche-
rungsnehmer zu tragenden Kosten des Sachverständigenverfahrens den vereinbarten Anteil.

Summenanpassung für die Versicherung beweglicher Sachen (Klausel 1701)
1. Die Versicherungssumme für Positionen, zu denen dies besonders vereinbart ist, erhöht
oder vermindert sich zur Anpassung an Wertänderungen der versicherten Sachen mit
Beginn eines jeden Versicherungsjahres entsprechend dem Vomhundertsatz, um den sich
der Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte im vergangenen Kalenderjahr gegenü-
ber dem davorliegenden Kalenderjahr verändert hat. Der Vomhundertsatz wird auf eine
Stelle hinter dem Komma gerundet. Maßgebend ist der vom Statistischen Bundesamt je-
weils für den Monat September festgestellte und veröffentlichte Index.

2. Die gemäß Nr. 1 berechnete Versicherungssumme wird auf volle 1.000 DM aufgerundet.
Die neue Versicherungssumme und die geänderte Prämie werden dem Versicherungsneh-
mer jeweils bekanntgegeben.

3. Die Versicherungssumme bleibt unverändert, wenn der gemäß Nr. 1 Satz 1 maßgeben-
de Vomhundertsatz unter 3 liegt. Jedoch ist dann für die nächste Veränderung ein Vergleich
zwischen dem vergangenen Kalenderjahr und demjenigen Kalenderjahr maßgebend, das
zuletzt für eine Summenänderung berücksichtigt wurde.

4. Die aus der Versicherungssumme gemäß Nr. 2 sich ergebende erhöhte Prämie darf die
im Zeitpunkt der Erhöhung geltende Tarifprämie nicht übersteigen. Diese Genze gilt jedoch
nur, wenn sich die neue Tarifprämie auf eine unveränderte Gruppe versicherbarer Risiken
bezieht.

5. Solange Anpassung der Versicherungssumme nach vorliegenden Bestimmungen verein-
bart ist, erhöht sich vom Zeitpunkt dieser Vereinbarung an die jeweilige Versicherungs-
summe um einen Vorsorgebetrag von 5 Prozent.

6. § 56 VVG und die Bestimmungen über Unterversicherung in den dem Vertrag zugrunde-
liegenden Versicherungsbedingungen bleiben unberührt.

7. Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die geänderte Versicherungs-
summe kann der Versicherungsnehmer durch schriftliche Erklärung die ihm mitgeteilte
Veränderung rückwirkend aufheben. Will der Versicherungsnehmer zugleich die Erklärung
gemäß Nr. 8 abgeben, so muß dies deutlich zum Ausdruck kommen.

8. Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist von drei
Monaten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres durch schriftliche Erklärung verlan-
gen, daß die Bestimmungen über die Summenanpassung für die Versicherung von beweg-
lichen Sachen künftig nicht mehr anzuwenden sind.

9. Das Recht auf Herabsetzung der Versicherungssumme wegen erheblicher Überversiche-
rung (§ 51 Abs. 1 VVG) bleibt unberührt.

Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen
(ohne Restwerte) (Klausel 2302)
1. Abweichend von den dem Vertrag zugrundeliegenden Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen sind Erhöhungen des Schadenaufwands durch Mehrkosten infolge behördlicher
Wiederherstellungsbeschränkungen mitversichert.

2. Ersetzt werden bis zu der hierfür vereinbarten Versicherungssumme die tatsächlich ent-
standenen Mehrkosten für die Wiederherstellung der versicherten und vom Schaden betrof-
fenen Sache durch behördliche Auflagen auf der Grundlage bereits vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles erlassener Gesetze und Verordnungen. Soweit behördliche Auflagen mit
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Fristsetzung vor Eintritt des Versicherungsfalles erteilt wurden, sind die dadurch entstehen-
den Mehrkosten nicht versichert.

3. Aufwendungen, die dadurch entstehen, daß infolge behördlicher Wiederherstellungsbe-
schränkungen Reste der versicherten und vom Schaden betroffene Sache nicht wiederver-
wertet werden können, sind nicht mitversichert.

4. Wenn die Wiederherstellung der versicherten und vom Schaden betroffenen Sache auf-
grund behördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen nur an anderer Stelle erfolgen darf,
werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei Wiederherstellung
an bisheriger Stelle entstanden wären.

5. Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch entstehen, daß sich die Wiederher-
stellung durch Beschränkungen der vorgenannten Art verzögert, werden nicht ersetzt.

Sofern für versicherte und vom Schaden betroffene Sachen die Preisdifferenz-Versicherung
nach Klausel 1301 vereinbart ist, werden Mehrkosten infolge Preissteigerungen ersetzt, die
dadurch entstehen, daß sich die Wiederherstellung durch Beschränkungen der vorgenann-
ten Art verzögert. Ziffer 4 der Klausel 1301 wird insoweit abgeändert.

6. Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die Mehrkosten nur im Verhältnis des
Zeitwertes zum Neuwert ersetzt. Ist nach einer vertraglichen Wiederherstellungsvereinba-
rung nur der Zeitwertschaden zu erstatten, so werden die Mehrkosten nicht ersetzt.

7. Besteht Unterversicherung für eine vom Schaden betroffene Position, für welche Mehr-
kosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen versichert sind, so wird der
nach Nr. 2 bis Nr. 6 ermittelte Betrag nur anteilig ersetzt.

8. Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den ver-
einbarten Selbstbehalt gekürzt.

9. Soweit ein Ersatzanspruch gegenüber einem Dritten entsteht, verpflichtet sich der Ver-
sicherungsnehmer, diesen in Höhe des fällig werdenden Mehrbetrages an den Versicherer
abzutreten.

Brandschäden an Räucher-, Trocknungs- und ähnlichen 
Erhitzungsanlagen sowie an deren Inhalt (Klausel 3102)
1. Brandschäden an versicherten Räucher-, Trocknungs- und sonstigen ähnlichen Erhit-
zungsanlagen sowie an dem versicherten Inhalt von Räucher-, Trocknungs- und sonstigen
ähnlichen Erhitzungsanlagen sind bis zu der vereinbarten Entschädigungsgrenze auch dann
zu ersetzen, wenn der Brand innerhalb der Anlagen ausgebrochen ist.

2. Erhöht sich die Anzahl der Anlagen oder ändert sich deren Art, so hat der Versiche-
rungsnehmer dies dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. Ist mit der Änderung eine
Gefahrerhöhung verbunden, so gelten außerdem § 6 Nr. 2, Nr. 4 und Nr. 5 AFB 87 und die
§§ 23 bis 30 VVG.

Der Versicherer hat vom Tag der Änderung an Anspruch auf die aus einem etwa erforderli-
chen höheren Prämiensatz errechnete Prämie; dies gilt nicht, soweit der Versicherer in
einem Versicherungsfall wegen Gefahrerhöhung gemäß Abs. 1 leistungsfrei geworden ist.

3. Räucheranlagen müssen so eingerichtet sein, daß herabfallendes Räuchergut sich nicht
am Räucherfeuer entzünden kann.

Kosten für die Dekontamination von Erdreich (Klausel 3301)
1. In Erweiterung der dem Vertrag zugrundeliegenden Allgemeinen Bedingungen für die
Feuerversicherung (AFB 87) ersetzt der Versicherer bis zu der hierfür vereinbarten Ver-
sicherungssumme Kosten, die der Versicherungsnehmer aufgrund behördlicher Anordnun-
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gen infolge einer Kontamination durch einen Versicherungsfall aufwenden muß, um

a) Erdreich von eigenen oder gepachteten Versicherungsgrundstücken innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland zu untersuchen und nötigenfalls zu dekontaminieren oder aus-
zutauschen;

b) den Aushub in die nächstgelegene geeignete Deponie zu transportieren und dort abzu-
lagern oder zu vernichten;

c) insoweit den Zustand des Versicherungsgrundstückes vor Eintritt des Versicherungs-
falles wiederherzustellen.

2. Die Aufwendungen gemäß Nr. 1 werden nur ersetzt, sofern die behördlichen Anordnungen

a) aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen sind, die vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles erlassen wurden;

b) eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge dieses Versicherungsfalles ent-
standen ist;

c) innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versicherungsfalles ergangen sind und
dem Versicherer ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb von drei Monaten seit
Kenntniserhalt gemeldet wurden.

3. Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Kontamination des Erdreichs erhöht,
so werden nur Aufwendungen ersetzt, die den für eine Beseitigung der bestehenden
Kontamination erforderlichen Betrag übersteigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und
wann dieser Betrag ohne den Versicherungsfall aufgewendet worden wäre.

Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls durch Sachverständige fest-
gestellt.

4. Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnungen oder aufgrund sonstiger
Verpflichtungen des Versicherungsnehmers einschließlich der sogenannten Einlieferer-
haftung werden nicht ersetzt.

5. Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus einem anderen
Versicherungsvertrag Ersatz beanspruchen kann.

6. Für Aufwendungen gemäß Nr. 1 durch Versicherungsfälle, die innerhalb eines Versiche-
rungsjahres eintreten, ist Entschädigungsgrenze die Versicherungssumme als Jahres-
höchstentschädigung.

7. Der gemäß Nr. 1 bis Nr. 6 als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versiche-
rungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

8. Kosten gemäß Nr. 1 gelten nicht als Aufräumungskosten gemäß § 3 Nr. 3 a AFB 87.

Abhängige Außenversicherung (Klausel 3401)
1. Sachen, für die Außenversicherung vereinbart ist, sind bis zu der hierfür vereinbarten be-
sonderen Versicherungssumme oder Entschädigungsgrenze auch außerhalb des
Versicherunsortes versichert. Dies gilt jedoch, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, nur
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland.

2. Wenn nichts anderes vereinbart ist, wird Entschädigung nur geleistet, soweit Entschädi-
gung nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.

Ist danach die Entschädigung oder eine Abschlagzahlung gemäß § 16 Nr. 1 AFB 87 nur des-
halb noch nicht fällig, weil ohne Verschulden des Versicherungsnehmers die Entschä-
digungspflicht aus dem anderen Versicherungsvertrag ganz oder teilweise noch nicht geklärt
ist, so wird der Versicherer unter Vorbehalt der Rückforderung mit Zinsen 1 Prozent unter
dem jeweiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank (siehe Seite 78), mindestens
jedoch 4 Prozent und höchstens 6 Prozent pro Jahr, eine vorläufige Zahlung leisten.
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3. Ist der Prämiensatz für die besondere Versicherungssumme gemäß Nr. 1 höher als für die
Position, zu der die Außenversicherung vereinbart ist, so gilt § 11 Nr. 3 AFB 87 (Unterver-
sicherung) auch für diese besondere Versicherungssumme.

4. Bei Berechnung einer Unterversicherung für die Position, zu der die Außenversicherung
vereinbart ist, sind auch die gemäß Nr. 1 außerhalb des Versicherungsortes versicherten
Sachen zu berücksichtigen, jedoch nur bis zu der dort genannten Entschädigungsgrenze.

5. Nr. 3 und Nr. 4 sind nicht nebeneinander anzuwenden. Anzuwenden ist diejenige Bestim-
mung, die zu der niedrigeren Entschädigung führt.

Verantwortlichkeit für Verstöße gegen Sicherheitsvorschriften (Klausel 3601)
1. Die “Brandverhütungs-Vorschriften für Fabriken und Anlagen” sind im Betrieb ordnungs-
gemäß bekanntzumachen.

2. Ist dies geschehen, so ist der Versicherungsnehmer nicht verantwortlich für Verstöße
gegen gesetzliche, behördliche und vertragliche Sicherheitsvorschriften, die ohne sein
Wissen und ohne Wissen seiner gesetzlichen Vertreter oder Repräsentanten (§ 17 AFB 87)
begangen werden.

Vorübergehende Abweichung von Sicherheitsvorschriften (Klausel 3605)
Vorübergehende Abweichungen von Sicherheits- und Betriebsvorschriften bei Bau-, Um-
bau- und Reparaturarbeiten auf dem Versicherungsgrundstück gelten, soweit sie durch
zwingende technische Gründe veranlaßt sind und bei ihrer Durchführung die gebotene
erhöhte Sorgfalt beobachtet wird, nicht als Verstoß gegen § 7 AFB 87, und wenn derartige
Abweichungen gleichzeitig eine Gefahrerhöhung darstellen, auch nicht als Verstoß gegen §
6 AFB 87. Abweichungen über die im Versicherungsvertrag vereinbarte Dauer hinaus gelten
nicht mehr als vorübergend.

Gefahrerhöhung – Versehensklausel (Klausel 3606)
1. Der Versicherungsnehmer wird sein Aufsichtspersonal zur laufenden Überwachung der
Gefahrenverhältnisse auf dem Versicherungsgrundstück verpflichten und Gefahrer-
höhungen nach § 6 AFB 87 unverzüglich anzeigen. Dies gilt auch für Gefahrerhöhungen, die
sich aus der Änderung bestehender oder der Aufnahme neuer Betriebszweige ergeben. Um
etwa versehentlich nicht angezeigte oder bisher nicht bekannt gewesene
Gefahrerhöhungen nachträglich feststellen zu können, wird der Versicherungsnehmer das
versicherte Wagnis halbjährlich prüfen.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht, so bleibt gleichwohl die Verpflichtung
des Versicherers zur Leistung bestehen, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlässigkeit beruht. Bleibt seine Verpflichtung hiernach bestehen, so gebührt ihm rück-
wirkend vom Tage der Gefahrerhöhung an die etwa erforderliche höhere Prämie.

Regreßverzichtsabkommen in der Feuerversicherung
Unser Unternehmen ist dem Abkommen der Feuerversicherer über einen Regreßverzicht
bei übergreifenden Feuerschäden beigetreten. Der Verzicht erfaßt Regreßforderungen von
300.000 DM bis 1.200.000 DM. Auf Regreßforderungen unter 300.000 DM verzichten die
Abkommensunternehmen nicht, weil sie sich gegen Regresse in dieser Höhe durch Ab-
schluß einer Haftpflichtversicherung selbst schützen können. Ein Regreßverzicht, der über
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die Grenze von 1.200.000 DM hinausgeht, kann nur auf Antrag gegen Entrichtung eines
besonderen Entgelts gewährt werden.

Allgemeine Sicherheitsvorschriften der Feuerversicherer für Fabriken und
gewerbliche Anlagen (ASF)
Aufgestellt vom Verband der Sachversicherer e.V. gemeinsam mit dem Bundesverband der
Deutschen Industrie e.V. Außer den gesetzlichen und behördlichen gelten die folgenden verein-
barten Sicherheitsvorschriften.
Diese Sicherheitsvorschriften sind allen Aufsichtsführenden bekanntzugeben. Die “Brand-
verhütungsvorschriften für Fabriken und gewerbliche Anlagen” (Auszug aus diesen Sicher-
heitsvorschriften) sind in den Betriebsstätten auszuhängen und allen Mitarbeitern bekanntzuge-
ben. Sofern im Betrieb Mitarbeiter beschäftigt werden, die der deutschen Sprache nicht hinrei-
chend mächtig sind, müssen die vorgenannten Vorschriften ausführlich auch in einer für diese
Personen verständlichen Form bekanntgemacht werden.

Nach § 7 der Allgemeinen Bedingungen für die Feuerversicherung (AFB 87) kann der Ver-
sicherungsschutz beeinträchtigt werden, wenn Sicherheitsvorschriften nicht eingehalten
werden.

1. Feuerschutzabschlüsse
1.1 Feuerschutzabschlüsse müssen als solche erkennbar und bauaufsichtlich zugelassen sein.

1.2 Selbstschließende Feuerschutzsabschlüsse dürfen nicht (z. B. durch Verkeilen oder
Festbinden) blockiert werden.

1.3 Müssen Abschlüsse während der Arbeitszeit offengehalten werden, so dürfen nur bau-
aufsichtlich zugelassene Feststellungsvorrichtungen benutzt werden, die im Brandfall
selbsttätig auslösen. Diese Abschlüsse sind auf jeden Fall nach Arbeitsende zu schließen.

1.4 Durch Wartung ist die ständige Funktionsbereitschaft sicherzustellen.

2. Elektrische Anlagen
Elektrische Anlagen sind nach den anerkannten Regeln der Elektrotechnik (Bestimmungen
des Verbandes Deutscher Elektrotechniker - VDE -) nur von Fachkräften oder unterwiese-
nen Personen zu errichten und zu betreiben.

3. Rauchen und offenes Feuer
3.1 In feuer- und/oder explosionsgefährdeten Räumen und Bereichen sowie in Garagen und
Kfz-Wekstätten ist Rauchen und Umgang mit Feuer oder offenem Licht verboten. In explo-
sionsgefährdeten Räumen und Bereichen dürfen außerdem funkenbildende Geräte, Werk-
zeuge und nichtexplosionsgeschützte Elektrogeräte nicht verwendet werden. In feuer- und/
oder explosionsgefährdeten Räumen und an den Außenseiten ihrer Zugangstüren ist auf die
besonderen Gefahren und das Verbot durch deutlich sichtbaren Anschlag hinzuweisen.

Feuergefährdet sind Bereiche, in denen größere Mengen leicht entflammbarer fester, flüssi-
ger oder gasförmiger Stoffe vorhanden sind.

Explosionsgefährdet sind Bereiche, in denen sich mit der Luft explosionsfähige Dampf-,
Gas- oder Staubgemische bilden können.

3.2 Für lediglich feuergefährdete Betriebsstätten sind besondere Raucherzonen zulässig,
soweit sie durch betriebliche Maßnahmen hinreichend von leicht entflammbarem Material
getrennt und deutlich gegen die Umgebung abgesichert sind. Geeignete Aschenbehälter,
Löschmittel und Warnschilder sind in ausreichender Zahl aufzustellen.

4. Feuerarbeiten
4.1 Schweiß-, Schneid-, Schleif- und Aufheizarbeiten dürfen nur von solchen Personen aus-
geführt werden, die mit diesen Arbeiten vertraut sind.

4.2 Außerhalb ständiger, hierfür vorgesehener Arbeitsplätze sind diese Arbeiten nur mit
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schriftlicher Genehmigung (Schweißerlaubnisschein) der Betriebsleitung oder der von ihr
beauftragten Person zulässig. Dieser Schein muß genaue Angaben über die zutreffenden
Schutzmaßnahmen enthalten.

5. Feuerstätten, Heizeinrichtungen, wärmeführende Rohrleitungen, Trocknungsanlagen
5.1 Die für Errichtung und Betrieb von Feuerstätten, Heizeinrichtungen und Trocknungs-
anlagen geltenden Vorschriften der Bauordnung und der Heizraumrichtlinien sind zu beach-
ten, ebenso sonstige Sicherheitsvorschriften, Normen und Bestimmungen. Feuerstätten
(einschließlich Schornsteine und Ofenrohre) und Heizeinrichtungen müssen im Umkreis von
mindestens 2 m von brennbaren Stoffen freigehalten werden. Hiervon sind ausgenommen
Heizeinrichtungen, bei denen die Oberflächentemperatur oder die austretende Warmluft
120° C nicht übersteigt. Benzin, Petroleum, Spiritus und Lackreste oder ähnliches dürfen
nicht als Feuerungsmaterial verwendet werden.

Heiße Schlacke und Asche müssen in dafür vorgesehenen feuerbeständig abgetrennten
Gruben oder Räumen oder im Freien mit sicherem Abstand gelagert werden.

Behelfsmäßige Feuerstätten, elektrische Heiz- und Kochgeräte sowie Tauchsieder dürfen
nur mit Zustimmung der Betriebsleitung benutzt werden.

5.2 Wärmeführende Rohrleitungen, an denen sich brennbare Stoffe entzünden können, sind
zu sichern. Die Sicherung kann durch geeignete Isolierung, Abweisgitter, Schürzen oder
ähnliches erfolgen.

6. Brennbare feste Stoffe, Flüssigkeiten und Gase
6.1 Für Verwendung und Lagerung von festen Stoffen, die leicht entflammbar, selbstent-
zündlich oder explosionsfähig sind oder im Brandfall korrosive Gase abspalten, sowie beim
Umgang mit brennbaren Flüssigkeiten und Gasen sind die besonderen Vorschriften zu
beachten.

6.2 In den Betriebsräumen dürfen höchstens die für den Fortgang der Arbeit nötigen
Mengen brennbarer Flüssigkeiten und Gase (jedoch nicht mehr als der Tagesbedarf) auf-
bewahrt werden. Betriebsbedingte Ausnahmen bedürfen der besonderen Vereinbarung.

6.3 Brennbare Flüssigkeiten sind in sicheren Gefäßen aufzubewahren. Sie dürfen nicht in
Ausgüsse oder Abwasserkanäle geschüttet werden.

7. Verpackungsmaterial
7.1 In den Packräumen darf leicht entflammbares*) Verpackungsmaterial höchstens in der
Menge eines Tagesbedarfs vorhanden sein. Betriebsbedingte Ausnahmen bedürfen der
besonderen Vereinbarung. Zerkleinertes Material dieser Art (Füllstoffe) ist in nicht brennba-
ren Behältern mit dicht schließendem Deckel aufzubewahren.

7.2 Sonst ist derartiges Verpackungsmaterial in eigenen, feuerbeständig abgetrennten
Räumen oder im Freien mit sicherem Abstand zu lagern.

7.3 Packräume und Lagerräume für Verpackungsmaterial dürfen nicht direkt (z. B. durch
Öfen, Strahler, ölbefeuerte Lufterhitzer) beheizt werden.

8. Abfälle
8.1 Brennbare Abfälle sind mindestens täglich bei Schluß der Arbeit oder bei Schichtwechsel
aus den Arbeitsräumen zu entfernen. Sie sind im Freien mit sicherem Abstand oder in feu-
erberständig abgetrennten Räumen zu lagern.

8.2 Ölige, fettige oder mit brennbaren Flüssigkeiten getränkte Putzwolle, Lappen und der-
gleichen dürfen nur in in nicht brennbaren Behältern mit dicht schließendem Deckel – kei-
nesfalls in der Arbeitskleidung – aufbewahrt werden.

8.3 Zigarettenasche und sonstige Abfälle, die noch Glut enthalten können, sind getrennt von
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anderen brennbaren Abfällen in geeigneten Aschenbehältern aufzubewahren.

8.4 Staub ist mindestens innerhalb der vorgeschriebenen Fristen aus den Anlagen und den
Arbeitsräumen zu entfernen.

9. Feuerlöscheinrichtungen
9.1 In jedem Betrieb müssen Feuerlöscheinrichtungen vorhanden sein, die den besonderen
Betriebsgefahren entsprechen. Diese Einrichtungen müssen regelmäßig gewartet werden.

9.2 Feuerlöscher müssen amtlich geprüft und zugelassen sein und in ausreichender Anzahl
an gut sichtbarer und stets leicht zugänglicher Stelle angebracht sein.

9.3 Eine ausreichende Anzahl von Betriebsangehörigen ist in der Bedienung der
Feuerlöscheinrichtungen zu unterweisen.

9.4 Es ist eine Brandschutz- und Feuerlöschordnung aufzustellen und auzuhängen.

9.5 Jede Benutzung von Feuerlöscheinrichtungen ist der Betriebsleitung sofort zu melden.
Die Feuerlöscheinrichtungen sind nach der Benutzung unverzüglich wieder betriebsbereit
zu machen. Mißbräuchliche Benutzung ist verboten.

10. Kontrolle nach Arbeitsschluß
Nach Arbeitsschluß hat eine der Betriebsleitung verantwortliche Person die Betriebsräume
auf gefahrdrohende Umstände zu kontrollieren.

Es ist besonders zu prüfen, daß
- alle Feuerschutzabschlüsse geschlossen,
- alle nicht benötigten elektrischen Anlagen ausgeschaltet,
- an Stellen, an denen Reparaturarbeiten vorgenommen wurden, keine Brandgefahr vor-

handen,
- die Abfälle ordnungsgemäß beseitig und
- die Feuerstätten und Heizeinrichtungen gegen Brandausbruch gesichert sind.

Sicherheitsvorschriften für Gaststätten und Beherbergunsbetriebe
1. Vorbemerkung

Sicherheitsvorschriften im Sinne von § 7 AFB 87*) sind neben den gesetzlichen und behörd-
lichen**) die folgenden Sicherheitsvorschriften der Feuerversicherer.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, allen Betriebsangehörigen und ggf. einem Pächter
oder Mieter diese Sicherheitsvorschriften bekanntzugeben und deren Einhaltung zu verlan-
gen.

2. Geltungsbereich
2.1 Diese Sicherheitsvorschriften gelten für alle Betriebe des Gaststättengewerbes, z. B.
Restaurants, Schankwirtschaften, Kantinen, Automatengaststätten, Bars oder barähnliche
Betriebe, Diskotheken, Spielhallen sowie Gaststättenbetriebe mit musikalischen oder son-
stigen Darbietungen wie Filmvorführungen, Varieté, Tanzveranstaltungen usw.

2.2 Der Geltungsbereich erstreckt sich auch auf Beherbergungsbetriebe aller Art.

3. Brandschutzmaßnahmen
3.1 Feuerschutztüren dürfen nicht blockiert werden, z. B. durch Verkeilen oder Festbinden.
Müssen solche Türen während der Betriebszeit offengehalten werden, so dürfen hierfür nur
bauaufsichtlich zugelassene Feststellanlagen benutzt werden, die im Brandfall selbsttätig
auslösen. Diese Türen sind auf jeden Fall in der betriebsfreien Zeit geschlossen zu halten.
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3.2 Elektrische Anlagen sind nach den anerkannten Regeln der Technik zu installieren, zu
unterhalten und zu betreiben. Als anerkannte Regeln der Technik gelten die VDE-Bestim-
mungen. Die Anlagen müssen regelmäßig, mindestens jedoch alle 3 Jahre, durch eine
Fachkraft oder durch eine anerkannte Revisionsstelle überprüft werden. Mängel sind unver-
züglich durch eine Fachkraft beseitigen zu lassen. Eine Bescheinigung über die durchge-
führte Prüfung ist dem Versicherer auf Verlangen einzureichen. Elektrische Geräte müssen
den einschlägigen Sicherheitsbestimmungen (GS- oder VDE-Zeichen) entsprechen und für
gewerbliche Nutzung geeignet sein. Sie dürfen nur nach den Betriebs- und Bedie-
nungsanweisungen der Hersteller betrieben werden.

3.3 Flüssiggasanlagen und -geräte müssen den hierfür geltenden “Technischen Regeln
Flüssiggas” (TRF) entsprechen, müssen von einer Fachkraft angelegt sein und dürfen nur
nach diesen Richtlinien benutzt werden. Entsprechend gelten für Niederdruck-Gasanlagen
(Stadtgas) die “Technischen Regeln für Gasinstallation” (TRGI).

3.4 Mit Zündmitteln, hierzu gehören auch sogenannte Disco-Laser der Klasse 4, offenem
Feuer und brandgefährlichen Stoffen ist stets sorgfältig umzugehen. Wandverkleidungen und
ständige Dekorationen müssen aus mindestens schwer entflammbarem Material bestehen.

3.5 Abstell- und Lagerräume, auch Dachböden und Keller, in denen brennbare Stoffe lagern,
sind gegen Betreten durch Unbefugte zu sichern und regelmäßig zu entrümpeln. In diesen
Räumen und an ihren Zugangstüren sind Schilder etwa folgenden Wortlauts anzubringen:
“Rauchen, offenes Licht und Umgang mit Feuer verboten”.

3.6 Glutfeste Aschenbecher sind in ausreichender Zahl aufzustellen. Sie sind nur in doppel-
wandige Metallbehälter mit selbstschließendem Metalldeckel zu entleeren. Brennbare
Sammelbehälter sowie gläserne oder keramische Behälter, ferner in Schanktische einge-
baute Behälter, auch wenn sie mit Blech ausgeschlagen sind, sind für das Sammeln von
Glut- und Ascheresten unzulässig.

3.7 Für die vorübergehende Aufbewahrung sonstiger brennbarer Abfälle sind dicht
schließende, nicht brennbare Abfallbehälter aufzustellen.

3.8 Nach Betriebsschluß sind alle brennbaren Abfälle und Abfallbehälter aus den
Gasträumen zu entfernen. Sie sind im Freien mit sicherem Abstand von Gebäuden oder in
feuerbeständig abgetrennten Räumen zu lagern.

3.9 Heiz-, Koch- und Wärmegeräte sind nur nach der jeweiligen Bedienungsanweisung zu
benutzen und nach Gebrauch oder nach Betriebsschluß so außer Betrieb zu setzen, daß
eine Brandgefahr ausgeschlossen wird.

3.10 Mit Siedefettgeräten (Friteusen) ist sachgemäß umzugehen, das heißt z. B., daß kein
nasses Bratgut in heißes Siedefett eingesetzt werden darf.

Stark braun verfärbtes Fett ist auszuwechseln. Schlammabsetzungen auf dem Boden und
an den Heizwendeln sind restlos zu entfernen. Das dabei anfallende unbrauchbare Fett und
die zum Reinigen gebrauchten Lappen dürfen nur kurzzeitig in nicht brennbaren Behältern
mit Deckel aufbewahrt werden und sind nach Betriebsschluß aus dem Gebäude zu entfer-
nen.

3.11 Lüftungsanlagen für den Küchenbetrieb einchließlich ihrer Abzugsleitungen müssen
aus nicht brennbaren Stoffen bestehen. Sie sind nur mit nicht brennbaren Filtern zu betrei-
ben und regelmäßig zu reinigen. In die Reinigung sind auch der Fettauslaß, die Ventilator-
flügel und das Ventilatorgehäuse mit einzubeziehen. Tücher oder Papier dürfen nicht zum
Aufsaugen des Fettes in die Rinnen der Abzugshauben gestopft werden. Die zum Reinigen
verwendeten Lappen dürfen nur kurzzeitig in nicht brennbaren Behältern mit Deckel aufbe-
wahrt werden und sind nach Betriebsschluß aus den Gaststätten zu entfernen. Sie sind im
Freien mit sicherem Abstand von Gebäuden oder in feuerbeständig abgetrennten Räumen
bis zum Abtransport aufzubewahren.
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4. Alarm- und Löschorganisation
4.1 Es muß mindestens 1 Fernsprecher vorhanden sein, von dem im Gefahrenfall die
Feuerwehr benachrichtigt werden kann. Die Rufnummer der Feuerwehr ist auffällig anzu-
bringen.

4.2 Die aufgrund der besonderen Betriebsgefahren geforderten Feuermelde- und löschein-
richtungen müssen ständig betriebsbereit sein. Diese Einrichtungen müssen regelmäßig
gewartet werden.

4.3 Zur Bekämpfung von Entstehungsbränden sind für Gaststättenflächen bis 50 qm min-
destens ein, für Flächen von 50 bis 150 qm mindestens zwei Feuerlöscher PG 12 oder W
10 vorzuhalten. Überschreitet die Fläche 150 qm, so ist je weitere 400 qm ein Feuerlöscher
erforderlich. Im Bereich von Grill- und Siedefettanlagen ist ein Kohlensäure-Schneelöscher
bereitzustellen. Bei Siedefettbatterien mit einem Gesamtinhalt von über 50 l Fett ist eine
ortsfeste CO2-Feuerlöschanlage vorzusehen. Feuerlöschanlagen mit anderen Löschmitteln
dürfen nur eingesetzt werden, wenn ihre Wirksamkeit nachgewiesen worden ist.

Die Feuerlöscher müsen amtlich zugelassen, an gut sichtbaren und leicht zugänglichen
Stellen angebracht und mindestens alle zwei Jahre überprüft werden. Anstelle eines PG 12
- Feuerlöschers können auch zwei Feuerlöscher PG 6 angebracht werden. Auf die “Sicher-
heitsregeln für die Ausrüstung von Arbeitsstätten mit Feuerlöschern” (Form 2001 Sach-
verband) wird hingewiesen*).

4.4 Eine ausreichende Anzahl von Betriebsangehörigen muß mit der Bedienung der Feuer-
löscheinrichtungen vertraut sein.

4.5 Zufahrtswege und Flächen für die Feuerwehr sowie Rettungswege im Freien sind stän-
dig von Fahrzeugen, Müllcontainern und dergleichen freizuhalten.

Hinweis:
Wir weisen auf die Richtlinien für den Brandschutz in Hotel- und Beherbergungsbetrieben
(VdS 2082) hin, die wertvolle Hinweise und Vorschläge enthalten und kostenlos bei uns
angefordert werden können.
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Einbruchdiebstahlversicherung

Allgemeine Bedingungen für die Einbruchdiebstahl- und Raubversicherung
(AERB 87)
§   1 Versicherte Gefahren und Schäden
§   2 Versicherte Sachen
§   3 Versicherte Kosten
§   4 Versicherungsort
§   5 Versicherungswert
§   6 Gefahrumstände bei Vertragsabschluß und Gefahrerhöhung
§   7 Sicherheitsvorschriften
§   8 Prämie; Beginn und Ende der Haftung
§   9 Mehrfache Versicherung; Überversicherung
§ 10 Versicherung für fremde Rechnung
§ 11 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung
§ 12 Entschädigungsgrenzen
§ 13 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall
§ 14 Besondere Verwirkungsgründe
§ 15 Sachverstandigenverfahren
§ 16 Zahlung der Entschädigung
§ 17 Repräsentanten
§ 18 Wiederherbeigeschaffte Sachen
§ 19 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall
§ 20 Schriftliche Form; Zurückweisung von Kündigungen
§ 21 Agentenvollmacht
§ 22 Gerichtsstand
§ 23 Schlußbestimmung

§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch

a) Einbruchdiebstahl,
b) Raub innerhalb eines Gebäudes oder Grundstücks,
c) Raub auf Transportwegen,
d) Vandalismus nach einem Einbruch
oder durch den Versuch einer solchen Tat abhanden kommen, zerstört oder beschädigt wer-
den.

Jede der in a bis d genannten Gefahren ist nur versichert, wenn dies vereinbart ist, Vandalis-
mus nach einem Einbruch jedoch nur in Verbindung mit Einbruchdiebstahl.

2. Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb

a) in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels falscher Schlüssel oder
anderer Werkzeuge eindringt; ein Schlüssel ist falsch, wenn die Anfertigung desselben
für das Schloß nicht von einer dazu berechtigten Person veranlaßt oder gebilligt worden
ist; der Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn fest-
steht, daß versicherte Sachen abhanden gekommen sind;

b) in einem Raum eines Gebäudes ein Behältnis aufbricht oder falsche Schlüssel oder
andere Werkzeuge benutzt, um es zu öffnen;

c) aus einem verschlossenen Raum eines Gebäudes Sachen entwendet, nachdem er sich
in das Gebäude eingeschlichen oder dort verborgen gehalten hatte;
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d) in einem Raum eines Gebäudes bei einem Diebstahl auf frischer Tat angetroffen wird
und eines der Mittel gemäß Nr. 3 a oder 3 b anwendet, um sich den Besitz des gestoh-
lenen Gutes zu erhalten;

e) in einen Raum eines Gebäudes mittels richtiger Schlüssel eindringt oder dort ein Behält-
nis mittels richtiger Schlüssel öffnet, die er durch Einbruchdiebstahl oder außerhalb des
Versicherungsortes durch Raub an sich gebracht hatte;

werden jedoch Sachen entwendet, die gegen Einbruchdiebstahl nur unter vereinbarten
zusätzlichen Vorraussetzungen gemäß § 4 Nr. 4 versichert sind, so gilt dies als Ein-
bruchdiebstahl nur, wenn der Dieb die richtigen Schlüssel des Behältnisses erlangt hat
durch

aa) Einbruchdiebstahl gemäß Nr. 2 b aus einem Behältnis, das mindestens die gleiche
Sicherheit wie die Behältnisse bietet, in denen die Sachen versichert sind;

bb) Einbruchdiebstahl, wenn die Behältnisse, in denen die Sachen versichert sind, zwei
Schlösser besitzen und alle zugehörigen Schlüssel, Schlüssel zu verschiedenen
Schlössern voneinander getrennt, außerhalb des Versicherungsortes verwahrt wer-
den;

cc) Raub außerhalb des Versicherungsortes;

bei Türen von Behältnissen oder Tresorräumen gemäß § 4 Nr. 4 mit einem Schlüs-
selschloß und einem Kombinationsschloß steht es dem Raub des Schlüssel gleich,
wenn der Täter gegenüber dem Versicherungsnehmer oder einem seiner Arbeitneh-
mer eines der Mittel gemäß Nr. 3 a oder 3 b anwendet, um sich die Öffnung des Kom-
binationsschlosses zu ermöglichen;

f) in einen Raum eines Gebäudes mittels richtiger Schlüssel eindringt, die er – auch außer-
halb des Versicherungsortes – durch Diebstahl an sich gebracht hatte, vorausgesetzt,
daß weder der Versicherungsnehmer noch der Gewahrsamsinhaber den Diebstahl der
Schlüssel durch fahrlässiges Verhalten ermöglicht hatte.

3. Raub liegt vor, wenn
a) gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Arbeitnehmer Gewalt angewendet

wird, um dessen Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen auszuschalten;

b) der Versicherungsnehmer oder einer seiner Arbeitnehmer versicherte Sachen herausgibt oder
sich wegnehmen läßt, weil eine Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben angedroht wird, die
innerhalb des Versicherunsortes, bei mehreren Versicherungsorten innerhalb desjenigen
Versicherungsortes, an dem auch die Drohung ausgesprochen wird, verübt werden soll;

c) dem Versicherungsnehmer oder einem seiner Arbeitnehmer versicherte Sachen wegge-
nommen werden, weil sein körperlicher Zustand infolge eines Unfalls oder infolge einer
nicht verschuldeten sonstigen Ursache beeinträchtigt und dadurch seine
Widerstandskraft ausgeschaltet ist.

Einem Arbeitnehmer stehen volljährige Familienangehörige des Versicherungsnehmers
gleich, denen dieser die Obhut über die versicherten Sachen vorübergehend überlassen
hat. Das gleiche gilt für Personen, die durch den Versicherungsnehmer mit der
Bewachung der als Versicherungsort vereinbarten Räume beauftragt sind.

4. Für Raub auf Transportwegen gilt abweichend von Nr. 3:
a) Dem Versicherungsnehmer stehen sonstige Personen gleich, die in seinem Auftrag den

Transport durchführen. Dies gilt jedoch nicht, wenn der Transportauftrag durch ein
Unternehmen durchgeführt wird, das sich gewerbsmäßig mit Geldtransporten befaßt.

b) Die den Transport durchführenden Personen, gegebenenfalls auch der Versicherungs-
nehmer selbst, müssen älter als 18 und jünger als 65 Jahre sowie im Vollbesitz körper-
licher und geistiger Kräfte sein. Im übrigen gilt § 12 Nr. 3 und Nr. 4.

c) In den Fällen von Nr. 3 b liegt Raub nur vor, wenn die angedrohte Gewalttat an Ort und
Stelle verübt werden soll.
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5. Sind Schäden durch Raub auf Transportwegen versichert, so leistet der Versicherer,
wenn der Versicherungsnehmer bei der Durchführung des Transports nicht persönlich mit-
wirkt, Entschädigung bis zu 25.000 DM je Versicherungsfall auch für Schäden, die ohne
Verschulden einer der den Transport ausführenden Person entstehen

a) durch Erpressung gemäß 253 StGB, begangen an diesen Personen;

b) durch Betrug gemäß 263 StGB, begangen an diesen Personen;

c) durch Diebstahl von Sachen, die sich in unmittelbarer körperlicher Obhut dieser
Personen befinden;

d) dadurch, daß diese Personen nicht mehr in der Lage sind, die ihnen anvertrauten
Sachen zu betreuen.

6. Vandalismus nach einem Einbruch liegt vor, wenn der Täter auf eine der in Nr. 2 a, 2 e
oder 2 f bezeichneten Arten in den Versicherungsort eindringt und versicherte Sachen vor-
sätzlich zerstört oder beschädigt.

7. Die Versicherung erstreckt sich ohne Rüchsicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf
Schäden an versicherten Sachen und nicht auf versicherte Kosten, die verursacht werden

a) durch vorsätzliche Handlungen von Personen, die mit dem Versicherungsnehmer in
häuslicher Gemeinschaft leben oder bei ihm wohnen, es sei denn, daß dadurch die Tat
weder ermöglicht noch erleichtert wurde;

b) durch vorsätzliche Handlungen von Arbeitnehmern des Versicherungsnehmers, es sei
denn, daß die Tat nur außerhalb des Versicherungsortes oder nur zu einer Zeit vorbe-
reitet und begangen worden ist, zu der die als Versicherungsort vereinbarten Räume für
diese Arbeitnehmer geschlossen waren;

c) durch Raub auf Transportwegen, wenn und solange eine größere als die vereinbarte
Zahl von Transporten gleichzeitig unterwegs ist oder wenn der Schaden durch vorsätz-
liche Handlungen einer der mit dem Transport beauftragten Personen entstanden ist;

d) durch Brand, Explosion oder bestimmungswidrig austretendes Leitungswasser, auch
wenn diese Schäden infolge eines Einbruchdiebstahls oder Raubes entstehen; für
Schäden gemäß Nr. 5 d gilt dieser Ausschluß nicht;

e) durch Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen, Erdbeben oder Kernenergie*)

§ 2 Versicherte Sachen
1. Versichert sind die in dem Versicherungsvertrag bezeichneten Sachen.

2. Die Sachen sind nur versichert, soweit der Versicherungsnehmer

a) Eigentümer ist;

b) sie unter Eigentumsvorbehalt erworben hat;

c) sie sicherungshalber übereignet hat und soweit für sie gemäß § 71 Abs. 1 Satz 2 VVG
dem Erwerber ein Entschädigungsanspruch nicht zusteht.

3. Über Nr. 2 hinaus ist fremdes Eigentum versichert, soweit es seiner Art nach zu den ver-
sicherten Sachen gehört und dem Versicherungsnehmer zur Bearbeitung, Benutzung oder
Verwahrung oder zum Verkauf in Obhut gegeben wurde und soweit nicht der
Versicherungsnehmer nachweislich, insbesondere mit dem Eigentümer, vereinbart hat, daß
die fremden Sachen nicht versichert zu werden brauchen.

4. Die Versicherung gemäß Nr. 2 b, Nr. 2 c und Nr. 3 gilt für Rechnung des Eigentümers und
des Versicherungsnehmers. In den Fällen der Nr. 3 ist jedoch für die Höhe des
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Versicherungswertes, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, nur das Interesse des
Eigentümers maßgebend.

5. Ist Versicherung der Betriebseinrichtung vereinbart, so fallen hierunter nicht

a) Bargeld;

b) Urkunden, wie z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere;

c) Akten, Pläne, Geschäftsbücher, Karteien, Zeichnungen, Lochkarten, Magnetbänder,
Magnetplatten und sonstige Datenträger;

d) Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner typengebun-
dene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen;

e) zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger und Zugmaschinen;

f) Automaten mit Geldeinwurf (einschließlich Geldwechsler) samt Inhalt sowie
Geldausgabeautomaten, soweit nicht der Einschluß besonders vereinbart ist;

g) verschlossene Registrierkassen sowie Rückgeldgeber, solange der Geldbehälter nicht
entnommen ist.

6. Ist Versicherung von Gebrauchsgegenständen der Betriebsangehörigen vereinbart, so
sind nur Sachen versichert, die sich üblicherweise oder auf Verlangen des Arbeitgebers in-
nerhalb des Versicherungsortes befinden. Bargeld, Wertpapiere und Kraftfahrzeuge sind
nicht versichert.

Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem anderen Ver-
sicherungsvertrag beansprucht werden kann. Ist danach die Entschädigung oder eine
Abschlagszahlung gemäß § 16 Nr. 1 nur deshalb noch nicht fällig, weil ohne Verschulden
des Versicherungsnehmers oder des versicherten Betriebsangehörigen die Entschädi-
gungspflicht aus dem anderen Versicherungsvertrag ganz oder teilweise noch nicht geklärt
ist, so wird der Versicherer unter Vorbehalt der Rückforderung mit Zinsen 1 Prozent unter
dem jeweilgen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank (siehe Seite 79), mindestens
jedoch 4 Prozent und höchstens 6 Prozent pro Jahr, eine vorläufige Zahlung leisten.

§ 3 Versicherte Kosten

1. Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer zur Abwendung oder
Minderung des Schadens (§ 13 Nr. 1 c und 1 d) für geboten halten durfte, hat der
Versicherer zu ersetzen. Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versi-
cherte Sachen betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter
Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Maßnahmen auf Weisung des Versicherers erfolgt
sind. Besteht Unterversicherung, so sind die Aufwendungen ohne Rücksicht auf Weisungen
des Versicherers nur in demselben Verhältnis zu ersetzen wie der Schaden.

2. Für die Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens gilt § 66 VVG.

3. Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch die infolge eines Versicherungs-
falles notwendigen Aufwendungen

a) für das Aufräumen der Schadenstätte, für das Abfahren von Schutt und sonstigen
Resten zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Ablagern oder Vernichten (Aufräu-
mungskosten);

b) die dadurch entstehen, daß zum Zwecke der Wiederherstellung oder Wiederbeschaf-
fung von Sachen, die durch vorliegenden Vertrag versichert sind, andere Sachen
bewegt, verändert oder geschützt werden müssen (Bewegungs- und Schutzkosten);
Bewegungs- und Schutzkosten sind insbesondere Aufwendungen für De- oder Remon-
tage von Maschinen, für Durchbruch, Abriß oder Wiederaufbau von Gebäudeteilen oder
für das Erweitern von Öffnungen;

c) für die Beseitigung von Schäden, die durch einen Versicherungsfall oder durch den
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Versuch einer Tat gemäß § 1 Nr. 1 a, 1 b oder 1 d entstanden sind.

aa) an Dächern, Decken, Wänden, Fußböden, Türen, Schlössern, Fenstern (ausgenom-
men Schaufensterverglasungen), Rolläden und Schutzgittern der als Versicherungs-
ort vereinbarten Räume (Gebäudeschäden);

bb) an Schaukästen und Vitrinen (ausgenommen Verglasungen) außerhalb des Versi-
cherungsortes, aber innerhalb des Grundstücks, auf dem der Versicherungsort liegt,
und in dessen unmittelbarer Umgebung;

d) für Schloßänderungen an den Türen der als Versicherungsort vereinbarten Räume,
wenn Schlüssel zu diesen Türen durch einen Versicherungsfall oder durch eine außer-
halb des Versicherungsortes begangenen Tat gemäß § 1 Nr. 1a bis 1c abhanden gekom-
men sind; dies gilt nicht für Türen von Tresorräumen;

e) für die Wiederherstellung von Akten, Plänen, Geschäftsbüchern, Karteien, Zeichnun-
gen, Lochkarten, Magnetbändern, Magnetplatten und sonstigen Datenträgern ein-
schließlich des Neuwertes (§ 5 Nr. 1 a) der Datenträger;

soweit die Wiederherstellung nicht notwendig ist oder nicht innerhalb von zwei Jahren
seit Eintritt des Versicherungsfalles sichergestellt wird, leistet der Versicherer
Entschädigung nur in Höhe des gemäß § 5 Nr. 4 berechneten Wertes des Materials.

§ 4 Versicherungsort

1. Versicherungsschutz besteht nur, wenn versicherte Sachen abhanden gekommen, be-
schädigt oder zerstört worden sind, solange sie sich innerhalb des Versicherungsortes befin-
den, und wenn alle Voraussetzungen eines Einbruchdiebstahls (§ 1 Nr. 2), eines Raubes
(§ 1 Nr. 3 und Nr. 4) oder eines Vandalismus nach einem Einbruch (§ 1 Nr. 6) innerhalb des
Versicherungsortes – bei mehreren Versicherungsorten innerhalb desselben Versiche-
rungsortes – verwirklicht worden sind. Bei Raub auf Transportwegen ist der Ort maßgebend,
an dem die transportierten Sachen sich bei Beginn der Tat befunden haben.

Nicht versichert sind Sachen, die an den Ort der Herausgabe oder Wegnahme erst auf
Verlangen des Täters herangeschafft werden, es sei denn, das Heranschaffen erfolgt nur
innerhalb des Versicherungsortes, an dem auch die Drohung ausgesprochen worden ist.

2. Versicherungsort für Schäden durch Einbruchdiebstahl (§ 1 Nr. 1 a) oder Vandalismus
nach einem Einbruch (§1 Nr. 1 d) sind die in dem Versicherungsvertrag bezeichneten
Räume eines Gebäudes.

Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen sind in deren Wohnräumen nicht versi-
chert.

3. Nur in verschlossenen Behältnissen, die erhöhte Sicherheit auch gegen Wegnahme des
Behältnisses gewähren, oder in Tresorräumen sind versichert

a) Bargeld;

b) Urkunden, z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere;

c) Briefmarken;

d) Münzen und Medaillen;

e) unbearbeitete Edelmetalle sowie Sachen aus Edelmetall, ausgenommen Sachen, die
dem Raumschmuck dienen;

f) Schmucksachen, Perlen und Edelsteine;

g) Sachen, für die dies besonders vereinbart ist.

Dies gilt, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, bei Versicherung von Juwelier-, Uhrma-
cher- und Bijouteriegeschäften nicht für Schmucksachen und Sachen aus Edelmetallen.
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4. Wenn dies vereinbart ist, sind über Nr. 3 hinaus zusätzliche Sicherheitsmerkmale für das
Behältnis oder den Tresorraum erforderlich.

5. Registrierkassen, Rückgelder und Automaten mit Geldeinwurf (einschließlich Geldwechs-
ler) gelten nicht als Behältnisse im Sinne von Nr. 3.

Jedoch ist im Rahmen einer für Bargeld in Behältnissen gemäß Nr. 3 vereinbarten
Versicherungssumme Bargeld auch in Registrierkassen versichert, solange diese geöffnet
sind. Die Entschädigung ist auf 50 DM je Registrierkasse und außerdem auf 500 DM je
Versicherungsfall begrenzt, soweit nicht andere Beträge vereinbart sind.

6. Versicherungsort für Schäden druch Raub innerhalb eines Gebäudes oder Grundstücks
(§ 1 Nr. 1 b) ist über die in dem Versicherungsvertrag als Versicherungsort bezeichneten
Räume hinaus das gesamte Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, soweit es all-
seitig umfriedet ist.

7. Versicherungsort für Schäden durch Raub auf Transportwegen (§ 1 Nr. 1 c) ist, soweit
nicht etwas anderes vereinbart ist, die Bundesrepublik Deutschland. Der Transportweg
beginnt mit der Übernahme versicherter Sachen für einen unmittelbar anschließenden
Transport und endet an der Ablieferungsstelle mit der Übergabe.

§ 5 Versicherungswert

1. Versicherungswert der technischen und kaufmännischen Betriebseinrichtung und der
Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen ist

a) der Neuwert;

Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neu-
wertigem Zustand wiederzubeschaffen oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der
niedrigere Betrag;

b) der Zeitwert, falls er weniger als 40 Prozent des Neuwertes beträgt oder falls Versiche-
rung nur zum Zeitwert vereinbart ist;

der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert der Sache durch einen Abzug entsprechend
ihrem insbesondere durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand;

c) der gemeine Wert, soweit die Sache für ihren Zweck allgemein oder im Betrieb des
Vesicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist;

gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis für die
Sache oder für das Altmaterial.

2. Versicherungswert

a) von Waren, die der Versicherungsnehmer herstellt, auch soweit sich noch nicht fertig-
gestellt sind,

b) von Waren, mit denen der Versicherungsnehmer handelt,

c) von Rohstoffen und

d) von Naturerzeugnissen

ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte wiederzubeschaffen
oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der niedrigere Betrag.

Der Versicherungswert ist begrenzt durch den erzielbaren Verkaufspreis, bei nicht fertigge-
stellten eigenen Erzeugnissen durch den erzielbaren Verkaufspreis der fertigen Erzeug-
nisse. § 55 VVG (Bereicherungsverbot) bleibt unberührt.

3. Versicherungswert von Wertpapieren ist

a) bei Wertpapieren mit amtlichem Kurs der mittlere Einheitskurs am Tag der jeweils letz-
ten Notierung aller amtlichen Börsen der Bundesrepublik Deutschland;
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b) bei Sparbüchern der Betrag des Guthabens;

c) bei sonstigen Wertpapieren der Marktpreis.

4. Versicherungswert von Mustern, Anschauungsmodellen, Prototypen und Ausstellungs-
stücken, ferner von typengebundenen, für die laufende Produktion nicht mehr benötigten
Fertigungsvorrichtungen sowie aller sonstigen Sachen ist, soweit nicht etwas anderes ver-
einbart wurde, entweder der Zeitwert gemäß Nr. 1 b oder unter den dort genannten
Voraussetzungen der gemeine Wert gemäß Nr 1 c.

§ 6 Gefahrumstände bei Vertragsabschluß und Gefahrerhöhung

1. Bei Abschluß des Vertrages hat der Versicherungsnehmer alle ihm bekannten Umstände,
die für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Bei schuld-
hafter Verletzung dieser Obliegenheit kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 16 bis 21
VVG vom Vertrag zurücktreten und leistungsfrei sein oder den Versicherungsvertrag nach §
22 VVG anfechten.

2. Nach Antragstellung darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Versicherers
keine Gefahrerhöhung vornehmen oder gestatten.

Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, die ihm bekannt wird, dem Versicherer
unverzüglich anzuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie ohne seinen Willen eintritt.

Im übrigen gelten die §§ 23 bis 30 VVG. Danach kann der Versicherer zur Kündigung
berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

3. Für vorschriftsmäßge Anlagen des Zivilschutzes und für Zivilschutzübungen gelten Nr. 2
und die §§ 23 bis 30 VVG nicht.

4. Für die Versicherung gegen Einbruchdiebstahl liegt eine Gefahrerhöhung insbesondere
vor, wenn

a) bei Antragstellung vorhandene oder im Versicherungsvertrag zusätzlich vereinbarte
Sicherungen beseitigt oder vermindert werden;

b) an dem Gebäude, in dem der Versicherungsort liegt, oder an einem angrenzenden
Gebäude Bauarbeiten durchgeführt, Gerüste errichtet oder Seil- oder andere Aufzüge
angebracht werden;

c) Räumlichkeiten, die oben, unten oder seitlich an den Versicherungsort angrenzen, dau-
ernd oder vorübergehend nicht mehr benutzt werden;

d) der Betrieb dauernd oder vorübergehend, z. B. während der Betriebsferien, stillgelegt
wird;

e) nach Verlust eines Schlüssels für einen Zugang zum Versicherungsort oder für ein
Behältnis gemäß § 4 Nr. 4 das Schloß nicht unverzüglich durch ein gleichwertiges
ersetzt wird; im übrigen gilt § 1 Nr. 2 e.

5. Die Aufnahme oder Veränderung eines Betriebes, gleich welcher Art und welchen
Umfangs, ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

Ist mit der Aufnahme oder Veränderung des Betriebes eine Gefahrerhöhung verbunden, so
gelten die §§ 23 bis 30 VVG.

Der Versicherer hat von dem Tag der Aufnahme oder Veränderung des Betriebes an
Anspruch auf die aus einem etwa erforderlichen höheren Prämiensatz errechnete Prämie.
Dies gilt nicht, soweit der Versicherer in einem Versicherungsfall wegen Gefahrerhöhung lei-
stungsfrei geworden ist.

6. Gefahrerhöhende Umstände werden durch Maßnahme des Versicherungsnehmers oder
durch sonstige gefahrmindernde Umstände ausgeglichen, insbesondere soweit diese mit
dem Versicherer vereinbart wurden.
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§ 7 Sicherheitsvorschriften

1. Der Versicherungsnehmer hat

a) alle gesetzlichen, behördlichen oder in dem Versicherungsvertrag vereinbarten Sicher-
heitsvorschriften zu beachten;

b) solange die Arbeit – von Nebenarbeiten abgesehen – in dem Betrieb ruht,

aa) die Türen und alle sonstigen Öffnungen des Vesicherungsortes stets ordnungsge-
mäß verschlossen zu halten;

bb) alle bei Antragstellung vorhandenen und alle zusätzlich vereinbarten Sicherungen
voll gebrauchsfähig zu erhalten und zu betätigen;

ruht die Arbeit nur in einem Teil des Versicherungsortes, so gelten diese Vorschriften nur
für Öffnungen und Sicherungen der davon betroffenen Räume;

vertragliche Abweichungen bedürfen der Schriftform.

c) Über Wertpapiere und sonstige Urkunden, über Sammlungen und über sonstige
Sachen, für die dies besonders vereinbart ist, Verzeichnisse zu führen und diese so auf-
zubewahren, daß sie im Versicherungsfall voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den ver-
sicherten Sachen zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen können;

Abs. 1 gilt nicht für Wertpapiere und sonstige Urkunden sowie für Sammlungen, wenn
der Wert dieser Sachen insgesamt 5.000 DM nicht übersteigt; Abs. 1 gilt ferner nicht für
Briefmarken;

Abs. 1 und Abs. 2 gelten nicht für Banken und Sparkassen.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten gemäß Nr. 1 a oder 1 b, so ist
der Versicherer nach Maßgabe des § 6 Abs. 1 und Abs. 2 VVG zur Kündigung berechtigt
oder auch leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach Zugang
wirksam.

Führt die Verletzung zu einer Gefahrerhöhung, so gelten die §§ 23 bis 30 VVG. Danach
kann der Versicherer zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

3. Verletzt der Versicherungsnehmer die Bestimmungen der Nr. 1 c, so kann er Entschä-
digung für Sachen der dort genannten Art nur verlangen, soweit er das Vorhandensein, die
Beschaffenheit und den Versicherungswert der Sachen auch ohne das Verzeichnis nach-
weisen kann.

§ 8 Prämie, Beginn und Ende der Haftung

1. Der Versicherungsnehmer hat die erste Prämie (Beitrag) gegen Aushändigung des
Versicherungsscheins oder im Fall des Vertragsabschlusses gemäß §§ 5 oder 5 a VVG
nach Ablauf der Widerspruchsfrist zu zahlen, Folgeprämien – soweit nichts anders verein-
bart wurde – am Ersten des Monats, in dem ein neues Versicherungsjahr beginnt. Die
Folgen nicht rechzeitiger Zahlung der ersten Prämie oder der ersten Rate der ersten Prämie
ergeben sich aus § 38 VVG in Verbindung mit Nr. 3; im übrigen gilt § 39 VVG. Der
Versicherer ist bei Verzug berechtigt, Ersatz des Verzugsschadens nach § 286 BGB sowie
Verzugszinsen nach § 288 BGB oder § 352 HGB zu fordern. Rückständige Folgeprämien
dürfen nur innerhalb eines Jahres seit Ablauf der nach § 39 VVG für sie gesetzten
Zahlungsfristen eingezogen werden.

2. Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten
Zahlungsterminen als gestundet.

Die gestundeten Raten des laufenden Versicherungsjahres werden sofort fällig, wenn der
Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder soweit eine
Entschädigung fällig wird.
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3. Die Haftung des Versicherers beginnt mit dem vereinbarten Zeitpunkt, und zwar auch
dann, wenn zur Prämienzahlung erst später aufgefordert, die Prämie aber unverzüglich
gezahlt wird.

Ist dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung bekannt, daß ein Versicherungsfall bereits
eingetreten ist, so enfällt hierfür die Haftung.

4. Die Haftung endet mit dem vereinbarten Zeitpunkt. Versicherungsverträge von minde-
stens einjähriger Dauer verlängern sich jedoch von Jahr zu Jahr, wenn sie nicht spätestens
drei Monate vor Ablauf schriftlich gekündigt werden.

Ein Versicherungsverhältnis, das für eine Dauer von mehr als fünf Jahren eingegangen ist,
kann zum Ende des fünften oder jedes darauffolgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist
von drei Monaten gekündigt werden.

5. Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Vertragszeit oder wird es nach Beginn
rückwirkend aufgehoben oder ist es von Anfang an nichtig, so gebührt dem Versicherer
Prämie oder Geschäftsgebühr gemäß dem Versicherungsvertragsgesetz (z. B. §§ 40, 68).

Kündigt nach Eintritt eines Versicherungsfalles (§ 19 Nr. 2) der Versicherungsnehmer, so
gebührt dem Versicherer die Prämie für das laufende Versicherungsjahr. Kündigt der Ver-
sicherer, so hat er die Prämie für das laufende Versicherungsjahr nach dem Verhältnis der
noch nicht abgelaufenen zu der gesamten Zeit des Versicherungsjahres zurückzuzahlen.

6. Wird die Versicherungssumme für Schäden durch Raub auf Transportwegen (§ 1 Nr. 1 c)
auf Antrag des Versicherungsnehmers geändert oder schließt der Versicherungsnehmer mit
demselben oder einem anderen Versicherer einen zusätzlichen Versicherungsvertrag für
denselben Transport, so wird von diesem Zeitpunkt an der niedrigere oder höhere Prämien-
satz zugrunde gelegt, der dem versicherten Gesamtbetrag entspricht.

§ 9 Mehrfache Versicherung; Überversicherung

1. Nimmt der Versicherungsnehmer für versicherte Sachen eine weitere Versicherung gegen
eine der versicherten Gefahren, so hat er den anderen Versicherer und die Versicherungs-
summe dem Versicherer unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Dies gilt nicht für Allgefahren-
versicherungen.

Verletzt der Versicherungsnehmer die Obliegenheit gemäß Abs. 1, so ist der Versicherer
nach Maßgabe des § 6 Abs. 1 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine
Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach Zugang wirksam. Die Leistungsfreiheit
tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht
oder wenn der Versicherer vor dem Versicherungsfall Kenntnis von der anderen Versiche-
rung erlangt hat.

2. Ist ein Selbstbehalt vereinbart und besteht mehrfache Versicherung, so kann abweichend
von § 59 Abs. 1 VVG als Entschädigung aus mehreren Verträgen nicht mehr als der
Schaden abzüglich des Selbstbehaltes verlangt werden.

3. Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungs-
verträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus vor-
liegendem Vertrag in der Weise, daß die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht
höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus denen Prämie
errechnet wurde, nur in dem vorliegenden Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

4. Wird wegen Überversicherung oder Doppelversicherung die Versicherungssumme ver-
mindert, so ist von diesem Zeitpunkt an für die Höhe der Prämie der Betrag maßgebend,
den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem
neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

5. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der versicherten Sachen erheblich, so
kann sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versicherer nach Maßgabe des § 51

40



VVG die Herabsetzung der Versicherungssumme und der Prämie verlangen.

6. Im Falle einer Doppelversicherung gelten §§ 59 und 60 VVG.

§ 10 Versicherung für fremde Rechnung

1. Soweit die Versicherung für fremde Rechnung genommen ist, kann der Versiche-
rungsnehmer, auch wenn er nicht im Besitz des Versicherungsscheins ist, über die Rechte
des Versicherten ohne dessen Zustimmung im eigenen Namen verfügen, insbesondere die
Zahlung der Entschädigung verlangen und die Rechte des Versicherten übertragen. Der
Versicherer kann jedoch vor Zahlung der Entschädigung den Nachweis verlangen, daß der
Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat.

2. Der Versicherte kann über seine Rechte nicht verfügen, selbst wenn er im Besitz des
Versicherungsscheins ist. Er kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des
Versicherungsnehmers verlangen.

3. Soweit Kenntnis oder Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung ist,
kommt auch Kenntnis oder Verhalten des Versicherten in Betracht. Im übrigen gilt § 79 VVG.

§ 11 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung

1. Ersetzt werden

a) bei entwendeten oder infolge eines Versicherungsfalles sonst abhanden gekommenen
oder bei zerstörten Sachen der Versicherungswert (§ 5) unmittelbar vor Eintritt des
Versicherungsfalles;

b) bei beschädigten Sachen und bei Aufwendungen gemäß § 3 Nr. 3 c und 3 d die not-
wendigen Reparaturkosten zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles zuzüglich einer
durch den Versicherungsfall etwa entstandenen und durch die Reparatur nicht auszu-
gleichenden Wertminderung, höchstens jedoch der Versicherungswert unmittelbar vor
Eintritt des Versicherungsfalles; die Reparaturkosten werden gekürzt, soweit durch die
Reparatur der Versicherungswert der Sache gegenüber dem Versicherungswert unmit-
telbar vor Eintritt des Versicherungsfalles erhöht wird.

Restwerte werden angerechnet.

2. Für Kosten gemäß § 3 Nr. 3 oder für Betriebsunterbrechungsschäden leistet der Ver-
sicherer Entschädigung nur, soweit dies besonders vereinbart ist.

3. Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt
des Versicherungsfalles (Unterversicherung), so wird nur der Teil des gemäß Nr. 1 ermittel-
ten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag verhält, wie die Versicherungssumme
zu dem Versicherungswert.

Bei der Bruchteilversicherung tritt an die Stelle der Versicherungssumme der Betrag, aus
dem der Bruchteil berechnet wurde.

Ist die Entschädigung für einen Teil der in einer Position versicherten Sachen auf bestimm-
te Beträge begrenzt (§ 12 Nr. 1 b), so werden bei Ermittlung des Versicherungswertes der
davon betroffenen Sachen höchstens diese Beträge berücksichtigt. Ergibt sich aus dem so
ermittelten Versicherungswert eine Unterversicherung, so wird der Gesamtbetrag des Scha-
dens entsprechend gekürzt; danach ist § 12 Nr. 1 b anzuwenden.

Ob Unterversicherung vorliegt, ist für jede vereinbarte Gruppe (Position) gesondert festzu-
stellen.

4. Bei der Versicherung auf Erstes Risiko (Erste Gefahr) gelten § 56 VVG und die Bestim-
mungen über Unterversicherung (Nr. 3) nicht. Versicherung auf Erstes Risiko besteht
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a) für Schäden durch Raub (§ 1 Nr. 3 bis 5);
b) für Kosten gemäß § 3 Nr. 3;
c) soweit dies zu sonstigen Versicherungssummen besonders vereinbart ist.
5. Ist der Neuwert (§ 5 Nr. 1 a) der Versicherungswert, so erwirbt der Versicherungsnehmer
auf den Teil der Entschädigung, der den Zeitwertschaden (Abs. 2) übersteigt, einen
Anspruch nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des
Versicherungsfalles sichergestellt hat, daß er die Entschädigung verwenden wird, um
Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand wiederzubeschaffen oder um die
beschädigten Sachen wiederherzustellen. Nach vorheriger Zustimmung des Versicherers
genügt Wiederbeschaffung gebrauchter Sachen. Anstelle von Kraft- oder Arbeitsmaschinen
können Kraft- oder Arbeitsmaschinen beliebiger Art beschafft werden, wenn deren
Betriebszweck derselbe ist.
Der Zeitwertschaden wird bei abhanden gekommenen oder zerstörten Sachen gemäß § 5
Nr. 1 b oder Nr. 4 festgestellt. Bei beschädigten Sachen werden die Kosten einer Reparatur
um den Betrag gekürzt, um den durch die Reparatur der Zeitwert der Sache gegenüber dem
Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles erhöht würde.
6. Für Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner für typen-
gebundene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen (§ 5
Nr. 4) erwirbt der Versicherungsnehmer auf den Teil der Entschädigung, der den gemeinen
Wert (§ 5 Nr. 1 c) übersteigt, einen Anspruch nur, soweit für die Verwendung der Entschä-
digung die Voraussetzungen gemäß Nr. 5 Abs. 1 erfüllt sind und die Wiederherstellung not-
wendig ist.

§ 12 Entschädigungsgrenzen
1. Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungsfall höchstens
a) bis zu der je Position vereinbarten Versicherungssumme;
b) bis zu den Entschädigungsgrenzen, die in § 1 Nr. 5, § 4 Nr. 5 Abs. 2 Satz 2, § 12 Nr. 3
und 4 vorgesehen oder zusätzlich vereinbart sind.
Maßgebend ist der niedrigere Betrag.
2. Für Schäden, die – insbesondere an Schaufensterinhalt – durch Einbruchdiebstahl verur-
sacht werden, ohne daß der Täter das Gebäude betritt, ist die Entschädigung je
Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag begrenzt.
3. Für Schäden, durch Raub auf Transportwegen (§ 1 Nr. 1 c) leistet, soweit nicht etwas
anderes vereinbart ist, der Versicherer Entschädigung
a) über 50.000 DM nur, wenn der Transport durch mindestens zwei männliche Personen

durchgeführt wurde;
b) über 100.000 DM nur, wenn der Transport durch mindestens zwei männliche Personen

und mit Kraftwagen durchgeführt wurde;
c) über 250.000 DM nur, wenn der Transport durch mindestens drei männliche Personen

und mit Kraftwagen durchgeführt wurde;
d) über 500.000 DM nur, wenn der Transport durch mindestens drei männliche Personen

mit Kraftwagen und außerdem unter polizeilichem Schutz oder unter besonderen, mit
dem Versicherer vorher für den Einzelfall oder für mehrere Fälle schriftlich vereinbarten
Sicherheitsvorkehrungen durchgeführt wurde.

4. Soweit Nr. 3 Transport durch mehrere Personen vorausgesetzt, muß gemeinschaftlicher
Gewahrsam dieser Personen an den versicherten Sachen bestehen. Gewahrsam haben nur
Personen, die sich unmittelbar bei den Sachen befinden.

Soweit Nr. 3 Transport mit Kraftwagen vorausgesetzt, zählt der Fahrer nicht als den
Transport durchführende Person. Jedoch müssen in seiner Person die Voraussetzungen
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gemäß § 1 Nr. 4 b vorliegen.

Gewahrsam an Sachen in Kraftwagen haben nur die Personen, die sich in oder unmittelbar
bei dem Kraftwagen befinden.

§ 13 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall

1. Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt eines Versicherungsfalles

a) den Schaden dem Versicherer und der zuständigen Polizeidienststelle unverzüglich
anzuzeigen; gegenüber dem Versicherer gilt diese Anzeige noch als unverzüglich, wenn
sie innerhalb von drei Tagen abgesandt wird;
bei Schäden über 10.000 DM sollte die Anzeige dem Versicherer gegenüber fernmünd-
lich, fernschriftlich oder telegrafisch erfolgen;

b) der Polizeidienststelle unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen
einzureichen;

c) den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern und dabei die Weisungen
des Versicherers zu befolgen; er hat, soweit die Umstände es gestatten, solche Weisun-
gen einzuholen;

d) für abhanden gekommene oder zerstörte Wertpapiere oder sonstige aufgebotsfähige
Urkunden unverzüglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten und etwaige sonstige Rech-
te zu wahren, insbesondere abhanden gekommene Sparbücher und andere sperrfähige
Urkunden unverzüglich sperren zu lassen;

e) dem Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des Zumutbaren jede Untersuchung
über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Entschä-
digungspflicht zu gestatten, jede hierzu dienliche Auskunft – auf Verlangen schriftlich –
zu erteilen und die erforderlichen Belege beizubringen;

f) dem Versicherer auf dessen Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist von minde-
stens zwei Wochen ein von ihm unterschriebenes Verzeichnis aller abhanden gekom-
menen, zerstörten oder beschädigten Sachen vorzulegen; soweit nicht Versicherung auf
Erstes Risiko vereinbart ist, kann der Versicherer auch ein Verzeichnis aller unmittelbar
vor Eintritt des Versicherungsfalles vorhandenen Sachen verlangen; in den
Verzeichnissen ist der Versicherungswert der Sachen unmittelbar vor Eintritt des
Versicherungsfalles anzugeben.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Obliegenheiten, so ist der
Versicherer nach Maßgabe des Versicherungsvertragsgesetzes (§ 6 Abs. 3, § 62 Abs. 2
VVG) von der Entschädigungspflicht frei. Dies gilt nicht, wenn nur die fernmündliche, fern-
schriftliche oder telegrafische Anzeige gemäß Nr. 1 a unterbleibt.
Sind abhanden gekommene Sachen der Polizeidienststelle nicht oder nicht rechtzeitig ange-
zeigt worden, so kann der Versicherer nur für diese Sachen von der Entschädigungspflicht
frei sein.
3. Hatte eine vorsätzliche Obliegenheitsverletzung Einfluß weder auf die Feststellung des
Versicherungsfalles noch auf die Feststellung oder den Umfang der Entschädigung, so ent-
fällt die Leistungsfreiheit gemäß Nr. 2, wenn die Verletzung nicht geeignet war, die
Interessen des Versicherers ernsthaft zu beeinträchtigen, und wenn außerdem den Versi-
cherungsnehmer kein erhebliches Verschulden trifft.

§ 14 Besondere Verwirkungsgründe
1. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbei, so
ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.
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2. Versucht der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen zu täuschen,
die für den Grund oder für die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, so ist der ver-
sicherer von der Entschädigungspflicht frei.
Ist eine Täuschung gemäß Abs. 1 durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Betruges oder
Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen von Abs. 1 als bewiesen.
3. Wird der Entschädigungsanspruch nicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten gericht-
lich geltend gemacht, nachdem der Versicherer ihn unter Angabe der mit dem Ablauf der
Frist verbundenen Rechtsfolge schriftlich abgelehnt hat, so ist der Versicherer von der
Entschädigungspflicht frei. Durch ein Sachverständigenverfahren (§ 15) wird der Ablauf der
Frist für dessen Dauer gehemmt.
4. Die Bestimmung des § 12  Abs. 1 und 2 VVG bleibt unberührt.

§ 15 Sachverständigenverfahren
1. Versicherungsnehmer und Versicherer können nach Eintritt des Versicherungsfalles ver-
einbaren, daß die Höhe des Schadens durch Sachverständige festgestellt wird. Das
Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf sonstige tatsächliche
Voraussetzungen des Entschädigungsanspruchs sowie der Höhe der Entschädigung aus-
gedehnt werden.
Der Versicherungsnehmer kann ein Sachverständigenverfahren auch durch einseitige Er-
klärung gegenüber dem Versicherer verlangen.
2. Für das Sachverständigenverfahren gilt:
a) Jede Partei benennt schriftlich einen Sachverständigen und kann dann die andere unter

Angabe des von ihr benannten Sachverständigen schriftlich auffordern, den zweiten
Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht binnen zwei
Wochen nach Empfang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei
durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Auf-
forderung ist auf diese Folge hinzuweisen.

b) Beide Sachverständige benennen schriftlich vor Beginn des Feststellungsverfahrens
einen dritten Sachverständigen als Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann
auf Antrag einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

c) Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen benennen, die Mitbewerber
des Versicherungsnehmers sind oder mit diesem in Geschäftsverbindung stehen, ferner
keine Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt sind oder mit
ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen.

Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch die Sachverständigen.

3. Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten

a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und beschädigten Sachen so-
wie deren Versicherungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles; in den Fällen von
§ 11 Nr. 5 ist auch der Zeitwert, in den Fällen von § 11 Nr. 6 auch der gemeine Wert an-
zugeben;

b) bei beschädigten Sachen die Beträge gemäß § 11 Nr. 1 b;

c) alle sonstigen gemäß § 11 Nr. 1 maßgebenden Tatsachen, insbesondere die Restwerte
der von dem Schaden betroffenen Sachen;

d) entstandene Kosten, die gemäß § 3 versichert sind.

4. Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig ihre Feststellungen. Wei-
chen die Feststellungen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem
Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die
Feststellung der Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung
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beiden Parteien gleichzeitig.

5. Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen
beide Parteien je zur Hälfte.

6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind verbindlich, wenn
nicht nachgewiesen wird, daß sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abwei-
chen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer gemäß §§ 11,
12 die Entschädigung.

7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers gemäß § 13 Nr. 1 nicht berührt.

§ 16 Zahlung der Entschädigung

1. Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und der Höhe nach festgestellt, so
hat die Auszahlung der Entschädigung binnen zwei Wochen zu erfolgen. Jedoch kann einen
Monat nach Anzeige des Schadens als Abschlagzahlung der Betrag beansprucht werden,
der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

2. Die Entschädigung ist seit Anzeige des Schadens mit 1 Prozent unter dem Basiszinssatz
der Europäischen Zentralbank (siehe Seite 79) zu verzinsen, mindestens jedoch mit 4
Prozent und höchstens mit 6 Prozent pro Jahr, soweit nicht aus anderen Gründen ein höhe-
rer Zins zu entrichten ist.

Die Verzinsung entfällt, soweit die Entschädigung innerhalb eines Monats seit Anzeige des
Schadens gezahlt wird.

Zinsen werden erst fällig, wenn die Entschädigung fällig ist.

3. Der Lauf der Fristen gemäß Nr. 1 und Nr. 2 Abs. 1 ist gehemmt, solange infolge Verschul-
dens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt wer-
den kann.

4. Bei Schäden an der technischen oder kaufmännischen Betriebseinrichtung oder an
Gebrauchsgegenständen von Betriebsangehörigen ist für die Zahlung des über den
Zeitwertschaden hinausgehenden Teils der Entschädigung der Zeitpunkt maßgebend, in
dem der Versicherungsnehmer den Eintritt der Voraussetzungen von § 11 Nr. 5 dem Ver-
sicherer nachgewiesen hat.

Abs. 1 gilt entsprechend für die in § 11 Nr. 6 genannten Sachen, soweit die Entschädigung
den gemeinen Wert übersteigt. Das gleiche gilt, soweit aufgrund einer sonstigen Vereinba-
rung ein Teil der Entschädigung von Voraussetzungen abhängt, die erst nach dem Versiche-
rungsfall eintreten.

Zinsen für die Beträge gemäß Abs. 1 und Abs. 2 werden erst fällig, wenn die dort genann-
ten zusätzlichen Voraussetzungen der Entschädigung festgestellt sind.

5. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben,

a) solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;

b) wenn gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Repräsentanten aus Anlaß
des Versicherungsfalles ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren aus Gründen
eingeleitet worden ist, die auch für den Entschädigungsanspruch rechtserheblich sind,
bis zum rechtskräftigen Abschluß dieses Verfahrens.

§ 17 Repräsentanten

Im Rahmen von §§ 6, 7, 9, 13 und 14 Nr. 1 und Nr. 2 stehen Repräsentanten dem
Versicherungsnehmer gleich.
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§ 18 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungs-
nehmer dies dem Versicherer unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

2. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, bevor die volle bedingungsgemäße Entschädigung für diese Sache gezahlt worden
ist, so behält er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache innerhalb von zwei
Wochen dem Versicherer zur Verfügung stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewähr-
te Abschlagszahlung oder eine gemäß § 11 Nr. 5 oder Nr. 6 vorläufig auf den Zeitwert-
schaden oder auf den gemeinen Wert beschränkte Entschädigung zurückzuzahlen.

3. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres Versicherungs-
wertes gezahlt worden ist, so hat der Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzu-
zahlen oder sie Sache dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer
hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Auf-
forderung des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das Wahl-
recht auf den Versicherer über.

4. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, die bedin-
gungsgemäß weniger als den Versicherungswert betragen hat, so kann der Versiche-
rungsnehmer die Sache behalten und muß sodann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt
er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung
des Versicherers nicht bereit, so hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen
mit dem Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. Von dem Erlös abzüglich
der Verkaufskosten erhält der Versicherer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten be-
dingungsgemäßen Entschädigung entspricht.

5. Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Versicherungsnehmer
die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu verschaffen.

Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraftlos erklärt worden, so hat der Ver-
sicherungsnehmer die gleichen Rechte und Pflichten, wie wenn er das Wertpapier zurücker-
langt hätte. Jedoch kann der Versicherungsnehmer die Entschädigung behalten, soweit ihm
durch Verzögerung fälliger Leistungen aus den Wertpapieren ein Zinsverlust entstanden ist.

6. Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu
stellen, so hat er dem Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte zu
übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sachen zustehen.

7. Sind wiederherbeigeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Versicherungs-
nehmer Entschädigung gemäß § 11 Nr. 1 b auch dann verlangen oder behalten, wenn die
Sachen gemäß Nr. 2 bis Nr. 4 bei ihm verbleiben.

§ 19 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall

1. Die Versicherungssummen vermindern sich nicht dadurch, daß eine Entschädigung gelei-
stet wird.

2. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann der Versicherer oder der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag kündigen.Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie
muß spätestens einen Monat nach Auszahlung der Entschädigung zugehen. Der Zahlung
steht es gleich, wenn die Entschädigung aus Gründen abgelehnt wird, die den Eintritt des
Versicherungsfalles unberührt lassen.

Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang wirksam. Der Versicherungsnehmer
kann bestimmen, daß seine Kündigung sofort oder zu einem anderen Zeitpunkt wirksam
wird, jedoch spätestens bis zum Schluß des laufenden Versicherungsjahres.
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§ 20 Schriftliche Form; Zurückweisung von Kündigungen

1. Anzeigen und Erklärungen bedürfen der Schriftform. Dies gilt nicht für die Anzeige eines
Schadens gemäß § 13 Nr. 1 a .

2. Ist eine Kündigung des Versicherungsnehmers unwirksam, ohne daß dies auf Vorsatz
oder grober Fahrlässigkeit beruht, so wird die Kündigung wirksam, falls der Versicherer sie
nicht unverzüglich zurückweist.

§ 21 Agentenvollmacht

Ein Agent des Versicherers ist nur dann bevollmächtigt, Anzeigen und Erklärungen des
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen, wenn er den Versicherungsvertrag vermittelt
hat oder laufend betreut.

§ 22 Gerichtsstand

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände nach
§§ 13, 17, 21, 29 ZPO und § 48 VVG.

§ 23 Schlußbestimmung

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt ist, gelten die
gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt insbesondere für die im Heft “FS 83.30 - Allgemein” auf-
geführten Gesetzesbestimmungen, die nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen
Inhalt des Versicherungsvertrages sind.
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Sonder- und Zusatzbedingungen (soweit vereinbart)

Zusatzbedingungen für die einfache Betriebsunterbrechungs-Versicherung

(Klein-BU-Versicherung) – ZKBU 87

(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Preisdifferenz-Versicherung (Klausel 1301)

(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Sachverständigenkosten (Klausel 1302)

(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Summenanpassung für die Versicherung beweglicher Sachen (Klausel 1701)

(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen (ohne Restwerte)
(Klausel 2302)

(abgdruckt unter A Feuerversicherung)

Schlüsselverlustversicherung für besondere Behältnisse (Klausel 4301)

Sind Kosten infolge Abhandenkommens des Schlüssels zu Tresorräumen oder zu Behält-
nissen gemäß § 4 Nr. 4 AERB 87 versichert, die sich innerhalb der als Versicherungsort ver-
einbarten Räume befinden, so werden nach Verlust eines Schlüssels die Aufwendungen für
Änderung der Schlösser und Anfertigung neuer Schlüssel sowie für unvermeidbares gewalt-
sames Öffnen und für Wiederherstellung des Behältnisses ersetzt.

Geschäftsfahrräder (Klausel 4401)

1. Ist die Betriebseinrichtung versichert, so erstreckt sich der Versicherungsschutz abwei-
chend von § 1 AERB 87 auch auf einfachen Diebstahl von Geschäftsfahrrädern.

2. Versicherungsort ist die Bundesrepublik Deutschland.

3. Entschädigung für einfachen Diebstahl wird nur geleistet, wenn

a) das Fahrrad zur Zeit des Diebstahls in verkehrsüblicher Weise durch ein Schloß gesi-
chert war und wenn außerdem

b) entweder der Diebstahl zwischen 6 Uhr und 22 Uhr verübt wurde oder sich das Fahrrad
zur Zeit des Diebstahls in Gebrauch befand.

4. Für die mit dem Fahrrad lose verbundenen und regelmäßig seinem Gebrauch dienenden
Sachen besteht Versicherungsschutz nur, wenn sie zusammen mit dem Fahrrad abhanden
gekommen sind.

5. Entschädigung für einfachen Diebstahl wird, auch wenn mehrere Fahrräder abhanden
gekommen sind, je Versicherungsfall nur bis zu 500 DM geleistet.

6. Der Versicherungsnehmer hat Unterlagen über den Hersteller, die Marke und die
Rahmennummer der versicherten Geschäftsräder zu beschaffen und aufzubewahren.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so kann er Entschädigung nur ver-
langen, soweit er die genannten Merkmale anderweitig nachweisen kann.

7. Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienst-
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stelle anzuzeigen und dem Versicherer einen Nachweis dafür zu erbringen, daß das Fahrrad
nicht innerhalb von drei Wochen seit  Anzeige des Diebstahls wieder herbeigeschafft wurde.

Schaukästen und Vitrinen (Klausel 4402)

1. Sachen in Schaukästen und Vitrinen sind außerhalb des Versicherungsortes gemäß § 4
Nr. 2 AERB 87 bis zu der hierfür vereinbarten Versicherungssumme oder Entschä-
digungsgrenze mitversichert. Dies gilt jedoch nur innerhalb des Grundstücks, auf dem der
Versicherungsort liegt, und in dessen unmittelbarer Umgebung.

2. Versicherungsschutz gemäß § 1 Nr. 2 b AERB 87 besteht, wenn der Dieb den Schau-
kasten oder die Vitrine außerhalb eines Gebäudes erbricht oder mittels falscher Schlüssel
oder anderer Werkzeuge öffnet.
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Leitungswasserversicherung

Allgemeine Bedingungen für die Leitungswasserversicherung (AWB 87)
§   1 Versicherte Gefahren und Schäden
§   2 Versicherte Sachen
§   3 Versicherte Kosten
§   4 Versicherungsort
§   5 Versicherungswert
§   6 Gefahrumstände bei Vertragsabschluß und Gefahrerhöhung
§   7 Sicherheitsvorschriften
§   8 Prämie; Beginn und Ende der Haftung
§   9 Mehrfache Versicherung; Überversicherung
§ 10 Versicherung für fremde Rechnung
§ 11 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung
§ 12 Entschädigungsgrenzen
§ 13 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall
§ 14 Besondere Verwirkungsgründe
§ 15 Sachverständigenverfahren
§ 16 Zahlung der Entschädigung
§ 17 Repräsentanten
§ 18 Wiederherbeigeschaffte Sachen
§ 19 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall
§ 20 Schriftliche Form; Zurückweisung von Kündigungen
§ 21 Agentenvollmacht
§ 22 Gerichtsstand
§ 23 Schlußbestimmung

§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch Leitungswasser
zerstört oder beschädigt werden.

2. Leitungswasser im Sinn dieser Bedingungen ist Wasser, das

a) aus den fest verlegten Zu- oder Ableitungsrohren der Wasserversorgung,

b) aus den sonstigen mit dem Rohrsystem fest verbundenen Einrichtungen der Wasser-
versorgung,

c) aus den Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung

bestimmungswidrig ausgetreten ist.

3. Die Versicherung von Gebäuden umfaßt auch

a) innerhalb des versicherten Gebäudes

aa) Frost- und sonstige Bruchschäden an den Zu- oder Ableitungsrohren der Wasser-

versorgung oder an Rohren der Warmwasser- oder Dampfheizung

bb) Frostschäden an Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Wasserhähnen, 
Geruchsverschlüssen, Wassermessern, Heizkörpern, Heizkesseln oder Boilern 
oder an vergleichbaren Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung oder an 
Sprinkler- oder Berieselungsanlagen;

b) außerhalb des versicherten Gebäudes Frost- und sonstige Bruchschäden an den Zulei-
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tungsrohren der Wasserversorgung oder an Rohren der Warmwasser- oder Dampf-
heizung, soweit

aa) die Rohre der Versorgung des versicherten Gebäudes dienen und

bb) die Rohre sich innerhalb des Grundstücks befinden, auf dem das versichert

Gebäude steht, und außerdem

cc) die Reparaturkosten nicht durch das Versorgungsunternehmen zu tragen sind.

4. Der Versicherer leistet ferner Entschädigung für versicherte Sachen, die infolge eines
Versicherungsfalles nach Nr. 1 bis Nr. 3

a) abhanden kommen oder

b) durch Niederreißen oder Aufräumen zerstört oder beschädigt werden.

5. Von der Versicherung ausgeschlossen sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
Schäden durch

a) Wasserdampf;

b) Plansch- oder Reinigungswasser;

c) Wasser aus Sprinklern oder aus Düsen der Berieselungsanlagen;

d) Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Hochwasser oder Witterungs-
niederschlag oder einen durch diese Ursachen hervorgerufenen Rückstau;

e) Schwamm;

f) Erdsenkungen oder Erdrutsch, es sein denn, daß Leitungswasser (Nr. 2) die Erd-
senkung oder den Erdrutsch verursacht hat;

g) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines bemannten Flugkörpers, sei-
ner Teile oder seiner Ladung, ferner durch Löschen, Niederreißen oder Ausräumen bei
diesen Ereignissen.

Die Ausschlüsse gemäß a bis e gelten nicht für Schäden gemäß Nr. 3. Die Ausschlüsse gel-
ten ferner nicht für Schäden gemäß Nr. 1, soweit sie Folgeschäden eines Schadens gemäß
Nr. 3 sind.

6. Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen außerdem
nicht auf Schäden an versicherten Sachen und nicht auf versicherte Kosten, die durch
Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen, Erdbeben oder Kernenergie*) verursacht wer-
den.

§ 2 Versicherte Sachen

1. Versichert sind die in dem Versicherungsvertrag bezeichneten
a) Gebäude und sonstige Grundstücksbestandteile;
b) bewegliche Sachen.
2. Gebäude sind mit ihren Bestandteilen und mit den Sachen gemäß § 1 Nr. 3 a, aber ohne
sonstiges Zubehör versichert, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist.
Nicht versichert sind Gebäude, die nicht bezugsfertig sind, und die in diesen Gebäuden
befindlichen Sachen.
3. Bewegliche Sachen sind nur versichert, soweit der Versicherungsnehmer
a) Eigentümer ist;
b) sie unter Eigentumsvorbehalt erworben hat;
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c) sie sicherungshalber übereignet hat und soweit für sie gemäß § 71 Abs. 1 Satz 2 VVG
dem Erwerber ein Entschädigungsanspruch nicht zusteht.

4. Über Nr. 3 hinaus ist fremdes Eigentum versichert, soweit es seiner Art nach zu den ver-
sicherten Sachen gehört und dem Versicherungsnehmer zur Bearbeitung, Benutzung oder
Verwahrung oder zum Verkauf in Obhut gegeben wurde und soweit nicht der Versi-
cherungsnehmer nachweislich, insbesondere mit dem Eigentümer, vereinbart hat, daß die
fremden Sachen durch den Versicherungsnehmer nicht versichert zu werden brauchen.

5. Die Versicherung gemäß Nr. 3 b, Nr. 3 c und Nr. 4 gilt für Rechnung des Eigentümers und des
Versicherungsnehmers. In den Fällen der Nr. 4 ist jedoch für die Höhe des Versicherungswertes,
soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, nur das Interesse des Eigentümers maßgebend.

6. Ist Versicherung der Betriebseinrichtung vereinbart, so fallen hierunter nicht

a) Bargeld;

b) Urkunden, wie z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere;

c) Akten, Pläne, Geschäftsbücher, Karteien, Zeichnungen, Lochkarten, Magnetbänder,
Magnetplatten und sonstige Datenträger;

d) Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner typengebun-
dene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen;

e) zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger und Zugmaschinen;

f) Automaten mit Geldeinwurf (einschließlich Geldwechsler) samt Inhalt sowie Geldausga-
beautomaten, soweit nicht der Einschluß besonders vereinbart ist.

7. Ist die Versicherung von Gebrauchsgegenständen der Betriebsangehörigen vereinbart,
so sind nur Sachen versichert, die sich üblicherweise oder auf Verlangen des Arbeitgebers
innerhalb des Versicherungsortes befinden. Bargeld, Wertpapiere und Kraftfahrzeuge sind
nicht versichert.

Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem anderen Ver-
sicherungsvertrag beansprucht werden kann. Ist danach die Entschädigung oder eine Ab-
schlagszahlung gemäß § 16 Nr. 1 nur deshalb noch nicht fällig, weil ohne Verschulden des
Versicherungsnehmers oder des versicherten Betriebsangehörigen die Entschädigungs-
pflicht aus dem anderen Versicherungsvertrag ganz oder teilweise noch nicht geklärt ist, so
wird der Versicherer unter Vorbehalt der Rückforderung mit Zinsen 1 Prozent unter dem
jeweiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank (siehe Seite 79), mindestens jedoch
4 Prozent und höchstens 6 Prozent pro Jahr, eine vorläufige Zahlung leisten.

§ 3 Versicherte Kosten

1. Der Versicherer ersetzt auch notwendige Aufwendungen für Nebenarbeiten nach Ver-
sicherungsfällen gemäß § 1 Nr. 3.

2. Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer zur Abwendung oder
Minderung des Schadens (§ 13 Nr. 1 c und 1 d) für geboten halten durfte, hat der
Versicherer zu ersetzen. Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versi-
cherte Sachen betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter
Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Maßnahmen auf Weisung des Versicherers erfolgt
sind. Besteht Unterversicherung, so sind die Aufwendungen ohne Rücksicht auf Weisungen
des Versicherers nur in demselben Verhältnis zu ersetzen wie der Schaden.

Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehren oder anderer im öffentlichen Interesse zur
Hilfeleistung Verpflichteter werden nicht ersetzt.

3. Für die Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens gilt § 66 VVG.

4. Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch die infolge eines Versicherungs-
falles notwendigen Aufwendungen
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a) für das Aufräumen der Schadenstätte einschließlich des Abbruchs stehengebliebener
Teile, für das Abfahren von Schutt und sonstigen Resten zum nächsten Ablage-
rungsplatz und für das Ablagern oder Vernichten (Aufräumungs- und Abbruchkosten);

b) die dadurch entstehen, daß zum Zwecke der Wiederherstellung oder Wiederbeschaf-
fung von Sachen, die durch vorliegenden Vertrag versichert sind, andere Sachen be-
wegt, verändert oder geschützt werden müssen (Bewegungs- und Schutzkosten);

Bewegungs- und Schutzkosten sind insbesondere Aufwendungen für De- oder Remon-
tage von Maschinen, für Durchbruch, Abriß oder Wiederaufbau von Gebäudeteilen oder
für das Erweitern von Öffnungen;

c) für die Wiederbeschaffung von Akten, Plänen, Geschäftsbüchern, Karteien, Zeichnun-
gen, Lochkarten, Magnetbändern, Magnetplatten und sonstigen Datenträgern ein-
schließlich des Neuwertes (§ 5 Nr. 2 a) der Datenträger;
soweit die Wiederherstellung nicht notwendig ist oder nicht innerhalb von zwei Jahren
seit Eintritt des Versicherungsfalles sichergestellt wird, leistet der Versicherer Entschä-
digung nur in Höhe des gemäß § 5 Nr. 5 berechneten Wertes des Materials.

§ 4 Versicherungsort
1. Versicherungsschutz für bewegliche Sachen besteht nur innerhalb des Versicherungs-
ortes.
Diese Beschränkung gilt nicht für Sachen, die infolge eines eingetretenen oder unmittelbar
bevorstehenden Versicherungsfalles aus dem Versicherungsort entfernt und in zeitlichem
und örtlichem Zusammenhang mit diesem Vorgang beschädigt oder zerstört werden oder
abhanden kommen. Unberührt bleibt jedoch § 14 Nr. 1.
2. Versicherungsort sind die in dem Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude oder
Räume von Gebäuden oder die als Versicherungsort bezeichneten Grundstücke.
Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen sind in deren Wohnräumen nicht versi-
chert.
3. Nur in verschlossenen Räumen oder Behältnissen der im Versicherungsvertrag bezeich-
neten Art sind versichert
a) Bargeld;
b) Urkunden, z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere;
c) Briefmarken;
d) Münzen und Medaillen;
e) unbearbeitete Edelmetalle sowie Sachen aus Edelmetall, ausgenommen Sachen, die

dem Raumschmuck dienen;
f) Schmucksachen, Perlen und Edelsteine;
g) Sachen, für die dies besonders vereinbart ist.
Dies gilt, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, bei Versicherung von Juwelier-, Uhrma-
cher- und Bijouteriegeschäften nicht für Schmucksachen und Sachen aus Edelmetallen.
4. Registrierkassen, Rückgeldgeber und Automaten mit Geldeinwurf (einschließlich Geld-
wechsler) gelten nicht als Behältnisse im Sinne von Nr. 3.
Jedoch ist im Rahmen einer für Bargeld in Behältnissen gemäß Nr. 3 vereinbarten Ver-
sicherungssumme Bargeld auch in Registrierkassen versichert. Die Entschädigung ist auf
50 DM je Registrierkasse und außerdem auf 500 DM je Versicherungsfall begrenzt, soweit
nicht andere Beträge vereinbart sind.
5. Bis zu der vereinbarten besonderen Versicherungssumme oder einer vereinbarten Ent-
schädigungsgrenze ist Bargeld während der Geschäftszeit oder während vereinbarter son-
stiger Zeiträume auch ohne Verschluß gemäß Nr. 3 versichert.
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§ 5 Versicherungswert
1. Versicherungswert von Gebäuden ist
a) der Neuwert;

Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert einschließlich Architektengebühren sowie son-
stiger Konstruktions- und Planungskosten;

b) der Zeitwert, falls er weniger als 40 Prozent, bei landwirtschaftlichen Gebäuden weniger
als 50 Prozent, des Neuwertes beträgt oder falls Versicherung nur zum Zeitwert verein-
bart ist;

der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert des Gebäudes durch einen Abzug entspre-
chend seinem insbesondere durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand;

c) der gemeine Wert, falls das Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst dauernd ent-
wertet oder falls Versicherung nur zum gemeinen Wert vereinbart ist; eine dauernde
Entwertung liegt insbesondere vor, wenn das Gebäude für seinen Zweck allgemein oder
im Betrieb des Vesicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist;

gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis für die
Sache oder für das Altmaterial.

2. Versicherungswert der technischen und kaufmännischen Betriebseinrichtung und der
Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen ist

a) der Neuwert;

Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neu-
wertigem Zustand wiederzubeschaffen oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der
niedrigere Betrag;

b) der Zeitwert, falls er weniger als 40 Prozent des Neuwertes beträgt oder falls Versiche-
rung nur zum Zeitwert vereinbart ist;

der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert der Sache durch einen Abzug entsprechend
ihrem insbesondere durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand;

c) der gemeine Wert, soweit das Gebäude für ihren Zweck allgemein oder im Betrieb des
Versicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist;

gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis für die
Sache oder das Altmaterial;

3. Versicherungswert

a) von Waren, die der Versicherungsnehmer herstellt, auch soweit sie noch nicht fertigge-
stellt sind,

b) von Waren, mit denen der Versicherungsnehmer handelt,

c) von Rohstoffen und

d) von Naturerzeugnissen

ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte wiederzubeschaffen
oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der niedrigere Betrag.

Der Versicherungswert ist begrenzt durch den erzielbaren Verkaufspreis, bei nicht fertigge-
stellten eigenen Erzeugnissen durch den erzielbaren Verkaufspreis der fertigen
Erzeugnisse. § 55 VVG (Bereicherungsverbot) bleibt unberührt.

4. Versicherungswert von Wertpapieren ist

a) bei Wertpapieren mit amtlichem Kurs der mittlere Einheitskurs am Tag der jeweils letz-
ten Notierung aller amtlichen Börsen der Bundesrepublik Deutschland;

b) bei Sparbüchern der Betrag des Guthabens;

c) bei sonstigen Wertpapieren der Marktpreis.

5. Versicherungswert von Grundstücksbestandteilen, die nicht Gebäude sind, ist, soweit
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nicht etwas anderes vereinbart wurde, entweder der Zeitwert gemäß Nr. 2 b oder unter den
dort genannten Voraussetzungen der gemeine Wert gemäß Nr. 2 c.

Dies gilt auch für Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner
für typengebundene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrich-
tungen sowie aller sonstigen in Nr. 2 bis Nr. 4 nicht genannten beweglichen Sachen.

§ 6 Gefahrumstände bei Vertragsabschluß und Gefahrerhöhung

1. Bei Abschluß des Vertrages hat der Versicherungsnehmer alle ihm bekannten Umstände,
die für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Bei schuld-
hafter Verletzung dieser Obliegenheit kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 16 bis 21
VVG vom Vertrag zurücktreten und leistungsfrei sein oder den Versicherungsvertrag nach §
22 VVG anfechten.

2. Nach Antragstellung darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Versicherers
keine Gefahrerhöhung vornehmen oder gestatten.

Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, die ihm bekannt wird, dem Versicherer
unverzüglich anzuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie ohne seinen Willen eintritt.

Im übrigen gelten die §§ 23 bis 30 VVG. Danach kann der Versicherer zur Kündigung
berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

3. Für vorschriftsmäßige Anlagen des Zivilschutzes und für Zivilschutzübungen gelten Nr. 2
und die §§ 23 bis 30 VVG nicht.

4. Die Aufnahme oder Veränderung eines Betriebes, gleich welcher Art und welchen
Umfangs, ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

Ist mit der Aufnahme oder Veränderung des Betriebes eine Gefahrerhöhung verbunden, so
gelten die §§ 23 bis 30 VVG.

Der Versicherer hat von dem Tag der Aufnahme oder Veränderung des Betriebes an
Anspruch auf die aus einem etwa erforderlichen höheren Prämiensatz errechnete Prämie.
Dies gilt nicht, soweit der Versicherer in einem Versicherungsfall wegen Gefahrerhöhung lei-
stungsfrei geworden ist.

5. Gefahrerhöhende Umstände werden durch Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder
durch sonstige gefahrmindernde Umstände ausgeglichen, insbesondere soweit diese mit
dem Versicherer vereinbart wurden.

§ 7 Sicherheitsvorschriften

1. Der Versicherungsnehmer hat

a) alle gesetzlichen, behördlichen oder in dem Versicherungsvertrag vereinbarten Sicher-
heitsvorschriften zu beachten;

b) alle wasserführenden Anlagen stets in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten, Störun-
gen, Mängel oder Schäden an diesen Anlagen unverzüglich beseitigen zu lassen und
notwendige Neubeschaffungen oder Änderungen dieser Anlagen oder Maßnahmen ge-
gen Frost unverzüglich durchzuführen;

c) während der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäudeteile genügend zu beheizen
und genügend häufig zu kontrollieren oder dort alle wasserführenden Anlagen und Ein-
richtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten;

d) nicht benutzte Gebäude oder Gebäudeteile genügend häufig zu kontrollieren oder dort
alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und ent-
leert zu halten;
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e) in Räumen unter Erdgleiche aufbewahrte Sachen mindestens 12 cm oder mindestens
eine vereinbarte andere Höhe über dem Fußboden zu lagern;

f) über Wertpapiere und sonstige Urkunden, über Sammlungen und über sonstige Sachen,
für die dies besonders vereinbart ist, Verzeichnisse zu führen und diese so aufzube-
wahren, daß sie im Versicherungsfall voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den versi-
cherten Sachen zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen können;

Abs. 1 gilt nicht für Wertpapiere und sonstige Urkunden sowie für Sammlungen, wenn
der Wert dieser Sachen insgesamt 5.000 DM nicht übersteigt; Abs. 1 gilt ferner nicht für
Briefmarken;

Abs. 1 und Abs. 2 gelten nicht für Banken und Sparkassen.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten gemäß Nr. 1 a bis 1 e, so ist
der Versicherer nach Maßgabe des § 6 Abs. 1 und Abs. 2 VVG zur Kündigung berechtigt
oder auch leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach Zugang
wirksam. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlässigkeit beruht.

Führt die Verletzung zu einer Gefahrerhöhung, so gelten die §§ 23 bis 30 VVG. Danach
kann der Versicherer zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

3. Verletzt der Versicherungsnehmer die Bestimmung der Nr. 1 f, so kann er Entschädigung
für Sachen der dort genannten Art nur verlangen, soweit er das Vorhandensein, die Be-
schaffenheit und den Versicherungswert der Sachen auch ohne das Verzeichnis nachwei-
sen kann.

§ 8 Prämie; Beginn und Ende der Haftung

1. Der Versicherungsnehmer hat die erste Prämie (Beitrag) bei Aushändigung des
Versicherungsscheins oder im Fall des Vertragsschlusses gemäß §§ 5 oder 5 a VVG nach
Ablauf der Widerspruchsfrist zu zahlen, Folgeprämien – soweit nichts anders vereinbart
wurde – am Ersten des Monats, in dem ein neues Versicherungsjahr beginnt. Die Folgen
nicht rechtzeitiger Zahlung der ersten Prämie oder der ersten Rate der ersten Prämie erge-
ben sich aus § 38 VVG in Verbindung mir Nr. 3; im übrigen gilt § 39 VVG. Der Versicherer
ist bei Verzug berechtigt, Ersatz des Verzugsschadens nach § 286 BGB sowie
Verzugszinsen nach § 288 BGB oder § 352 HGB zu fordern. Rückständige Folgeprämien
dürfen nur innerhalb eines Jahres seit Ablauf der nach § 39 VVG für sie gesetzten Zahlungs-
fristen eingezogen werden.

2. Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten
Zahlungsterminen als gestundet.

Die gestundeten Raten des laufenden Versicherungsjahres werden sofort fällig, wenn der
Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder soweit eine
Entschädigung fällig wird.

3. Die Haftung des Versicherers beginnt mit dem vereinbarten Zeitpunkt, und zwar auch
dann, wenn zur Prämienzahlung erst später aufgefordert, die Prämie aber unverzüglich ge-
zahlt wird. Ist dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung bekannt, daß ein Versi-
cherungsfall bereits eingetreten ist, so enfällt hierfür die Haftung.

4. Die Haftung endet mit dem vereinbarten Zeitpunkt. Versicherungsverträge von minde-
stens einjähriger Dauer verlängern sich jedoch von Jahr zu Jahr, wenn sie nicht spätestens
drei Monate vor Ablauf schriftlich gekündigt werden. Ein Versicherungsverhältnis, das für
eine Dauer von mehr als fünf Jahren eingegangen ist, kann zum Ende des fünften oder
jedes darauffolgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt wer-
den.

5. Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Vertragszeit oder wird es nach Beginn
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rückwirkend aufgehoben oder ist es von Anfang an nichtig, so gebührt dem Versicherer
Prämie oder Geschäftsgebühr gemäß dem Versicherungsvertragsgesetz (z. B. §§ 40, 68).

Kündigt nach Eintritt eines Versicherungsfalles (§ 19 Nr. 2) der Versicherungsnehmer, so
gebührt dem Versicherer die Prämie für das laufende Versicherungsjahr. Kündigt der Ver-
sicherer, so hat er die Prämie für das laufende Versicherungsjahr nach dem Verhältnis der
noch nicht abgelaufenen zu der gesamten Zeit des Versicherungsjahres zurückzuzahlen.

§ 9 Mehrfache Versicherung; Überversicherung

1. Nimmt der Versicherungsnehmer für versicherte Sachen eine weitere Versicherung gegen
eine der versicherten Gefahren, so hat er den anderen Versicherer und die Versiche-
rungssumme dem Versicherer unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Dies gilt nicht für Allge-
fahrenversicherungen.

Verletzt der Versicherungsnehmer die Obliegenheit gemäß Abs. 1, so ist der Versicherer
nach Maßgabe des § 6 Abs. 1 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine
Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach Zugang wirksam. Die Leistungsfreiheit
tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht
oder wenn der Versicherer vor dem Versicherungsfall Kenntnis von der anderen Ver-
sicherung erlangt hat.

2. Ist ein Selbstbehalt vereinbart und besteht mehrfache Versicherung, so kann abweichend
von § 59 Abs. 1 VVG als Entschädigung aus meheren Verträgen nicht mehr als der Schaden
abzüglich des Selbstbehaltes verlangt werden.

3. Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungs-
verträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus vor-
liegendem Vertrag in der Weise, daß die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht
höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus denen Prämie er-
rechnet wurde, nur in dem vorliegenden Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

4. Wird wegen Überversicherung oder Doppelversicherung die Versicherungssumme ver-
mindert, so ist von diesem Zeitpunkt an für die Höhe der Prämie der Betrag maßgebend,
den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem
neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

5. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der versicherten Sachen erheblich, so
kann sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versicherer nach Maßgabe des § 51
VVG die Herabsetzung der Versicherungssumme und der Prämie verlangen.

6. Im Falle einer Doppelversicherung gelten §§ 59 und 60 VVG.

§ 10 Versicherung für fremde Rechnung

1. Soweit die Versicherung für fremde Rechnung genommen ist, kann der Versicherungs-
nehmer, auch wenn er nicht im Besitz des Versicherungsscheins ist, über die Rechte des
Versicherten ohne dessen Zustimmung im eigenen Namen verfügen, insbesondere die
Zahlung der Entschädigung verlangen und die Rechte des Versicherten übertragen. Der
Versicherer kann jedoch vor Zahlung der Entschädigung den Nachweis verlangen, daß der
Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat.

2. Der Versicherte kann über seine Rechte nicht verfügen, selbst wenn er im Besitz des
Versicherungsscheins ist. Er kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des
Versicherungsnehmers verlangen.

3. Soweit Kenntnis oder Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung ist,
kommt auch Kenntnis oder Verhalten des Versicherten in Betracht. Im übrigen gilt § 79 VVG.
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§ 11 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung

1. Ersetzt werden

a) bei zerstörten oder infolge eines Versicherungsfalles abhanden gekommene Sachen der
Versicherungswert (§ 5) unmittebar vor Eintritt des Versicherungsfalles;

b) bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des Eintritts des
Versicherungsfalles zuzüglich einer durch den Versicherungsfall etwa entstandenen und
durch die Reparatur nicht auszugleichenden Wertminderung, höchstens jedoch der
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles; die Reparaturkosten
werden gekürzt, soweit durch die Reparatur der Versicherungswert der Sache gegenü-
ber dem Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles erhöht wird.

Restwerte werden angerechnet.

Behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen bleiben unberücksichtigt.

2. Beträgt der Zeitwert eines gemäß § 5 Nr. 1 a zum Neuwert versicherten landwirtschaftli-
chen Gebäudes weniger als 80 Prozent, aber noch mindestens 50 Prozent des Neuwerts,
so wird, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, die gemäß Nr. 1 a oder 1 b berechnete
Entschädigung gekürzt. Sie beträgt bei einem Zeitwert

a) unter 80 Prozent bis 75 Prozent des Neuwerts 97,5 Prozent,

b) unter 75 Prozent bis 70 Prozent des Neuwerts 95 Prozent,

c) unter 70 Prozent bis 65 Prozent des Neuwerts 92,5 Prozent,

d) unter 65 Prozent bis 60 Prozent des Neuwerts 90 Prozent,

e) unter 60 Prozent bis 55 Prozent des Neuwerts 85 Prozent,

f) unter 55 Prozent bis 50 Prozent des Neuwerts 80 Prozent,

des Betrages gemäß Nr. 1 a oder 1 b.

3. Für Kosten gemäß § 3 Nr. 4 oder für Betriebsunterbrechungsschäden leistet der
Versicherer Entschädigung nur, soweit dies besonders vereinbart ist.

4. Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt
des Versicherungsfalles (Unterversicherung), so wird nur der Teil des gemäß Nr. 1 und Nr. 2
ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag verhält, wie die
Versicherungssumme zu dem Versicherungswert.

Bei der Bruchteilversicherung tritt an die Stelle der Versicherungssumme der Betrag, aus
dem der Bruchteil berechnet wurde.

Ist die Entschädigung für einen Teil der in einer Position versicherten Sachen auf bestimm-
te Beträge begrenzt (§ 12 Abs. 1 Nr. 2), so werden bei Ermittlung des Versicherungswertes
der davon betroffenen Sachen höchstens diese Beträge berücksichtigt. Ergibt sich aus dem
so ermittelten Versicherungswert eine Unterversicherung, so wird der Gesamtbetrag des
Schadens entsprechend gekürzt; danach ist § 12 Abs. 1 Nr. 2 anzuwenden.

Ob Unterversicherung vorliegt, ist für jede vereinbarte Gruppe (Position) gesondert festzu-
stellen.

5. Bei der Versicherung auf Erstes Risiko (Erste Gefahr) gelten § 56 VVG und die Bestim-
mungen über Unterversicherung (Nr. 4) nicht. Versicherung auf Erstes Risiko besteht

a) für Kosten gemäß § 3 Nr. 4;
b) soweit dies zu sonstigen Versicherungssummen besonders vereinbart ist.
6. Ist der Neuwert (§ 5 Nr. 1 a und Nr. 2 a) der Versicherungswert, so erwirbt der Versiche-
rungsnehmer auf den Teil der Entschädigung, der den Zeitwertsachschaden (Abs. 2) über-
steigt, einen Anspruch nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des
Versicherungsfalles sichergestellt hat, daß er die Entschädigung verwenden wird, um
a) Gebäude in gleicher Art und Zweckbestimmung an der bisherigen Stelle wiederherzu-

stellen; ist dies an der bisherigen Stelle nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zu vertre-

58



ten, so genügt es, wenn das Gebäude an anderer Stelle innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland wiederhergestellt wird;

b) bewegliche Sachen oder Grundstücksbestandteile, die zerstört worden oder abhanden
gekommen sind, in gleicher Art und Güte und in neuwertigem Zustand wiederzube-
schaffen; nach vorheriger Zustimmung des Versicherers genügt Wiederbeschaffung
gebrauchter Sachen; anstelle von Kraft- oder Arbeitsmaschinen können Kraft- oder
Arbeitsmaschinen beliebiger Art beschafft werden, wenn deren Betriebszweck derselbe
ist;

c) bewegliche Sachen oder Grundstücksbestandteile, die beschädigt worden sind, wieder-
herzustellen.

Der Zeitwertschaden wird bei zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen gemäß § 5
Nr. 1 b, Nr. 2 b und Nr. 5 festgestellt. Bei beschädigten Sachen werden die Kosten einer
Reparatur um den Betrag gekürzt, um den durch die Reparatur der Zeitwert der Sache ge-
genüber dem Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles erhöht würde.
7. Für Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner für typen-
gebundene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen (§ 5
Nr. 5, Abs. 2) erwirbt der Versicherungsnehmer auf den Teil der Entschädigung, der den ge-
meinen Wert (§ 5 Nr. 2 c) übersteigt, einen Anspruch nur, soweit für die Verwendung der
Entschädigung die Voraussetzungen gemäß Nr. 6 b oder 6 c erfüllt sind und die Wiederher-
stellung notwendig ist.

§ 12 Entschädigungsgrenzen
Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungsfall höchstens
1. bis zu der je Position vereinbarten Versicherungssumme;
2. bis zu den Entschädigungsgrenzen, die in § 4 Nr. 4 Abs. 2 Satz 2 vorgesehen oder

zusätzlich vereinbart sind, z.B. für Schäden an Sachen in Räumen unter Erdgleiche.
Maßgebend ist der niedrigere Betrag.

§ 13 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall

1. Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt eines Versicherungsfalles

a) den Schaden dem Versicherer  unverzüglich anzuzeigen, das Abhandenkommen versi-
cherter Sachen auch der zuständigen Polizeidienststelle; gegenüber dem Versicherer
gilt diese Anzeige noch als unverzüglich, wenn sie innerhalb von drei Tagen abgesandt
wird;
bei Schäden über 10.000 DM sollte die Anzeige dem Versicherer gegenüber fernmünd-
lich, fernschriftlich oder telegrafisch erfolgen;

b) der Polizeidienststelle unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen
einzureichen;

c) den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern und dabei die Weisungen
des Versicherers zu befolgen; er hat, soweit die Umstände es gestatten, solche Weisun-
gen einzuholen;

d) für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpapiere oder sonstige aufgebotsfähige
Urkunden unverzüglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten und etwaige sonstige
Rechte zu wahren, insbesondere abhanden gekommene Sparbücher und andere sperr-
fähige Urkunden unverzüglich sperren zu lassen;

e) dem Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des Zumutbaren jede Untersuchung
über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Entschädigungs-
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pflicht zu gestatten, jede hierzu dienliche Auskunft – auf Verlangen schriftlich – zu ertei-
len und die erforderlichen Belege beizubringen, bei Gebäudeschäden auf Verlangen ins-
besondere einen beglaubigten Grundbuchauszug;

f) Veränderungen der Schadenstelle möglichst zu vermeiden, solange der Versicherer
nicht zugestimmt hat;

g) dem Versicherer auf dessen Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist von minde-
stens zwei Wochen ein von ihm unterschriebenes Verzeichnis aller abhanden gekom-
menen, zerstörten oder beschädigten Sachen vorzulegen; soweit nicht Versicherung auf
Erstes Risiko vereinbart ist, kann der Versicherer auch ein Verzeichnis aller unmittelbar
vor Eintritt des Versicherungsfalles vorhandenen Sachen verlangen; in den Verzeichnis-
sen ist der Versicherungswert der Sachen unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-
falles anzugeben.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Obliegenheiten, so ist der
Versicherer nach Maßgabe des Versicherungsvertragsgesetzes (§ 6 Abs. 3, 62 Abs. 2 VVG)
von der Entschädigungspflicht frei. Dies gilt nicht, wenn nur die fernmündliche, fernschriftli-
che oder telegrafische Anzeige gemäß Nr. 1 a unterbleibt.
Sind abhanden gekommene Sachen der Polizeidienststelle nicht oder nicht rechtzeitig an-
gezeigt worden, so kann der Versicherer nur für diese Sachen von der Entschädigungs-
pflicht frei sein.
3. Hatte eine vorsätzliche Obliegenheitsverletzung Einfluß weder auf die Feststellung des
Versicherungsfalles noch auf die Feststellung oder den Umfang der Entschädigung, so ent-
fällt die Leistungsfreiheit gemäß Nr. 2, wenn die Verletzung nicht geeignet war, die Interes-
sen des Versicherers ernsthaft zu beeinträchtigen, und wenn außerdem den Versiche-
rungsnehmer kein erhebliches Verschulden trifft.

§ 14 Besondere Verwirkungsgründe
1. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbei, so
ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.
2. Versucht der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen zu täuschen,
die für den Grund oder für die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, so ist der
Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.
Ist eine Täuschung gemäß Abs. 1 durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Betruges oder
Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen von Abs. 1 als bewiesen.
3. Wird der Entschädigungsanspruch nicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten gericht-
lich geltend gemacht, nachdem der Versicherer ihn unter Angabe der mit dem Ablauf der
Frist verbundenen Rechtsfolge schriftlich abgelehnt hat, so ist der Versicherer von der
Entschädigungspflicht frei. Durch ein Sachverständigenverfahren (§ 15) wird der Ablauf der
Frist für dessen Dauer gehemmt.
4. Die Bestimmung des § 12 Abs. 1 und 2 VVG bleibt unberührt.

§ 15 Sachverständigenverfahren
1. Versicherungsnehmer und Versicherer können nach Eintritt des Versicherungsfalles ver-
einbaren, daß die Höhe des Schadens durch Sachverständige festgestellt wird. Das
Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf sonstige tatsächliche Voraus-
setzungen des Entschädigungsanspruchs sowie der Höhe der Entschädigung ausgedehnt
werden.
Der Versicherungsnehmer kann ein Sachverständigenverfahren auch durch einseitige Er-
klärung gegenüber dem Versicherer verlangen.
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2. Für das Sachverständigenverfahren gilt:
a) Jede Partei benennt schriftlich einen Sachverständigen und kann dann die andere unter

Angabe des von ihr benannten Sachverständigen schriftlich auffordern, den zweiten
Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht binnen zwei
Wochen nach Empfang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei
durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Auffor-
derung ist auf diese Folge hinzuweisen.

b) Beide Sachverständige benennen schriftlich vor Beginn des Feststellungsverfahrens
einen dritten Sachverständigen als Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann
auf Antrag einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

c) Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen benennen, die Mitbewerber
des Versicherungsnehmers sind oder mit diesem in Geschäftsverbindung stehen, ferner
keine Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt sind oder mit
ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen.

Dies gilt entsprechend für die Bennenung eines Obmannes durch die Sachverständigen.

3. Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten

a) ein Verzeichnis der zerstörten, beschädigten und abhanden gekommenen Sachen sowie
deren Versicherungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles; in den Fällen von § 11 Nr.
6 ist auch der Zeitwert, in den Fällen von § 11 Nr. 7 auch der gemeine Wert anzugeben;

b) bei beschädigten Sachen die Beträge gemäß § 11 Nr. 1 b;

c) alle sonstigen gemäß § 11 Nr. 1 maßgebenden Tatsachen, insbesondere die Restwerte
der von dem Schaden betroffenen Sachen;

d) entstandene Kosten, die gemäß § 3 versichert sind.

4. Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig ihre Feststellungen. Wei-
chen die Feststellungen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem
Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die
Feststellung der Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung
beiden Parteien gleichzeitig.

5. Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen
beide Parteien je zur Hälfte.

6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind verbindlich, wenn
nicht nachgewiesen wird, daß sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abwei-
chen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer gemäß
§§ 11, 12 die Entschädigung.

7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers gemäß § 13 Nr. 1 nicht berührt.

§ 16 Zahlung der Entschädigung

1. Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und der Höhe nach festgestellt, so
hat die Auszahlung der Entschädigung binnen zwei Wochen zu erfolgen. Jedoch kann einen
Monat nach Anzeige des Schadens als Abschlagzahlung der Betrag beansprucht werden,
der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

2. Die Entschädigung ist seit Anzeige des Schadens mit 1 Prozent unter dem Basiszinssatz
der Europäischen Zentralbank (siehe Seite 79) zu verzinsen, mindestens jedoch mit 4 Pro-
zent und höchstens mit 6 Prozent pro Jahr, soweit nicht aus anderen Gründen ein höherer
Zins zu entrichten ist.

Die Verzinsung entfällt, soweit die Entschädigung innerhalb eines Monats seit Anzeige des
Schadens gezahlt wird.
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Zinsen werden erst fällig, wenn die Entschädigung fällig ist.

3. Der Lauf der Fristen gemäß Nr. 1 und Nr. 2 Abs. 1 ist gehemmt, solange infolge Verschuldens
des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

4. Bei Schäden an Gebäuden, an der technischen oder kaufmännischen Betriebseinrichtung
oder an Gebrauchsgegenständen von Betriebsangehörigen ist für die Zahlung des über den
Zeitwertschaden hinausgehenden Teils der Entschädigung der Zeitpunkt maßgebend, in
dem der Versicherungsnehmer den Eintritt der Voraussetzungen von § 11 Nr. 6 dem Ver-
sicherer nachgewiesen hat.

Abs. 1 gilt entsprechend für die in § 11 Nr. 7 genannten Sachen, soweit die Entschädigung
den gemeinen Wert übersteigt. Das gleiche gilt, soweit aufgrund einer sonstigen Verein-
barung ein Teil der Entschädigung von Voraussetzungen abhängt, die erst nach dem Ver-
sicherungsfall eintreten.

Zinsen für die Beträge gemäß Abs. 1 und Abs. 2 werden erst fällig, wenn die dort genann-
ten zusätzlichen Voraussetzungen der Entschädigung festgestellt sind.

5. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben,

a) solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;

b) wenn gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Repräsentanten aus Anlaß
des Versicherungsfalles ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren aus Gründen
eingeleitet worden ist, die auch für den Entschädigungsanspruch rechtserheblich sind,
bis zum rechtskräftigen Abschluß dieses Verfahrens.

6. Die gesetzlichen Vorschriften über die Sicherung des Realkredits bleiben unberührt.

§ 17 Repräsentanten

Im Rahmen von §§ 6, 7, 9, 13 und 14 Nr. 1 und Nr. 2 stehen Repräsentanten dem
Versicherungsnehmer gleich.

§ 18 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungs-
nehmer dies dem Versicherer unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

2. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, bevor die volle bedingungsgemäße Entschädigung für diese Sache gezahlt worden
ist, so behält er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache innerhalb von zwei
Wochen dem Versicherer zur Verfügung stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewähr-
te Abschlagszahlung oder eine gemäß § 11 Nr. 6 oder Nr. 7 vorläufig auf den Zeitwert-
schaden oder auf den gemeinen Wert beschränkte Entschädigung zurückzuzahlen.

3. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres Versicherungs-
wertes gezahlt worden ist, so hat der Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzu-
zahlen oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer
hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Auf-
forderung des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das
Wahlrecht auf den Versicherer über.

4. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, die bedingungs-
gemäß weniger als den Versicherungswert betragen hat, so kann der Versicherungsnehmer
die Sache behalten und muß sodann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er sich hier-
zu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Ver-
sicherers nicht bereit, so hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen mit dem
Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. Von dem Erlös abzüglich der Ver-
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kaufskosten erhält der Versicherer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten bedin-
gungsgemäßen Entschädigung entspricht.

5. Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Versicherungsnehmer
die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu verschaffen.

Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraftlos erklärt worden, so hat der
Versicherungsnehmer die gleichen Rechte und Pflichten, wie wenn er das Wertpapier zurücker-
langt hätte. Jedoch kann der Versicherungsnehmer die Entschädigung behalten, soweit ihm
durch Verzögerung fälliger Leistungen aus den Wertpapieren ein Zinsverlust entstanden ist.

6. Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu
stellen, so hat er dem Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte zu
übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sachen zustehen.

7. Sind wiederherbeigeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Versicherungs-
nehmer Entschädigung gemäß § 11 Nr. 1 b auch dann verlangen oder behalten, wenn die
Sachen gemäß Nr. 2 bis Nr. 4 bei ihm verbleiben.

§ 19 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall

1. Die Versicherungssummen vermindern sich nicht dadurch, daß eine Entschädigung geleistet wird.

2. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann der Versicherer oder der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag kündigen.

Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie muß spätestens einen Monat nach Auszahlung
der Entschädigung zugehen. Der Zahlung steht es gleich, wenn die Entschädigung aus
Gründen abgelehnt wird, die den Eintritt des Versicherungsfalles unberührt lassen.

Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang wirksam. Der Versicherungsnehmer
kann bestimmen, daß seine Kündigung sofort oder zu einem anderen Zeitpunkt wirksam
wird, jedoch spätestens zum Schluß des laufenden Versicherungsjahres.

§ 20 Schriftliche Form; Zurückweisung von Kündigungen

1. Anzeigen und Erklärungen bedürfen der Schriftform. Dies gilt nicht für die Anzeige eines
Schadens gemäß § 13 Nr. 1 a.

2. Ist eine Kündigung des Versicherungsnehmers unwirksam, ohne daß diese auf Vorsatz
oder grober Fahrlässigkeit beruht, so wird die Kündigung wirksam, falls der Versicherer sie
nicht unverzüglich zurückweist.

§ 21 Agentenvollmacht

Ein Agent des Versicherers ist nur dann bevollmächtigt, Anzeigen und Erklärungen des
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen, wenn er den Versicherungsvertrag vermittelt
hat oder laufend betreut.

§ 22 Gerichtsstand

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände nach
§§ 13, 17, 21, 29 ZPO und § 48 VVG.

§ 23 Schlußbestimmung

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt ist, gelten die
gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt insbesondere für die im Heft “FS 83.30 – Allgemein” auf-
geführten Gesetzesbestimmungen, die nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen
Inhalt des Versicherungsvertrages sind.
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Sonder- und Zusatzbedingungen (soweit vereinbart)

Zusatzbedingungen für die einfache Betriebsunterbrechungs-Versicherung
(Klein-BU-Versicherung) – ZKBU 87
(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Preisdifferenz-Versicherung (Klausel 1301)
(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Sachverständigenkosten (Klausel 1302)
(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Summenanpassung für die Versicherung beweglicher Sachen (Klausel 1701)
(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen 
(ohne Restwerte) (Klausel 2302)
(abgdruckt unter A Feuerversicherung)

Abhängige Außenversicherung (Klausel 3401)
(abgdruckt unter A Feuerversicherung)

Bestimmungswidriger Wasseraustritt aus Sprinklern (Klausel 5101)
1. Abweichend von § 1 Nr. 5 c AWB 87 leistet der Versicherer Entschädigung auch für ver-
sicherte Sachen und für versicherte Kosten, wenn Wasser aus Sprinklern bestimmungswid-
rig austritt.

2. Ausgeschlossen sind Schäden, die durch Druckproben oder durch Umbauten oder Repa-
raturarbeiten an Gebäuden oder an der Sprinkleranlage verursacht werden. Zur Sprinkler-
anlage gehören Sprinkler, Wasserbehälter, Verteilerleitungen, Ventile, Alarmanlagen, Pum-
penanlagen sowie sonstige Armaturen und Zuleitungsrohre, die ausschließlich dem Betrieb
der Sprinkleranlage dienen.

3. Der Versicherungsnehmer hat

a) die Sprinkleranlage unverzüglich durch die Technische Prüfstelle des Verbandes der
Schadenversicherer e. V. abnehmen oder revidieren zu lassen, falls dies nicht innerhalb
der letzten sechs Monate vor Vertragsschluß oder vor Abschluß dieser Vereinbarung
bereits geschehen ist;

b) die gesamte Anlage auf eigene Kosten halbjährlich durch die in a genannte Prüfstelle
prüfen zu lassen;

c) Mängel, die bei Prüfungen gemäß a oder b festgestellt worden sind, durch eine aner-
kannte Installationsfirma beseitigen zu lassen und dem Versicherer hierüber ein schrift-
liches Zeugnis zu übersenden.

4. Die Rechtsfolgen von Verstößen gegen die Bestimmungen von Nr. 3 ergeben sich aus  

§§ 6 und 7 AWB 87.
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Erweiterte Leitungswasserversicherung (Klausel 5105)
Abweichend von § 1 Nr. 2 b ABW 87 gilt als Leitungswasser auch Wasser, das aus sonsti-
gen mit dem Rohrsystem verbundenen Einrichtungen bestimmungswidrig ausgetreten ist.

Klima-, Wärmepumpen- und Solarheizungsanlagen (Klausel 5106)
1. Als Leitungswasser im Sinne von § 1 Nr. 1 AWB 87 gelten auch Wasser oder sonstige
wärmetragende Flüssigkeiten wie Sole, Öle, Kühlmittel, Kältemittel und dergleichen, die aus
Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen bestimmungswidrig ausgetreten sind.

2. Bei der Versicherung von Gebäuden sind auch versichert

a) innerhalb versicherter Gebäude

- Frost- und sonstige Bruchschäden an den Rohren der in Nr. 1 genannten Anlagen

- Bruchschäden durch Frost an sonstigen Einrichtungen der in Nr. 1 genannten An-
lagen

b) außerhalb versicherter Gebäude

- Frost- und sonstige Bruchschäden an Rohren der in Nr. 1 genannten Anlagen,
soweit diese Rohre der Versorgung der versicherten Gebäude oder Anlagen dienen
und sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden.
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Sturmversicherung

Allgemeine Bedingungen für die Sturmversicherung (AStB 87)
§   1 Versicherte Gefahren und Schäden
§   2 Versicherte Sachen
§   3 Versicherte Kosten
§   4 Versicherungsort
§   5 Versicherungswert
§   6 Gefahrumstände bei Vertragsabschluß und Gefahrerhöhung
§   7 Sicherheitsvorschriften
§   8 Prämie; Beginn und Ende der Haftung
§   9 Mehrfache Versicherung; Überversicherung
§ 10 Versicherung für fremde Rechnung
§ 11 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung
§ 12 Entschädigungsgrenzen; Selbstbehalt
§ 13 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall
§ 14 Besondere Verwirkungsgründe
§ 15 Sachverständigenverfahren
§ 16 Zahlung der Entschädigung
§ 17 Repräsentanten
§ 18 Wiederherbeigeschaffte Sachen
§ 19 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall
§ 20 Schriftliche Form; Zurückweisung von Kündigungen
§ 21 Agentenvollmacht
§ 22 Gerichtsstand
§ 23 Schlußbestimmung

§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch Sturm zerstört
oder beschädigt werden.

2. Sturm im Sinn dieser Bedingungen ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens
Windstärke 8.

Ist die Windstärke für den Versicherungsort nicht feststellbar, so wird Windstärke 8 unter-
stellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, daß

a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungsortes Schäden an Gebäuden in
einwandfreiem Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen angerich-
tet hat oder daß

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des versicherten Gebäudes oder des
Gebäudes, in dem sich die versicherten Sachen befunden haben, nur durch Sturm ent-
standen sein kann.

3. Die Sturmversicherung erstreckt sich nur auf Schäden, die entstehen

a) durch unmittelbare Einwirkung des Sturmes auf die versicherten Sachen;

b) dadurch, daß der Sturm Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf die versi-
cherten Sachen wirft;

c) als Folge eines Sturmschadens gemäß a oder b an versicherten Sachen oder an
Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen befinden;
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d) durch Niederreißen oder Ausräumen infolge eines Ereignisses gemäß a bis c;

e) durch Abhandenkommen versicherter Sachen infolge eines Ereignisses gemäß a bis d.

4. Von der Versicherung ausgeschlossen sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
Schäden durch

a) Sturmflut;

b) Lawinen;

c) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch nicht ordnungsgemäß
geschlossene Fenster, Außentüren oder andere Öffnungen, es sei denn, daß diese Öff-
nungen durch den Sturm entstanden sind und einen Gebäudeschaden darstellen;

d) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines bemannten Flugkörpers, sei-
ner Teile oder seiner Ladung, ferner durch Löschen, Niederreißen oder Ausräumen bei
diesen Ereignissen.

5. Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen außerdem
nicht auf Schäden an versicherten Sachen und nicht auf versicherte Kosten, die durch
Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen, Erdbeben oder Kernenergie*) verursacht wer-
den.

§ 2 Versicherte Sachen
1. Versichert sind die in dem Versicherungsvertrag bezeichneten
a) Gebäude und sonstigen Grundstücksbestandteile;
b) beweglichen Sachen.
2. Gebäude sind mit ihren Bestandteilen, aber ohne Zubehör versichert, soweit nicht etwas
anderes vereinbart ist.
Nicht versichert sind Gebäude, die nicht bezugsfertig sind, und die in diesen Gebäuden
befindlichen Sachen.
Nur aufgrund besonderer Vereinbarung sind versichert
a) Laden- und Schaufensterscheiben, künstlerisch bearbeitete Scheiben, Kirchenfenster, 

Mehrscheiben-Isolierverglasungen, Sicherheitsglasscheiben, Blei- und Messingvergla-
sungen, Glasbausteine, Profilbaugläser, Dachverglasungen sowie alle Glas- und 
Kunststoffscheiben von mehr als vier Quadratmetern Einzelgröße, ferner die Rahmen 
und Profile aller genannten Verglasungen und der Kunststoffscheiben;

b) an der Außenseite des Gebäudes angebrachte Antennenanlagen, Markisen, Leucht-
röhrenanlagen, Schilder, Transparente, Überdachungen, Schutz- und Trennwände; 
andere an der Außsenseite des Gebäudes angebrachte Sachen sind mitversichert;

c) elektrische Freileitungen, Ständer, Masten und Einfriedungen.
3. Bewegliche Sachen sind nur versichert, soweit der Versicherungsnehmer
a) Eigentümer ist;
b) sie unter Eigentumsvorbehalt erworben hat;
c) sie sicherungshalber übereignet hat und soweit für sie gemäß § 71 Abs. 1 Satz 2 VVG

dem Erwerber ein Entschädigungsanspruch nicht zusteht.
4. Über Nr. 3 hinaus ist fremdes Eigentum versichert, soweit es seiner Art nach zu den ver-
sicherten Sachen gehört und dem Versicherungsnehmer zur Bearbeitung, Benutzung oder
Verwahrung oder zum Verkauf in Obhut gegeben wurde und soweit nicht der Versicherungs-
nehmer nachweislich, insbesondere mit dem Eigentümer, vereinbart hat, daß die fremden
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Sachen durch den Versicherungsnehmer nicht versichert zu werden brauchen.
5. Die Versicherung gemäß Nr. 3 b, Nr.3 c und Nr. 4 gilt für Rechnung des Eigentümers und
des Versicherungsnehmers. In den Fällen der Nr. 4 ist jedoch für die Höhe des Versiche-
rungswertes, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, nur das Interesse des Eigentümers
maßgebend.
6. Ist Versicherung der Betriebseinrichtung vereinbart, so fallen hierunter nicht
a) Bargeld;
b) Urkunden, wie z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere;
c) Akten, Pläne, Geschäftsbücher, Karteien, Zeichnungen, Lochkarten, Magnetbänder,

Magnetplatten und sonstige Datenträger;
d) Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner typengebun-

dene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen;
e) zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger und Zugmaschinen;
f) Automaten mit Geldeinwurf (einschließlich Geldwechsler) samt Inhalt sowie Geldaus-

gabeautomaten, soweit nicht der Einschluß besonders vereinbart ist.
7. Ist Versicherung von Gebrauchsgegenständen der Betriebsangehörigen vereinbart, so
sind nur Sachen versichert, die sich üblicherweise oder auf Verlangen des Arbeitgebers
innerhalb des Versicherungsortes befinden. Bargeld, Wertpapiere und Kraftfahrzeuge sind
nicht versichert.
Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem anderen Versiche-
rungsvertrag beansprucht werden kann. Ist danach die Entschädigung oder eine Abschlags-
zahlung gemäß § 16 Nr. 1 nur deshalb noch nicht fällig, weil ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers oder des versicherten Betriebsangehörigen die Entschädigungspflicht
aus dem anderen Versicherungsvertrag ganz oder teilweise noch  nicht geklärt ist, so wird
der Versicherer unter Vorbehalt der Rückforderung mit Zinsen 1 Prozent unter dem jeweili-
gen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank (siehe Seite 79), mindestens jedoch 4
Prozent und höchstens 6 Prozent pro Jahr, eine vorläufige Zahlung leisten.

§ 3 Versicherte Kosten
1. Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer zur Abwendung oder
Minderung des Schadens (§ 13 Nr. 1 c und 1 d) für geboten halten durfte, hat der
Versicherer zu ersetzen. Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versi-
cherte Sachen betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter
Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Maßnahmen auf Weisung des Versicherers erfolgt
sind. Besteht Unterversicherung, so sind die Aufwendungen ohne Rücksicht auf Weisungen
des Versicherers nur in demselben Verhältnis zu ersetzen wie der Schaden.
Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehren oder anderer im öffentlichen Interesse zur
Hilfeleistung Verpflichteter werden nicht ersetzt.
2. Für die Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens gilt § 66 VVG.
3. Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch die infolge eines Versicherungs-
falles notwenigen Aufwendungen
a) für das Aufräumen der Schadenstätte einschließlich des Abbruchs stehengebliebener

Teile, für das Abfahren von Schutt und sonstigen Resten zum nächsten Ablage-
rungsplatz und für das Ablagern oder Vernichten (Aufräumungs- und Abbruchkosten);

b) die dadurch entstehen, daß zum Zweck der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung
von Sachen, die durch vorliegenden Vertrag versichert sind, andere Sachen bewegt,
verändert oder geschützt werden müssen (Bewegungs- und Schutzkosten);
Bewegungs- und Schutzkosten sind insbesondere Aufwendungen für De- oder Remon-
tage von Maschinen, für Durchbruch, Abriß oder Wiederaufbau von Gebäudeteilen oder
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für das Erweitern von Öffnungen;
c) für die Wiederherstellung von Akten, Plänen, Geschäftsbüchern, Karteien, Zeichnun-

gen, Lochkarten, Magnetbändern, Magnetplatten und sonstigen Datenträgern ein-
schließlich des Neuwertes (§ 5 Nr. 2 a) der Datenträger;
soweit die Wiederherstellung nicht notwendig ist oder nicht innerhalb von zwei Jahren
seit Eintritt des Versicherungsfalles sichergestellt wird, leistet der Versicherer
Entschädigung nur in Höhe des gemäß § 5 Nr. 5 berechneten Wertes des Materials.

§ 4 Versicherungsort
1. Versicherungsschutz für bewegliche Sachen besteht nur innerhalb des Versicherungs-
ortes.
Diese Beschränkung gilt nicht für Sachen, die infolge eines eingetretenen oder unmittelbar
bevorstehenden Versicherungsfalles aus dem Versicherungsort entfernt und in zeitlichem
und örtlichem Zusammenhang mit diesem Vorgang beschädigt oder zerstört werden oder
abhanden kommen. Unberührt bleibt jedoch § 14 Nr. 1.
2. Versicherungsort sind die in dem Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude oder
Räume von Gebäuden oder die als Versicherungsort bezeichneten Grundstücke.
Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen sind in deren Wohnräumen nicht versi-
chert.
3. Nur in verschlossenen Räumen oder Behältnissen der im Versicherungsvertrag bezeich-
neten Art sind versichert
a) Bargeld;
b) Urkunden, z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere;
c) Briefmarken;
d) Münzen und Medaillen;
e) unbearbeitete Edelmetalle sowie Sachen aus Edelmetall, ausgenommen Sachen, die

dem Raumschmuck dienen;
f) Schmucksachen, Perlen und Edelsteine;
g) Sachen, für die dies besonders vereinbart ist.
Dies gilt, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, bei Versicherung von Juwelier-, Uhrma-
cher- und Bijouteriegeschäften nicht für Schmucksachen und Sachen aus Edelmetallen.
4. Registrierkassen, Rückgeldgeber und Automaten mit Geldeinwurf (einschließlich Geld-
wechsler) gelten nicht als Behältnisse im Sinn von Nr. 3.
Jedoch ist im Rahmen einer für Bargeld in Behältnissen gemäß Nr. 3 vereinbarten Ver-
sicherungssumme Bargeld auch in Registrierkassen versichert. Die Entschädigung ist auf
50 DM je Registrierkasse und außerdem auf 500 DM je Versicherungsfall begrenzt, soweit
nicht andere Beträge vereinbart sind.
5. Bis zu der vereinbarten besonderen Versicherungssumme oder einer vereinbarten Ent-
schädigungsgrenze ist Bargeld während der Geschäftszeit oder während vereinbarter son-
stiger Zeiträume auch ohne Verschluß gemäß Nr. 3 versichert.

§ 5 Versicherungswert

1. Versicherungswert von Gebäuden ist

a) der Neuwert;

Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert einschließlich Architektengebühren sowie son-
stiger Konstruktions- und Planungskosten;

69



b) der Zeitwert, falls er weniger als 40 Prozent, bei landwirtschaftlichen Gebäuden weniger
als 50 Prozent, des Neuwertes beträgt oder falls Versicherung nur zum Zeitwert verein-
bart ist;

der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert des Gebäudes durch einen Abzug entspre-
chend seinem insbesondere durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand;

c) der gemeine Wert, falls das Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst dauernd ent-
wertet oder falls Versicherung nur zum gemeinen Wert vereinbart ist; eine dauernde
Entwertung liegt insbesondere vor, wenn das Gebäude für seinen Zweck allgemein oder
im Betrieb des Versicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist;

gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis für das
Gebäude oder für das Altmaterial.

2. Versicherungswert der technischen und kaufmännischen Betriebseinrichtung und der
Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen ist

a) der Neuwert;

Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neu-
wertigem Zustand wiederzubeschaffen oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der
niedrigere Betrag;

b) der Zeitwert, falls er weniger als 40 Prozent des Neuwertes beträgt oder falls Versiche-
rung nur zum Zeitwert vereinbart ist;

der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert der Sache durch einen Abzug entsprechend 
ihrem insbesondere durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand;

c) der gemeine Wert, soweit die Sache für ihren Zweck allgemein oder im Betrieb des Ver-
sicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist;

gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis für die
Sache oder für das Altmaterial.

3. Versicherungswert

a) von Waren, die der Versicherungsnehmer herstellt, auch soweit sie noch nicht fertigge-
stellt sind,

b) von Waren, mit denen der Versicherungsnehmer handelt,

c) von Rohstoffen und

d) von Naturerzeugnissen

ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte wiederzubeschaffen
oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der niedrigere Betrag.

Der Versicherungswert ist begrenzt durch den erzielbaren Verkaufspreis, bei nicht fertigge-
stellten eigenen Erzeugnissen durch den erzielbaren Verkaufspreis der fertigen
Erzeugnisse. § 55 VVG (Bereicherungsverbot) bleibt unberührt.

4. Versicherungswert von Wertpapieren ist

a) bei Wertpapieren mit amtlichem Kurs der mittlere Einheitskurs am Tag der jeweils letz-
ten Notierung aller amtlichen Börsen der Bundesrepublik Deutschland;

b) bei Sparbüchern der Betrag des Guthabens;

c) bei sonstigen Wertpapieren der Marktpreis.

5. Versicherungswert von Grundstücksbestandteilen, die nicht Gebäude sind, ist, soweit
nicht etwas anderes vereinbart wurde, entweder der Zeitwert gemäß Nr. 2 b oder unter den
dort genannten Voraussetzungen der gemeine Wert gemäß Nr. 2 c.

Dies gilt auch für Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner
für typengebundene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvor-
richtungen sowie für alle sonstigen, in Nr. 2 bis Nr. 4 nicht genannten beweglichen Sachen.
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§ 6 Gefahrumstände bei Vertragsabschluß und Gefahrerhöhung

1. Bei Abschluß des Vertrages hat der Versicherungsnehmer alle ihm bekannten Umstände,
die für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Bei schuld-
hafter Verletzung dieser Obliegenheit kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 16 bis 21
VVG vom Vertrag zurücktreten und leistungsfrei sein oder den Versicherungsvertrag nach §
22 VVG anfechten.

2. Nach Antragstellung darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Versicherers
keine Gefahrerhöhung vornehmen oder gestatten.

Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, die ihm bekannt wird, dem Versicherer
unverzüglich anzuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie ohne seinen Willen eintritt.

Im übrigen gelten die §§ 23 bis 30 VVG. Danach kann der Versicherer zur Kündigung
berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

3. Für vorschriftsmäßige Anlagen des Zivilschutzes und für Zivilschutzübungen gelten Nr. 2
und §§ 23 bis 30 VVG nicht.

4. Die Aufnahme oder Veränderung eines Betriebes, gleich welcher Art und welchen
Umfangs, ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

Ist mit der Aufnahme oder Veränderung eine Gefahrerhöhung verbunden, so gelten §§ 23
bis 30 VVG.

Der Versicherer hat von dem Tag der Aufnahme oder Veränderung des Betriebes an An-
spruch auf die aus einem etwa erforderlichen höheren Prämiensatz errechnete Prämie. Dies
gilt nicht, soweit der Versicherer in einem Versicherungsfall wegen Gefahrerhöhung lei-
stungsfrei geworden ist.

5. Gefahrerhöhende Umstände werden durch Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder
durch sonstige gefahrmindernde Umstände ausgeglichen, insbesondere soweit diese mit
dem Versicherer vereinbart wurden.

§ 7 Sicherheitsvorschiften

1. Der Versicherungsnehmer hat

a) alle gesetzlichen, behördlichen oder in dem Versicherungsvertrag vereinbarten Sicher-
heitsvorschriften zu beachten;

b) die versicherten Gebäude oder die Gebäude, in denen sich die gegen Sturm versicher-
ten Sachen befinden, insbesondere die Dächer, sowie Sachen, die gemäß § 2 Nr. 2 b
und 2 c versichert sind, stets in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten;

c) über Wertpapiere und sonstige Urkunden, über Sammlungen und über sonstige Sachen,
für die dies besonders vereinbart ist, Verzeichnisse zu führen und diese so aufzube-
wahren, daß sie im Versicherungsfall voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den versi-
cherten Sachen zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen können;
Abs. 1 gilt nicht für Wertpapiere und sonstige Urkunden sowie für Sammlungen, wenn
der Wert dieser Sachen insgesamt 5.000 DM nicht übersteigt; Abs. 1 gilt ferner nicht für
Briefmarken;
Abs. 1 und Abs. 2 gelten nicht für Banken und Sparkassen.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten gemäß Nr. 1 a oder 1 b so ist
der Versicherer nach Maßgabe des § 6 Abs. 1 und Abs. 2 VVG zur Kündigung berechtigt
oder auch leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach Zugang
wirksam. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlässigkeit beruht.

Führt die Verletzung zu einer Gefahrerhöhung, so gelten die §§ 23 bis 30 VVG. Danach
kann der Versicherer zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.
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3. Verletzt der Versicherungsnehmer die Bestimmung der Nr. 1 c, so kann er Entschädigung
für Sachen der dort genannten Art nur verlangen, soweit er das Vorhandensein, die Beschaf-
fenheit und den Versicherungswert der Sachen auch ohne das Verzeichnis nachweisen
kann.

§ 8 Prämie; Beginn und Ende der Haftung

1. Der Versicherungsnehmer hat die erste Prämie (Beitrag) bei Aushändigung des
Versicherungsscheines oder im Fall des Vertragsabschlusses gemäß §§ 5 oder 5 a VVG
nach Ablauf der Wiederspruchsfrist zu zahlen, Folgeprämien – soweit nichts anderes ver-
einbart wurde – am Ersten des Monats, in dem ein neues Versicherungsjahr beginnt. Die
Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung der ersten Prämie oder der ersten Rate der ersten Prämie
ergeben sich aus § 38 VVG in Verbindung mit Nr. 3; im übrigen gilt § 39 VVG. Der
Versicherer ist bei Verzug berechtigt, Ersatz des Verzugsschadens nach § 286 BGB sowie
Verzugszinsen nach § 288 BGB oder § 352 HGB zu fordern. Rückständige Folgeprämien
dürfen nur innerhalb eines Jahres seit Ablauf der nach § 39 VVG für sie gesetzten
Zahlungsfrist eingezogen werden.

2. Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten
Zahlungsterminen als gestundet.

Die gestundeten Raten des laufenden Versicherungsjahres werden sofort fällig, wenn der
Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder soweit eine
Entschädigung fällig wird.

3. Die Haftung des Versicherers beginnt mit dem vereinbarten Zeitpunkt und zwar auch
dann, wenn zur Prämienzahlung erst später aufgefordert, die Prämie aber unverzüglich
gezahlt wird. Ist dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung bekannt, daß ein Versi-
cherungsfall bereits eingetreten ist, so entfällt hierfür die Haftung.

4. Die Haftung endet mit dem vereinbarten Zeitpunkt. Versicherungsverträge von minde-
stens einjähriger Dauer verlängern sich jedoch von Jahr zu Jahr, wenn sie nicht spätestens
drei Monate vor Ablauf schriftlich gekündigt werden. Ein Versicherungsverhältnis, das für
eine Dauer von mehr als fünf Jahren eingegangen ist, kann zum Ende des fünften oder
jedes darauffolgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt wer-
den.

5. Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Vertragszeit oder wird es nach Beginn
rückwirkend aufgehoben oder ist es von Anfang an nichtig, so gebührt dem Versicherer
Prämie oder Geschäftsgebühr gemäß dem Versicherungsvertragsgesetz (z. B. §§ 40, 68).

Kündigt nach Eintritt eines Versicherungsfalles (§ 19 Nr. 2) der Versicherungsnehmer, so
gebührt dem Versicherer die Prämie für das laufende Versicherungsjahr. Kündigt der
Versicherer, so hat er die Prämie für das laufende Versicherungsjahr nach dem Verhältnis
der noch nicht abgelaufenen zu der gesamten Zeit des Versicherungsjahres zurückzuzah-
len.

§ 9 Mehrfache Versicherung; Überversicherung

1. Nimmt der Versicherungsnehmer für versicherte Sachen eine weitere Versicherung gegen
eine der versicherten Gefahren, so hat er den anderen Versicherer und die Versicherungs-
summe dem Versicherer unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Dies gilt nicht für Allgefahren-
versicherungen.

Verletzt der Versicherungsnehmer die Obliegenheit gemäß Abs. 1, so ist der Versicherer
nach Maßgabe des § 6 Abs. 1 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine
Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach Zugang wirksam. Die Leistungsfreiheit
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tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht
oder wenn der Versicherer vor dem Versicherungsfall Kenntnis von der anderen Versi-
cherung erlangt hat.

2. Ist ein Selbstbehalt vereinbart und besteht mehrfache Versicherung, so kann abweichend
von § 59 Abs. 1 VVG als Entschädigung aus mehreren Verträgen nicht mehr als der
Schaden abzüglich des Selbstbehaltes verlangt werden.

3. Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungs-
verträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus vor-
liegendem Vertrag in der Weise, daß die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht
höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus denen Prämie
errechnet wurde, nur in dem vorliegenden Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

4. Wird wegen Überversicherung oder Doppelversicherung die Versicherungssumme ver-
mindert, so ist von diesem Zeitpunkt an für die Höhe der Prämie der Betrag maßgebend,
den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem
neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

5. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der versicherten Sachen erheblich, so
kann sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versicherer nach Maßgabe des § 51
VVG die Herabsetzung der Versicherungssumme und der Prämie verlangen.

6. Im Falle einer Doppelversicherung gelten §§ 59 und 60 VVG.

§ 10 Versicherung für fremde Rechnung

1. Soweit die Versicherung für fremde Rechnung genommen ist, kann der Versicherungs-
nehmer, auch wenn er nicht im Besitz des Versicherungsscheins ist, über die Rechte des
Versicherten ohne dessen Zustimmung im eigenen Namen verfügen, insbesondere die
Zahlung der Entschädigung verlangen und die Rechte des Versicherten übertragen. Der
Versicherer kann jedoch vor Zahlung der Entschädigung den Nachweis verlangen, daß der
Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat.

2. Der Versicherte kann über seine Rechte nicht verfügen, selbst wenn er im Besitz des
Versicherungsscheins ist. Er kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des
Versicherungsnehmers verlangen.

3. Soweit Kenntnis oder Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung
ist, kommt auch Kenntnis oder Verhalten des Versicherten in Betracht. Im übrigen gilt § 79
VVG.

§ 11 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung

1. Ersetzt werden

a) bei zerstörten oder infolge eines Versicherungsfalles abhanden gekommenen Sachen
der Versicherungswert (§ 5) unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles;

b) bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des Eintritts des
Versicherungsfalles, zuzüglich einer durch den Versicherungsfall etwa entstandenen
und durch die Reparatur nicht auszugleichenden Wertminderung, höchstens jedoch der
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles; die Reparaturkosten
werden gekürzt, soweit durch die Reparatur der Versicherungswert der Sache gegenü-
ber dem Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles erhöht wird.

Restwerte werden angerechnet.
Behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen bleiben unberücksichtigt.

2. Beträgt der Zeitwert eines gemäß § 5 Nr. 1 a zum Neuwert versicherten landwirtschaftli-
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chen Gebäudes weniger als 80 Prozent, aber noch mindestens 50 Prozent des Neuwerts,
so wird, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, die gemäß Nr. 1 a oder 1 b berechnete
Entschädigung gekürzt. Sie beträgt bei einem Zeitwert

a) unter 80 Prozent bis 75 Prozent des Neuwerts 97,5 Prozent,
b) unter 75 Prozent bis 70 Prozent des Neuwerts 95 Prozent,
c) unter 70 Prozent bis 65 Prozent des Neuwerts 92,5 Prozent,
d) unter 65 Prozent bis 60 Prozent des Neuwerts 90 Prozent,
e) unter 60 Prozent bis 55 Prozent des Neuwerts 85 Prozent,
f) unter 55 Prozent bis 50 Prozent des Neuwerts 80 Prozent,
des Betrages gemäß Nr. 1 a oder 1 b.

3. Für Kosten gemäß § 3 Nr. 3 oder für Betriebsunterbrechungsschäden leistet der
Versicherer Entschädigung nur, soweit dies besonders vereinbart ist.

4. Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt
des Versicherungsfalles (Unterversicherung), so wird nur der Teil des gemäß Nr. 1 und Nr. 2
ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag verhält wie die Versiche-
rungssumme zu dem Versicherungswert.

Bei der Bruchteilversicherung tritt an die Stelle der Versicherungssumme der Betrag, aus
dem der Bruchteil berechnet wurde.

Ist die Entschädigung für einen Teil der in einer Position versicherten Sachen auf bestimm-
te Beträge begrenzt (§ 12 Nr. 1 b), so werden bei Ermittlungen des Versicherungswertes der
davon betroffenen Sachen höchstens diese Beträge berücksichtigt. Ergibt sich aus dem so
ermittelten Versicherungswert eine Unterversicherung, so wird der Gesamtbetrag des
Schadens entsprechend gekürzt; danach ist § 12 Nr. 1 b anzuwenden.

Ob Unterversicherung vorliegt, ist für jede vereinbarte Gruppe (Position) gesondert festzu-
stellen.

5. Bei der Versicherung auf Erstes Risiko (Erste Gefahr) gelten § 56 VVG und die
Bestimmungen über Unterversicherung (Nr. 4) nicht. Versicherung auf Erstes Risiko besteht

a) für Kosten gemäß § 3 Nr. 3;

b) soweit dies zu sonstigen Versicherungssummen besonders vereinbart ist.

6. Ist der Neuwert (§ 5 Nr. 1 a und Nr. 2 a) der Versicherungswert, so erwirbt der Versiche-
rungsnehmer auf den Teil der Entschädigung, der den Zeitwertschaden (Abs. 2) übersteigt,
einen Anspruch nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des
Versicherungsfalles sichergestellt hat, daß er die Entschädigung verwenden wird, um

a) Gebäude in gleicher Art und Zweckbestimmung an der bisherigen Stelle wiederherzu-
stellen; ist dies an der bisherigen Stelle rechtlich nicht möglich oder wirtschaftlich nicht
zu vertreten, so genügt es, wenn das Gebäude an anderer Stelle innerhalb der
Bundesrepublik Deutschland wiederhergestellt wird;

b) bewegliche Sachen oder Grundstücksbestandteile, die zerstört worden oder abhanden
gekommen sind, in gleicher Art und Güte und in neuwertigem Zustand wiederzubeschaf-
fen; nach vorheriger Zustimmung des Versicherers genügt Wiederbeschaffung ge-
brauchter Sachen; anstelle von Kraft- oder Arbeitsmaschinen können Kraft- und
Arbeitsmaschinen beliebiger Art beschafft werden, wenn deren Betriebszweck derselbe
ist;

c) bewegliche Sachen oder Grundstücksbestandteile, die beschädigt worden sind, wieder-
herzustellen.

Der Zeitwertschaden wird bei zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen gemäß § 5
Nr. 1 b, Nr. 2 b und Nr. 5 festgestellt. Bei beschädigten Sachen werden die Kosten einer Re-
paratur um den Betrag gekürzt, um den durch die Reparatur der Zeitwert der Sache gegenü-
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ber dem Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles erhöht würde.

7. Für Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner für typen-
gebundene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen (§ 5
Nr. 5 Abs. 2) erwirbt der Versicherungsnehmer auf den Teil der Entschädigung, der den
gemeinen Wert (§ 5 Nr. 2 c) übersteigt, einen Anspruch nur, soweit für die Verwendung der
Entschädigung die Voraussetzungen gemäß Nr. 6 b oder 6 c erfüllt sind und die Wieder-
herstellung notwendig ist.

§ 12 Entschädigungsgrenzen; selbstbehalt

1. Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungsfall höchstens

a) bis zu der je Position vereinbarten Versicherungsumme;

b) bis zu den Entschädigungsgrenzen, die in § 4 Nr. 4 Abs. 2 Satz 2 vorgesehen oder 
zusätzlich vereinbart sind.

Maßgebend ist der niedrigere Betrag.

2. Bei Schäden an versicherten Gebäuden wird der nach §§ 11, 12 Nr. 1 ermittelte Betrag je
Versicherungsfall um einen Selbstbehalt von 200 DM gekürzt, sofern nicht etwas anderes
vereinbart ist.

§ 13 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall

1. Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles

a) den Schaden dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, das Abhandenkommen versi-
cherter Sachen auch der zuständigen Polizeidienststelle; gegenüber dem Versicherer
gilt diese Anzeige noch als unverzüglich, wenn sie innerhalb von drei Tagen abgesandt
wird;

bei Schäden über 10.000 DM sollte die Anzeige dem Versicherer gegenüber fernmünd-
lich, fernschriftlich oder telegrafisch erfolgen;

b) der Polizeidienststelle unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen
einzureichen;

c) den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern und dabei die Weisungen
des Versicherers zu befolgen; er hat, soweit die Umstände es gestatten, solche Weisun-
gen einzuholen;

d) für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpapiere oder sonstige aufgebotsfähige
Urkunden unverzüglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten und etwaige sonstige Rech-
te zu wahren, insbesondere abhanden gekommene Sparbücher und andere sperrfähige
Urkunden unverzüglich sperren zu lassen;

e) dem Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des Zumutbaren jede Untersuchung
über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Entschä-
digungspflicht zu gestatten, jede hierzu dienliche Auskunft – auf Verlangen schriftlich –
zu erteilen und die erforderlichen Belege beizubringen, bei Gebäudeschäden auf Ver-
langen insbesondere einen beglaubigten Grundbuchauszug;

f) Veränderungen der Schadenstelle möglichst zu vermeiden, solange der Versicherer
nicht zugestimmt hat;

g) dem Versicherer auf dessen Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist von minde-
stens zwei Wochen ein von ihm unterschriebenes Verzeichnis aller abhanden gekom-
menen, zerstörten oder beschädigten Sachen vorzulegen; soweit nicht Versicherung auf
Erstes Risiko vereinbart ist, kann der Versicherer auch ein Verzeichnis aller unmittelbar
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vor Eintritt des Versicherungsfalles vorhandenen Sachen verlangen, in den Verzeichnis-
sen ist der Versicherungswert der Sachen unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-
falles anzugeben.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Obliegenheiten, so ist der
Versicherer nach Maßgabe des Versicherugsvertragsgesetztes (§§ 6 Abs. 3, 62 Abs. 2 VVG)
von der Entschädigungspflicht frei. Dies gilt nicht, wenn nur die fernmündliche, fernschriftli-
che oder telegrafische Anzeige gemäß Nr. 1 a unterbleibt.

Sind abhanden gekommene Sachen der Polizeidienststelle nicht oder nicht rechtzeitig ange-
zeigt worden, so kann der Versicherer nur für diese Sachen von der Entschädigungspflicht
frei sein.

3. Hatte eine vorsätzliche Obliegenheitsverletzung Einfluß weder auf die Feststellung des
Versicherungsfalles noch auf die Feststellung oder den Umfang der Entschädigung, so ent-
fällt die Leistungsfreiheit gemäß Nr. 2, wenn die Verletzung nicht geeignet war, die Inte-
ressen des Versicherers ernsthaft zu beeinträchtigen, und wenn außerdem den Versiche-
rungsnehmer kein erhebliches Verschulden trifft.

§ 14 Besondere Verwirkungsgründe

1. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbei, so
ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.

2. Versucht der Versicherungsnehmer, den Versicherer arglistig über Tatsachen zu täu-
schen, die für den Grund oder für die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, so ist
der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.

Ist eine Täuschung gemäß Abs. 1 durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Betruges oder
Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen von Abs. 1 als bewiesen.

3. Wird der Entschädigungsanspruch nicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten gericht-
lich geltend gemacht, nachdem der Versicherer ihn unter Angabe der mit dem Ablauf der
Frist verbundenen Rechtsfolge schriftlich abgelehnt hat, so ist der Versicherer von der
Entschädigungspflicht frei. Durch ein Sachverständigenverfahren (§ 15) wird der Ablauf der
Frist für dessen Dauer gehemmt.

4. Die Bestimmung des § 12 Abs. 1 und 2 VVG bleibt unberührt.

§ 15 Sachverständigenverfahren

1. Versicherungsnehmer und Versicherer können nach Eintritt des Vesicherungsfalles ver-
einbaren, daß die Höhe des Schadens durch Sachverständige festgestellt wird. Das Sach-
verständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf sonstige tatsächliche Voraussetzungen
des Entschädigungsanspruchs sowie der Höhe der Entschädigung ausgedehnt werden.

Der Versicherungsnehmer kann ein Sachverständigenverfahren auch durch einseitige
Erklärung gegenüber dem Versicherer verlangen.

2. Für das Sachverständigenverfahren gilt:

a) Jede Partei benennt schriftlich einen Sachverständigen und kann dann die andere unter
Angabe des von ihr benannten Sachverständigen schriftlich auffordern, den zweiten
Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht binnen zwei
Wochen nach Empfang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei
durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der
Aufforderung ist auf diese Folge hinzuweisen.

b) Beide Sachverständige benennen schriftlich vor Beginn des Feststellungsverfahrens
einen dritten Sachverständigen als Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann
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auf Antrag einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

c) Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen benennen, die Mitbewerber
des Versicherungsnehmers sind oder mit diesem in Geschäftsverbindung stehen, ferner
keine Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt sind oder mit
ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen.
Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch die Sachverständigen.

3. Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten

a) ein Verzeichnis der zerstörten, beschädigten und abhanden gekommenen Sachen sowie
deren Versicherungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles; in den Fällen von § 11
Nr. 6 ist auch der Zeitwert, in den Fällen von § 11 Nr. 7 auch der gemeine Wert anzugeben;

b) bei beschädigten Sachen die Beträge gemäß § 11 Nr. 1 b;

c) alle sonstigen gemäß § 11 Nr. 1 maßgebenden Tatsachen, insbesondere die Restwerte
der von dem Schaden betroffenen Sachen;

d) entstandene Kosten, die gemäß § 3 versichert sind.

4. Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig ihre Feststellungen. Wei-
chen die Feststellungen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem
Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die
Feststellung der Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung
beiden Parteien gleichzeitig.

5. Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen
beide Parteien je zur Hälfte.

6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind verbindlich, wenn nicht nach-
gewiesen wird, daß sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser
verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer gemäß §§ 11, 12 die Entschädigung.

7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers gemäß § 13 Nr. 1 nicht berührt.

§ 16 Zahlung der Entschädigung

1. Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und der Höhe nach festgestellt, so
hat die Auszahlung der Entschädigung binnen zwei Wochen zu erfolgen. Jedoch kann einen
Monat nach Anzeige des Schadens als Abschlagzahlung der Betrag beansprucht werden,
der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

2. Die Entschädigung ist seit Anzeige des Schadens mit 1 Prozent unter dem Basiszinssatz
der Europäischen Zentralbank (siehe Seite 79) zu verzinsen, mindestens jedoch mit 4
Prozent und höchstens mit 6 Prozent pro Jahr, soweit nicht aus anderen Gründen ein höhe-
rer Zins zu entrichten ist.

Die Verzinsung entfällt, soweit die Entschädigung innerhalb eines Monats seit Anzeige des
Schadens gezahlt wird.

Zinsen werden erst fällig, wenn die Entschädigung fällig ist.

3. Der Lauf der Fristen gemäß Nr. 1 und Nr. 2 Abs. 1 ist gehemmt, solange infolge Verschul-
dens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt wer-
den kann.

4. Bei Schäden an Gebäuden, an der technischen oder kaufmännischen Betriebseinrichtung
oder an Gebrauchsgegenständen von Betriebsangehörigen ist für die Zahlung des über den
Zeitwertschaden hinausgehenden Teils der Entschädigung der Zeitpunkt maßgebend, in
dem der Versicherungsnehmer den Eintritt der Voraussetzungen von § 11 Nr. 6 dem
Versicherer nachgewiesen hat.
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Abs. 1 gilt entsprechend für die in § 11 Nr. 7 genannten Sachen, soweit die Entschädigung
den gemeinen Wert übersteigt. Das gleiche gilt, soweit aufgrund einer sonstigen Verein-
barung ein Teil der Entschädigung von Voraussetzungen abhängt, die erst nach dem Ver-
sicherungsfall eintreten.

Zinsen für die Beträge gemäß Abs. 1 und Abs. 2 werden erst fällig, wenn die dort genann-
ten zusätzlichen Voraussetzungen der Entschädigung festgestellt sind.

5. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben,

a) solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;

b) wenn gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Repräsentanten aus Anlaß
des Versicherungsfalles ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren aus Gründen
eingeleitet worden ist, die auch für den Entschädigungsanspruch rechtserheblich sind,
bis zum rechtskräftigen Abschluß dieses Verfahrens.

6. Die gesetzlichen Vorschriften über die Sicherung des Realkredits bleiben unberührt.

§ 17 Repräsentanten

Im Rahmen von §§ 6, 7, 9, 13 und 14 Nr. 1 und Nr. 2 stehen Repräsentanten dem Versiche-
rungsnehmer gleich.

§ 18 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungs-
nehmer dies dem Versicherer unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

2. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, bevor die volle bedingungsgemäße Entschädigung für diese Sache gezahlt worden
ist, so behält er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache innerhalb von zwei
Wochen dem Versicherer zur Verfügung stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewähr-
te Abschlagszahlung oder eine gemäß § 11 Nr. 6 oder Nr. 7 vorläufig auf den Zeitwert-
schaden oder auf den gemeinen Wert beschränkte Entschädigung zurückzuzahlen.

3. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres Versicherungs-
wertes gezahlt worden ist, so hat der Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzu-
zahlen oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer
hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Auf-
forderung des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das
Wahlrecht auf den Versicherer über.

4. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, die bedin-
gungsgemäß weniger als den Versicherungswert betragen hat, so kann der Versiche-
rungsnehmer die Sache behalten und muß sodann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt
er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung
des Versicherers nicht bereit, so hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen
mit dem Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. Von dem Erlös abzüglich
der Verkaufskosten erhält der Versicherer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten bedin-
gungsgemäßen Entschädigung entspricht.

5. Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Versicherungsnehmer
die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu verschaffen.

Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraftlos erklärt worden, so hat der Ver-
sicherungsnehmer die gleichen Rechte und Pflichten, wie wenn er das Wertpapier zurücker-
langt hätte. Jedoch kann der Versicherungsnehmer die Entschädigung behalten, soweit ihm
durch Verzögerung fälliger Leistungen aus den Wertpapieren ein Zinsverlust entstanden ist.
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6. Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu
stellen, so hat er dem Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte zu
übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sachen zustehen.

7. Sind wiederherbeigeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Versicherungs-
nehmer Entschädigung gemäß § 11 Nr. 1 b auch dann verlangen oder behalten, wenn die
Sachen gemäß Nr. 2 bis Nr. 4 bei ihm verbleiben.

§ 19 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall

1. Die Versicherungssummen vermindern sich nicht dadurch, daß eine Entschädigung gelei-
stet wird.

2. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann der Versicherer oder der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag kündigen.

Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie muß spätestens einen Monat nach Auszahlung
der Entschädigung zugehen. Der Zahlung steht es gleich, wenn die Entschädigung aus
Gründen abgelehnt wird, die den Eintritt des Versicherungsfalles unberührt lassen.

Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang wirksam. Der Versicherungsnehmer
kann bestimmen, daß seine Kündigung sofort oder zu einem anderen Zeitpunkt wirksam
wird, jedoch spätestens zum Schluß des laufenden Versicherungsjahres.

§ 20 Schriftliche Form; Zurückweisung von Kündigungen

1. Anzeigen und Erklärungen bedürfen der Schriftform. Dies gilt nicht für die Anzeige eines
Schadens gemäß § 13 Nr. 1 a.

2. Ist eine Kündigung des Versicherungsnehmers unwirksam, ohne daß diese auf Vorsatz
oder grober Fahrlässigkeit beruht, so wird die Kündigung wirksam, falls der Versicherer sie
nicht unverzüglich zurückweist.

§ 21 Agentenvollmacht

Ein Agent des Versicherers ist nur dann bevollmächtigt, Anzeigen und Erklärungen des
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen, wenn er den Versicherungsvertrag vermittelt
hat oder laufend betreut.

§ 22 Gerichtstand

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände nach
§§ 13, 17, 21, 29 ZPO und § 48 VVG.

§ 23 Schlußbestimmung

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt ist, gelten die
gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt insbesondere für die im Heft “FS 83.30 – Allgemein” auf-
geführten Gesetzesbestimmungen, die nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen
Inhalt des Versicherungsvertrages sind.

Anmerkung zu “Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank”:

Abweichend hiervon ist dies vom 01.01.1999 bis 31.12.2001 der Basiszinssatz nach dem
Diskont-Überleitungs-Gesetz (DÜG) in Verbindung mit der Basiszinssatz-Bezugsgrößen-
Verordnung.
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Sonder- und Zusatzbedingungen (soweit vereinbart)

Zusatzbedingungen für die einfache Betriebsunterbrechungs-Versicherung
(Klein-BU-Versicherung) – ZKBU 87
(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Preisdifferenz-Versicherung (Klausel 1301)
(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Sachverständigenkosten (Klausel 1302)
(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Summenanpassung für die Versicherung beweglicher Sachen (Klausel 1701)
(abgedruckt unter A Feuerversicherung)

Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen (ohne
Restwerte) (Klausel 2302)
(abgdruckt unter A Feuerversicherung)

Abhängige Außenversicherung (Klausel 3401)
(abgdruckt unter A Feuerversicherung)

Schäden durch Hagel (Klausel 6101)
Die Sturmversicherung erstreckt sich auch auf Schäden durch Hagel. In diesem Fall brau-
chen bei Schäden durch Hagel die Voraussetzungen von § 1 Nr. 2 AStB 87 (Sturm) nicht
gegeben zu sein.

§ 1 Nr. 1 bis Nr. 5 AStB 87 gilt sinngemäß auch für Schäden durch Hagel gemäß Nr. 1.
Jedoch genügt es in den Fällen von § 1 Nr. 4 c AStB 87 für den Versicherungsschutz, daß
die Öffnung durch Hagel entstanden ist.

80

2.5

2.4

2.3

2.6

2.7

2.2

2.1

2.


	Inhaltsübersicht
	A Feuerversicherung
	B Einbruchdiebstahlversicherung
	C Leitungswasserversicherung
	D Sturmversicherung

